
Elfter Umweltkontrollbericht - Landwirtschaft und Wald 

Die biologisch bewirtschaftete landwirtschaftliche Fläche inklusive Almen ist bis Biolandbau-Fläche 
2010 gewachsen und hat sich seither bei circa 20 % der landwirtschaftlich ge- bei 20 % 
nutzten Fläche eingependelt. Das ist der höchste Anteil in der Europäischen 
Union. Der Anteil der biologischen Flächen im Ackerland liegt bei circa 14,5 % 
und im Grünland bei etwa 26 % (BMLFUW 2015c). Im Lebensmitteleinzelhandel 
werden etwa 7,6 % des Umsatzes mit biologischen Waren erzielt (ROLLAMA 
2015). 

Um die Entwicklung des Biolandbaus weiter zu unterstützen, wurde 2015 das 
fünfte Bio-Aktionsprogramm 2015-2020 veröffentlicht (BMLFUW 2015d). Es 
bündelt eine Vielzahl von Zielen und Maßnahmen in den Bereichen Vermark­
tung , Bildung und Information, Beratung sowie Projektförderung. Außerdem sind 
eine Bonus-Förderung im Rahmen des Programms zur Entwicklung des ländli­
chen Raums und ein Prämienaufschlag auf Biodiversitätsflächen vorgesehen. 

Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP) 2014 hat EU-weit 
nicht die erhoffte Stärkung der zweiten Säule4 mit dem Potenzial zur wirksamen 
Umweltförderung gebracht. Die Okologisierung durch das sogenannte "Gree­
ning" der ersten Säule beschränkt sich auf Anforderungen bei Fruchtfolge, 
Grünlandschutz und ökologischen Ausgleichsflächen (vTI 2014). Eine gezielte-
re Lenkung der Mittel zur effektiven Verbesserung der Umweltsituation im Ag-
rarbereich wäre wünschenswert (EuRH 2012). 

Die W irksamkeit der Agrarförderung im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolit ik 
(Periode 2021-2027) sollte darauf abzielen , dass die Kleinstrukturiertheit und 
Nachhaltigkeit der nationalen Landwirtschaft durch die Gestaltung der zukünfti­
gen Maßnahmen weiter gestärkt und deren Wirksamkeit überprüft werden kann. 
Um die Akzeptanz in der Offentlichkeit zu verbessern , sollen die bereits beste­
henden partizipativen Prozesse kontinu ierlich verstärkt werden. (Europäische 
Kommission, BMLFUW) 

Entwicklungen bei Energiekulturen und Biomasse 

Agrarische Rohstoffe werden in zunehmendem Ausmaß zur Energiegewinnung 
oder zu anderweitiger stofflicher Nutzung verwendet. Für die Stromgewinnung 
(Endenergieverbrauch) wurden 2013 6,5 % aus Biomasse bereitgestellt, wobei 
knapp die Hälfte davon aus Holz gewonnen wurde. Die gemäß Okostromgesetz 
2012 (OSG 2012; BGBI. I Nr. 75/2011) abgewickelten und geförderten Einspei­
semengen sind etwas geringer, da manche Anbieter den günstigeren Markt­
preis nutzen und nicht als Okostrom vermarkten. 7 % der Ackerfläche Oster­
reichs wurden 2013 zur Energieproduktion genutzt: 5,2 % (69.100 ha) davon für 
Biotreibstoffe und 1,8 % (24.700 ha) zur Energiegewinnung in Form von Biogas, 
z. B. aus Mais, oder durch die Verbrennung von Miscanthus (Elefantengras) 
und Kurzumtriebsholz. Durch die Produktion von eiweißhaitigen Futtermitteln 
als Nebenprodukt der Biotreibstofferzeugung können ca . 65.000 ha Anbauflä­
che von Soja in Übersee für Futtermittel eingespart werden und so kann teilwei­
se auch die Importabhängigkeit verringert werden (BIOMASSEVERBAND 2015) 
(- Energie, Kapitel 1.2). 

4 Die erste Säule der GAP umfasst die Direktzahlungen und die Marktordnung, die zweite Säule ist 
das Programm zur Ländlichen Entwicklung, das u. a. die Programme zur Agrarumwelt und zu be­
nachteiligen Gebieten enthält. 
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Die hohen Produktionsstandards für Lebens- oder Futtermittel gelten grundsätz­
lich auch für die Produktion von stofflich oder energetisch 5 genutzten Agrarpro­
dukten. Die Richtlinie über erneuerbare Energien setzt dazu Rahmenbedingun­
gen durch Nachhaltigkeitskriterien für Biomasse zur energetischen Nutzung. 
Damit ist ein Schutz für besonders sensible Flächen und Grünland gegeben, die 
Produktionsweise am Acker unterliegt den jeweils geltenden Bestimmungen. 
Die Richtl inie RL (EU) 2015/1513 lenkt den Fokus der zukünftigen Biomasse­
nutzung für Biokraftstoffe weiter auf Abfall und Reststoffe, die ohne zusätzlichen 
Flächenbedarf anfallen. 

Um fossi le durch erneuerbare Energ ieträger zu ersetzen , sollte die nachhaltige 
Produktion von Biomasse zur energetischen Nutzung weiter forciert werden. 
Für Importe sollten entsprechende Bewirtschaftungskriterien deren nachhaltige 
Produktion sicherste llen. Des Weiteren sollten die Potenziale der Nutzung von 
Reststoffen aus Land- und Forstwirtschaft zur Energ ieerzeugung untersucht und 
umgesetzt werden . (BMLFUW, BMWFW, Forschungseinrichtungen) 

Holz als Energieträger spielt bereits eine wichtige Rolle und es ist zu erwarten , 
dass seine Bedeutung weiter steigen wird (BMLFUW 2012c, 2015e). Hoher Nut­
zungsdruck durch große Nachfrage birgt bei der Entnahme von ganzen Bäu­
men , von (Fein-)Ästen sowie von Laub und Reis ig (Vollbaumnutzung) die Ge­
fahr des Nährstoffentzuges - insbesondere auf nährstoffarmen Wald böden -
und der Verringerung der biologischen Vielfalt (BFW 2009) (- Biolog ische Viel­
falt, Kapitel 7.3). Auch um den CO2-Speicher des Waldes zu erhalten, ist die 
Nutzung der Wald biomasse auf nährstoffarmen Waldböden auf ein nachhalti­
ges Niveau zu begrenzen. 

Die kaskadische Nutzung von Holz bedeutet eine möglichst lange stoffliche 
Verwertung und erst zuletzt die energetische Verwendung des Rohstoffes Holz 
(SCHWARZBAUER et al. 2015). Sie schont Ressourcen, bindet Kohlenstoff für vie­
le Jahre, ersetzt die Verwendung anderer energieintensiver (Bau-)Stoffe und 
steigert die Wertschöpfung in der Holznutzungskette. Im langjährigen Durch­
schnitt sind zwischen einem Viertel und einem Drittel des Holzaufkommens aus 
dem Wald Energieholzsortimente, die für eine stoffliche Verwendung nur bedingt 
geeignet sind. Dieser Anteil sollte jedoch aus Klimaschutzgründen nicht erhöht 
werden. 

In Zusammenarbeit der wesentlichen Akteure sollte ein Gesamtkonzept für die 
Nutzung von Holz erstellt werden. Dieses soll die stoffliche und energetische 
Nutzung umfassen und zu einem nachhaltig hohen Holzeinsatz führen. Zentrale 
Bestandteile des Konzeptes sollen eine nachhaltige Rohstoffversorgung für stoff­
liche und energetische Verwendungswege, eine - wo möglich - kaskadische 
Nutzungsabfolge, die Entwicklung innovativer Produkte auf Basis von Holz (Holz­
bau) und eine effizientere Energieumwandlung (etwa im Ökostrombereich) und 
Energieverteilung sein. Damit soll eine Basis für eine abgestimmte Strategie 
inkl. Forschungs- und Anreizförderungen und unterstützende Maßnahmen (z. B. 
im Bereich der öffentlichen Gebäude oder der Wohnbauförderung) gebildet 
werden. 

5 stoffliche Nutzung: Verpackungsmaterialien, Dämmmaterialien, Bioraffinerie: Kunststoffe, Amino­
säuren etc. 
energetische Nutzung: Verbrennung, Biokraftstoffe, Biogas etc. 
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Um eine an das Brennstoffangebot angepasste Nutzung von mit Biomasse be­
triebenen Kraftwerken besser zu unterstützen, sollte die Abnahme- und Vergü­

tungspflicht im Ökostromgesetz 2012 6 differenziert werden . Auf die Begrenzung 
einer möglichen Übernutzung natürlicher Ressourcen stellt das Gesetz derzeit 
nicht ab (UMWELTBUNDESAMT 2014b) . 

Hinsichtlich der zu erwartenden verstärkten Rohholznachfrage sowohl für stoff- Empfehlungen 
liche als auch für energetische Verwendung sollte die Holznutzung nachhaltig 
erfolgen. Kaskadische und energetische Nutzung ergänzen sich bei der Vielfalt 
an Produkten. (BMLFUW, Bundesländer) 

Die Holzentnahme auf nährstoffarmen Waldböden sollte so gestaltet werden , , 
dass Nährstoffkreisläufe und damit die Waldbiodiversität nicht beeinträchtigt wer­
den. Die weitere Entwicklung und der Betrieb lokaler Biomasse-Nahwärmesys­
teme sollten insbesondere hinsichtlich der Versorgung mit Rohstoffen und Ab­
nahme der Energie im Einklang mit der jeweils regional relevanten Energie­

raumplanung erfolgen. (BMLFUW, Bundesländer) 

Erfassung und Bewertung von Ökosystemleistungen 

Die Erfassung des Wertes von Ökosystemleistungen für Wirtschaft und Gesell­

schaft kann ein wirksames Instrument sein, um Leistungen und Wirkungen von 
natürlichen Systemen stärker im Bewusstsein der direkten und indirekten Nut­
zerinnen zu verankern und in Entscheidungsprozesse einzubringen. 

Aufbauend auf den Arbeiten des Schweizer Bundesamtes für Umwelt wurde für 
Österreich ein Inventar finaler Ökosystemleistungen, die direkt vom Menschen 
genutzt werden können , im Bereich der Landwirtschaft (UMWELTBUNDESAMT 

2011 a) und des Waldes (UMWELTBUNDESAMT 2015b) erstellt. 

Die Landwirtschaft ist sowohl Bereitstellerin als auch Nutzerin von Ökosystem­

leistungen. Zunehmend werden sie auch als Grundlage für landwirtschaftliche 
Fördersysteme diskutiert. Einer Maßnahme der EU-Biodiversitätsstrategie fol­
gend soll versucht werden , bis 2020 Ökosysteme und ihre Dienstleistungen zu 
erfassen und räumlich abzubilden (MAES 7) (BISE 2015). Im Mittelpunkt steht 
dabei die Rolle, die die Biodiversität für die Erfüllung derartiger Leistungen 
spielt (- Biologische V ielfalt, Kapitel 7.2). 

Im Sinne der Biodiversitätsstrategie sollte das Konzept der Ökosystemleistun­
gen erweitert und als Grundlage für Bewusstseinsbildung und Öffentlichkeitsar­

beit angewandt werden . Ökosystemleistungen sind aber nicht nur im Bereich 
der Biodiversitätswirkungen zu erkennen. Besonders wichtig sind auch die Bo­
denfunktionsfähigkeit im Bereich der Land- und Forstwirtschaft und damit die 
Sicherung der Ernährungsgrundlage sowie die vielfältigen HOlznutzungen für 
die Gesellschaft. Sie tragen darüber hinaus zur Filterung und Aufbereitung des 

6 Im Okostromgesetz 2012 ist in § 12 bis § 20 die "Kontrahierungspflicht" der Okostrom­
Abwicklungsstelle geregelt. Danach ist die Okostromabwicklungsstelle verpflichtet, nach Maßga­
be der zur Verfügung stehenden Fördermittel für Okostromanlagen, durch Abschluss von Verträ­
gen über die Abnahme und Vergütung von Okostrom zu den gemäß § 39 genehmigten Allgemei­
nen Bedingungen den ihr angebotenen Okostrom zu den durch Verordnung gemäß § 19 be­
stimmten Einspeisetarifen und für die gemäß § 16 festgelegte Dauer ( ... ) zu kontrahieren. 

7 Mapping and Assessment of Ecosystems and their Services 
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Grundwassers sowie zur Reinhaltung der Luft bei und fördern somit die Ge­
sundheit der Menschen. Ebenso tragen sie zur Stabilität von Ökosystemen bei , 
wodurch sie unter anderem Gefahren des Klimawandels reduzieren . 

Eine rein ökonomisch-monetäre Sichtweise ist jedoch zu hinterfragen. Die Kon­
zentration auf die ökonomische Bewertung von Ökosystemleistungen kann zu 
bel iebiger Verh andelbarkei t und zu der Annahme fü hren, Ökosystem leistungen 
seien austauschbar oder monetär ablösbar. Eine bewusste Degradierung und 
somit eine Verschlechterung des Zustandes von Ökosystemen und ihrer Leis­
tungen so llte auf alle Fälle vermieden werden . 

Klimawandel und Anpassung 

In der Österreichischen Strateg ie zur Anpassung an den Kl imawandel (BMLFUW 
2013a) werden für die Landwirtschaft mög liche negative Auswirkungen des 
Klimawandels aufgezeigt Kri tische Faktoren, wie Hitze- und Trockenstress, neue 
oder verstärkt auftretende Schadorgan ismen inklusive invasiver Pflanzen, das 
möglicherweise vermehrte Auftreten von Extremereignissen , aber auch Konfl ik­
te um die Wassernutzung gehören zu den großen Herausforderungen im Bereich 
Landwirtschaft Insbesondere werden Ertrags- sowie Qualitätseinbußen und 
abnehmende Ertragssicherheit erwartet ( ... Klimawandelanpassung , Kapitel 
11 .2, ... Biologische Vielfalt, Kapitel 7.3, ... Wasser, Kapitel 5.4, ... Boden-
schutz und Flächenmanagement, Kapitel 6.3). 

Längere Vegetationsperioden können sich - bei ausreichender Wasserversor­
gung - positiv auf das Ertragspotenzial in der Landwirtschaft auswirken. 

Die Österreich ische Klimawandelanpassungs-Strategie schlägt 14 konkrete 
Maßnahmen in der Landwirtschaft vor, die in den Bereichen Ackerbau und Bo­
denschutz, Bewässerungsmanagement, Forschung und Entwicklung sowie in­
tegrierte Förderung der Resil ienz im System (Risikostreuung) greifen sollen 
(BMLFUW 2013a). 

Die in der Strategie genannten allgemeinen Handlungsprinzipien für die Land­
wirtschaft zur Anpassung an den Klimawandel liegen sehr nahe an denen der 
biolog ischen Landwirtschaft. So ist die starke Entwicklung der biolog ischen 
Wirtschaftsweise in Österreich auch im Sinne der Anpassung an die Folgen des 
Klimawandels positiv zu beurteilen und sol lte weiter unterstützt werden . Dar­
über hinaus gehende Anpassungsmaßnahmen sind ebenfalls notwendig. Eine 
Förderung spezifischer Maßnahmen sollte direkte und indirekte negative Aus­
wirkungen in Betracht ziehen (z. B. erhöhter Energieverbrauch zur Anpassung). 
Unterstützungen, die ein ganzheitliches Konzept verfolgen, ist jedenfalls vor ei­
ner starken Förderung von Detailmaßnahmen der Vorzug zu geben (z. B. Bio­
landwirtschaft statt StalIkühlung fördern) ( ... Bodenschutz und Flächenma­
nagement, Kapitel 6.3). 

In Bezug auf die notwendige Anpassung an den Klimawandel sollten angepass­
te Bewirtschaftungssysteme, wie z. B. biologische Landwirtschaft, Humusauf­
bau und allgemeine Verbesserung der Resilienz, gezielt gefördert werden, wie 
z. B. durch das ÖPUL oder das Bioaktionsprogramm. Gleichzeitig sollten Maß­
nahmen zur Stärkung der Eigenvorsorge gesetzt werden. (Bundesregierung, 
Bundesländer) 
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Bäume sind aufgrund ihrer Langlebigkeit gegenüber den Folgen des Klimawan-

dels besonders verwundbar (UMWELTBUNDESAMT 2013, lINDNER et al. 2010) . 
Naturferne Baumartenzusammensetzung und hohe Verbissbelastung durch 
mangelnde jagdliche Wildstandsregulierung vermindern die Widerstands- und 
Anpassungsfähigkeit der Waldökosysteme. Natürliche bzw. naturnahe Wald­
ökosysteme haben allgemein bessere Voraussetzungen , sich an die derzeit rasch 
ändernden kl imatischen Bedingungen anzupassen als naturferne (PRETZSCH 
2009, POTVIN & DUTILLEUL 2009) . Wie die letzten Ergebnisse der Österreich i­
schen Waldinventur zeigen , nimmt der Ante il der Mischwaldbaumarten im öster­
reichischen Wald kontinuierlich zu (BFW 2011) . 

Wesentliche Adaptierungsmaßnahmen bestehen darin , die Anpassungsfähig­
keit der Waldökosysteme durch Förderung der natürlichen Baumartenvielfalt 

und der Naturverjüngung sowie der Minimierung entgegenwirkender Einfluss­
faktoren (Wildverbiss) zu stärken. Das Bewusstsein hinsichtlich der Notwendig­
keit und der Möglichkeiten zur Anpassung an den Klimawandel in der Land- und 
Forstwirtschaft muss durch Fortbildung sowohl für Bewirtschafterinnen als auch 

für Verantwortliche in Beratung und Verwaltung weiterentwickelt werden . Ein 
Teil der jährlich mindestens 4 Mio. Euro für die Umsetzung von Maßnahmen im 
Rahmen des Österreich ischen Waldökologieprogramms im Rahmen des Pro­
gramms zur Entwicklung des Ländlichen Raums 2014-2020 (BMLFUW 2014a) 
steht für diese Ziele zur Verfügung . 

naturnahe 
WaldgeselJschaften 
sind anpassungsfähiger 

Um die Stabilität von Wäldern trotz Veränderungen durch den Klimawandel zu Empfehlung 
erhalten , sollten reg ionale Maßnahmen zur Klimawandelanpassung definiert und 
priorisiert werden . (BMLFUW, Interessenvertretungen, Bundesländer, For­

schungseinrichtungen) 

4.3 Stoffbilanzen und Stoffflüsse der land- und 
forstwirtschaftlich genutzten Fläche 

Stickstoff und Phosphor 

Im europäischen und internationalen Vergleich weist Österreich relativ ausge­
glichene Nährstoffbilanzen in der Landwirtschaft auf (EUROSTAT 2013) . Das 

Problem der Nährstoffüberschüsse ist in Österreich nur in bestimmten Gebieten 
(niederschlagsarme Ackerbaugebiete) lokal akut. Nicht immer sind die proble­
matischen Gebiete diejenigen mit den höchsten Überschüssen. Die Rate der 
Grundwasserneubildung ist für die Konzentrationen im Grundwasser ebenso 
entscheidend. Die Problemgebiete werden im nationalen Gewässerbewirtschaf­
tungsplan als Beobachtungs- bzw. Maßnahmengebiete ausgewiesen (- Wasser, 
Kapitel 5.1). 

Stickstoff und Phosphor stellen wichtige Nährstoffe für die Pflanzenproduktion 
dar. Der Input bzw. die Bilanzen von Stickstoff und Phosphor auf landwirtschaft­
lichen Flächen sind Indikatoren für die Intensität der Landnutzung. Der diffuse 
Eintrag dieser Nährstoffe aus der Landwirtschaft ist für Gewässer relevant und 
in wenigen bestimmten Reg ionen problematisch (- Wasser, Kapitel 5.2, 5.3). 
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Reg ional betrachtet gehen hohe Stickstoffüberschüsse meist mit hohen Vieh­
dichten einher. Die tatsächliche Belastung des Grundwassers ist von vier Pa­
rametern abhängig: Ausdehnung der landwirtschaftlichen Nutzfläche, Düngung , 
Bodeneigenschaften, Niederschlagsmenge und deren Auswirkungen auf die 
Grundwasserneubildungsrate. Über alle Grundwasserkörper betrachtet und für 
Osterreich aggregiert, schwankte der Überschuss zwischen 2009 und 2012 im 
Bereich von 36 bis 43 kg N/ha und Jahr, im Mittel lag er bei 39,7 kg N/ha im 
Jahr (BMLFUW 2013b). 

Für die jährliche Schwankung der Bilanzen ist der durch die Wetterentwicklung 
beeinflusste Entzug durch die Erträge entscheidend. Die Schwankungen sind in 
den ackerbaulich genutzten Gebieten besonders hoch , da die Nährstoffe nur bei 
guter Wasserversorgung mit entsprechendem Wachstum aufgenommen wer­
den können (BMLFUW 2013b). Auswaschung ist, besonders in Gebieten mit nied­
rigen Grundwasserneubildungsraten , hintan zu halten. 

Hohe Stickstoffgehalte im Boden steigern die Emissionen von Lachgas, das zu 
67 % aus landwirtschaftlichen Tätigkeiten stammt. Eine sachgerechte Düngung 
ist daher eine wichtige Klimaschutz-Maßnahme (- Klimaschutz, Kapitel 10.2). 

Die Phosphor-Rohstoffquellen sind begrenzt. Daher ist die Rückgewinnung von 
Nährstoffen - insbesondere von Phosphor - aus Klärschlämmen und Klär­
schlammkompostierung für die Verwendung in der Landwirtschaft zukünftig 
stärker in Betracht zu ziehen . Dabei gi lt es sicherzustellen , dass Boden- sowie 
Nahrungs- und Futtermittelqualität nicht beeinträchtigt werden (- Ressourcen­
management und Abfa llwirtschaft, Kapitel 12.4). 

Horizontale Ansätze (z. B. OPUL-Maßnahmen, wie Umweltgerechte und bio­
diversitätsfördernde Bewirtschaftung , Vorbeugender Grundwasserschutz, Bio­
logische Wirtschaftsweise, Begrünungsmaßnahmen sowie z. B. das Grundwas­
serschutzprogramm in der Steiermark (LGBI. Nr. 39/2015)) zur Reduktion des 
Nährstoffeintrags in Grund- und Oberflächengewässer, greifen und sollten je­
denfalls fortgeführt werden. Weiterhin sind insbesondere Erosionsschutz (Phos­
phor-Eintrag in Oberflächengewässer) und Schutz vor Nährstoffauswaschung 
(Stickstoff-Eintrag in Grundwasser und Oberflächengewässer) wichtige Ansätze 
zur Reduktion des Nähstoffaustrags aus landwirtschaftlichen Systemen 
(- Wasser, Kapitel 5.2, 5.3). 

Empfehlungen Insbesondere in Ackerbaugebieten mit geringen Niederschlagsmengen und 
Gebieten mit hohem Tierbesatz sollten im Rahmen des Nitrataktionsprogramms 
zusätzliche Impulse gesetzt werden, um den Nährstoffeintrag durch reduzierte, 
zeitlich und mengenmäßig bedarfsangepasste Düngung zu begrenzen. 
(BMLFUW, Landwirtschaftskammern) 

Trend der THG­
Emissionen ist 

rückläufig 

Wie im Nitrataktionsprogramm und anderen Aktivitäten begonnen, sollten der 
Erosionsschutz weiterentwickelt und die Verhinderung von Auswaschungen 
durch spezifische Bewirtschaftung mit entsprechenden OPUL-Maßnahmen un­
terstützt werden. (BMLFUW, Forschungseinrichtungen) 

Treibhausgase und Klimaschutz 

Die Treibhausgas-Emissionen aus dem Sektor Landwirtschaft nahmen zwi­
schen 1990 und 2014 um 15,6 % ab, was im Wesentl ichen auf den im Vergleich 
zu 1990 deutlich geringeren Viehbestand und den reduzierten Mineraldünger-
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einsatz zurückzuführen ist. 2014 war die Landwirtschaft mit 7,97 Mio. t CO2-

Äquivalent für 10 % der Treibhausgas-Emissionen verantwortlich (UMWELT­
BUNDESAMT 2016). Damit wurde die sektorale Höchstmenge nach Klimaschutz­
gesetz (KSG; BGBI. I Nr. 106/2011) von 8,0 Mio. t um 0,03 Mio. tunterschritten 
(2013: 0,2 Mio. t unter Höchstmenge) (-+ Klimaschutz, Kapitel 10.2, 10.4). In 
den letzten Jahren unterlagen die Emissionen geringfügigen Schwankungen. 
Die gestiegene pflanzliche Produktion und höherer Mineraldüngereinsatz lösten 
für 2014 einen leichten Emissionsanstieg im Sektor Landwirtschaft aus. 

Das Agrarumweltprogramm ÖPUL scheint insgesamt eine positive Wirkung auf 
die Reduktion von Treibhausgas-Emissionen in der Landwirtschaft zu haben 
(SINABELL et al. 2016). Von den 22 Maßnahmen des ÖPUL wird für sechs eine 
emissionsmindernde Wirkung angenommen und zehn dienen der Kohlenstoff­
speicherung. Dazu zählen etwa die Biologische Wirtschaftsweise, Umweltge­
rechte und biodiversitätsfördernde Bewirtschaftung , Begrünungs- und Erosions­
schutzmaßnahmen und die Naturschutzmaßnahme (BMLFUW 2014a). 

Eine Reduktion der Treibhausgas- und Stickstoff-Emissionen aus der Landwirt­
schaft kann vor allem im Tierhaltungsbereich oder durch Düngemanagement 
erreicht werden (JOINT RESEARCH CENTRE 2010). Eine Kohlenstoffsenke kann 
durch Humusaufbau-fördernde Maßnahmen genutzt werden (-+ Bodenschutz 
und Flächenmanagement, Kapitel 6.3). 

Durch die Vergärung von Wirtschaftsdüngern (Festmist und Gülle) in Biogasan­
lagen kann ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz einerseits und zu einer res­
sourcenschonenden Wirtschaftsweise andererseits geleistet werden. Ca. 30 % 
der gesamten Menge an Wirtschaftsdünger könnten als technisches Potenzial 
einer Vergärung zugeführt werden. Es wird geschätzt (UMWELTBUNDESAMT 
2012), dass dadurch lagerungsbedingte Verluste reduziert und Substitutionsef­
fekte erreicht werden können, die zusammen im Bereich von 0,36 Mio. t CO2-

Äquivalent pro Jahr liegen . Das entspricht ca. 5 % der landwirtschaftl ichen 
Treibhausgas-Emissionen . Um die Vortei le voll zur Geltung zu bringen , sollten 
die Lagerung und Ausbringung der Gärrückstände (Biogasgülle) so adaptiert 
werden, dass Lagerungsverluste und Ammoniak-Emissionen während der Aus­
bringung nach Möglichkeit vermieden werden. Die für den Betrieb von Biogas­
anlagen erforderlichen Mengen müssen reg ional abgeschätzt werden. Auch weil 
die Wirtschaftlichkeit der Biogas-Energie derzeit nur über hohe Förderungen zu 
erreichen ist, ist die installierte Leistung von Biogasan lagen seit 2006 kaum ge­
stiegen (BIOMASSEVERBAND 2015). 

Emissionsreduktion 
ist möglich 

Um Treibhausgas-Emissionen aus der Landwirtschaft weiter zu reduzieren , soll- Empfehlungen 
ten die im "Maßnahmen programm des Bundes und der Länder zur Erreichung 
des THG-Ziels 2020" festgelegten Maßnahmen konsequent umgesetzt werden, 
u. a. in den Bereichen Tierhaltung, bedarfsorientierte Düngung, Güllemanage-
ment und Biolandbau. (BMLFUW, Bundesländer) 

Biogasanlagen sollten einen adäquaten Anteil am Gesamtaufkommen erneuer­
barer Energieträger einnehmen. Dafür sollten die entsprechenden Rahmenbe­
dingungen, einschließlich eines geeigneten Förderregimes, geschaffen bzw. 
weiterentwickelt werden . (Bundesregierung, Bundesländer) 
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Humusgehalte 
landwirtschaftlicher 

Böden gestiegen 

Abbildung 4: 

Entwicklung der 

Humusgehalte auf 

Ackerland und in 

Weingärten in 

ausgewählten Regionen 

von 1991-1995 bzw. 

2006-2009. Dargestellt 

ist der Median, mit dem 

10 % und 90 % 

Perzentil. 

nachhaltige Bewirt­
sChaftung als Beitrag für 

Klimaschutz 
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Abhängig von der Landnutzung und der räumlichen Verteilung variieren die 
Kohlenstoff- und damit die Humusgehalte8 stark. Bei Ackerflächen liegen die 
mittleren Humusgehalte zwischen 2,8 % und 3,5 % (BAUMGARTEN et al. 2011). 

Im Verlauf der vergangenen 15 Jahre sind die Humusgehalte um etwa 0,1-
0,4 % angestiegen, je nach Region und Landnutzung . Diese günstige Entwick­
lung ist wesentlich auf ÖPUL-Maßnahmen (z. B. Mulch und Direktsaat, Inte­

grierte Produktion und Erosionsschutz im Weinbau) zurückzuführen. Die Bemü­
hungen der Beratung und die Akzeptanz von Umweltmaßnahmen zur Steige­
rung der Bodenfruchtbarkeit sind daher auch in Zukunft weiterzuführen , um das 
bisher Erreichte zu erhalten und noch weitere Verbesserungen zu erzielen 
(BAUMGARTEN et al. 2011). 

Entwicklung der Humusgehalte auf Ackerland und in Weingärten 
in ausgewählten Regionen 
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Bei einer Änderung der Landnutzung oder bei einer nicht nachhaltigen (z. B. 
humuszehrenden) Bewirtschaftung können Böden zu einer bedeutenden Quelle 
für Treibhausgase werden . Dabei können neben Kohlenstoffdioxid (C02) auch 
Methan (CH4 ) und vor allem Lachgas (N 20) entstehen. Durch reduzierte Boden­
bearbeitung, Verbleib von Ernterückständen am Feld , Anwendung organischer 
Dünger (z. B. Stallmist, Kompost) oder Einführung einer Grünbrache in die 
Fruchtfolge kann ein Verlust an Humus verringert bzw. Humus im Boden ange­
reichert und so ein Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden (BAUMGARTEN 

8 1 kg C = 1,72 kg Humus 
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et al. 2011 ). Zu beachten ist, dass der notwendige Pflanzenschutz durch ökolo­
gisch verträgliche Maßnahmen erzielt wird (- Klimaschutz, Kapitel 10.2, Bo­
denschutz und Flächenmanagement, Kapitel 6.3). 

Für zwei Testregionen im Marchfeld und im Mühlviertel wurde der Austrian Car­
bon Calculator9 entwickelt. Dies ist ein Humusrechner, mit dem Landwirtinnen 
und Landwirte feststellen können , ob ihre Wirtschaftsweise humuszehrend oder 
humusmehrend ist. Ein hoher Gehalt an organischer Substanz wirkt sich positiv 
auf das Wasser-, Nährstoff- und Schadstoff-Speichervermögen sowie auf eine 
stabi le Bodenstruktur aus, die wiederum die W iderstandsfähigkeit von Böden 
gegenüber Kl imaänderungen erhöht. 

Eine biologische Bewirtschaftung beeinflusst in der Regel auch den Humus­
gehalt der Böden positiv. Gründe dafür liegen u. a. in einem sorgsamen Bo­
denmanagement, einer vielfältigen Fruchtfolge mit geringerem Maisanteil und 
vermehrtem Feldfutterbau (AGES & BODENSCHUTZBERATUNG 00 2013). 

Um die Fruchtbarkeit der Böden langfristig zu erhalten sowie ihre Widerstands­
fäh igkeit gegenüber Klimaänderungen zu stärken, ist ein schonender Umgang 
in der Bewirtschaftung erforderlich . Daher sollten angepasste Bewirtschaftungs­
systeme, wie z. B. biologische Landwirtschaft, angepasste Fruchtfolgen und 
Bodenbearbeitung , sowie Humusaufbau und Begrünung , unter anderem im lau­
fenden OPUL-Programm, verstärkt umgesetzt werden. (BMLFUW) 

Nationale Berechnungen , aber auch die österreichbezogenen Daten des EU­
Projekts BioSoil lassen bezüglich der Entwicklung der Koh lenstoff-Gehalte in 
den Wald böden keine eindeutigen Schlussfolgerungen zu (MUTSCH & LEITGEB 
2009). Es gibt Anhaltspunkte, dass es durch einen möglichen Temperaturan­
stieg v. a. in Hochlagen zu einer höheren CO2-Freisetzung aus Böden und da­
mit zu einer Abnahme der Kohlenstoff-Gehalte kommen kann (SCHINDLBACHER 
et al. 2012). Auch eine Zunahme von Störungen (z. B. durch Windwurfereignis­
se und nachfolgendem Borkenkäferbefall) führt zu Humus- bzw. Bodenverlus­
ten durch Erosion und damit zu einer erhöhten Freisetzung von Koh lenstoffd i­
oxid aus dem Boden (Apcc 2014). Generell sind der Wald und damit der Wald­
boden durch das Forstgesetz (Forstgesetz 1975) insofern vor Rodung ge­
schützt, dass diese nur auf Antrag und in sehr beschränktem Ausmaß erfolgen 
kann. 

Um stabile Wälder und somit stabile Kohlenstoff-Speicher in Waldböden zu er­
halten und zu fördern , sollten verstärkt Maßnahmen zur standortgerechten Ent­
wicklung der Waldökosysteme gesetzt werden. Dazu sollten die einschlägigen 
waldbaulichen Förderinstrumente verstärkt werden. (BMLFUW, Bundesländer) 

Umweltbundesamt - REP-0600, Wien 2016 
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Bundesländer in der 
Verantwortung für 

Anbauverbote 

4.4 Gentechnisch veränderte Organismen (GVO) 

Nationale Selbstbestimmung/Autonomie 

Für die zwei gemäß GVO-Richtl inie (RL 2001/18/EG) zugelassenen GV-Raps­
Linien 10 bestehen in Österreich Importverbote. Für alle nach VO (EG) 
Nr. 1829/2003 zugelassenen GVO-Pflanzen können national keine derartigen 
Verbote erlassen werden, da dies in der Verordnung nicht vorgesehen ist. 

Die im März 2015 vom Europäischen Parlament und dem Rat verabschiedete 
GVO-Richtlinie (RL (EU) 2015/412) gibt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, 
den GVO-Anbau auf ihrem Staatsgebiet einzuschränken oder zu verbieten. In 
Österreich wurde diese Richtlinie durch eine Änderung des Gentechnikgesetzes 
(BGBI. I Nr. 92/2015) sowie durch ein Rahmengesetz (BGBI. I Nr. 93/2015) be­
reits umgesetzt. Dieses Rahmengesetz überträgt einen Teil der Umsetzung in 
die Verantwortung der Bundesländer und sieht die Einrichtung eines Beirats vor, 
der dem Informationsaustausch dienen soll , aber auch beratende und koordinie-
rende Funktion hat. 

Um in Österreich eine Landwirtschaft ohne GVO-Anbau weiterhin zu gewähr­
leisten, ist eine Umsetzung der Richtlinie durch die Bundesländer unbedingt not­
wendig . Ergänzend dazu sollten entsprechende Argumente erarbeitet werden, 
mit denen ein nationales Anbauverbot begründet werden kann. 

In den letzten Jahren wurden in Österreich bereits wichtige Vorarbeiten geleis­
tet, um etwaige Anbauverbote gemäß GVO-Richtlin ie rechtlich und wissen­
schaftlich abgesichert begründen zu können . Dies umfasst vor allem umweltpo­
litische Ziele (Naturschutz, ökologisch sensible Gebiete) , sozio-ökonomische As­
pekte und Koexistenz (AGES 2004, GREITER et al. 2013, UMWELTBUNDESAMT 
2011 b, c) . 

Empfehlung Um den Anbau von gentechnisch veränderten Organismen in Österreich dauer­
haft zu vermeiden, sollten neben der bereits erfolgten rechtlichen Umsetzung 
der GVO-Richtl inie nunmehr die erforderlichen fachlichen Begründungen für ein 
Anbauverbot von gentechnisch veränderten Organismen erarbeitet werden. 
(Bundesländer, BMLFUW, BMGF) 

sozio-ökonomische 
Effekte werden 

diskutiert 
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Risikobewertung und Risikomanagement 

Sozio-ökonomische Aspekte bei der Bewertung von gentechnisch veränderten 
Organismen haben in der Diskussion auf EU-Ebene und international im Rah­
men des Cartagena Protokolls über die Biolog ische Sicherheit in den letzten 
Jahren zunehmend Bedeutung erlangt. Die Berücksichtigung von sozio-ökono­
mischen Effekten der GVO-Anwendung im Zulassungsverfahren ist nach der 
VO (EG) Nr. 1829/2003 grundsätzl ich möglich. 

Die Europäische Kommission hat im April 2011 einen Bericht vorgelegt, der die 
unterschiedlichen Herangehensweisen an die Bewertung sozio-ökonomischer 
Effekte von GVO in den Mitgliedstaaten aufzeigt (EK 2011). Um das Thema 
weiter zu diskutieren und die Harmonisierung auf europäischer Ebene weiter 
voranzubringen , wurde von der Europäischen Kommission Ende 2012 das Eu-

'0 Zuchtlinien, in diesem Fall durch gentechnische Methoden hergestellte Sorten 

Umweltbundesamt _ REP-0600, Wien 2016 

III-600 und Zu III-600-BR/2016 der Beilagen - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)10 von 100

www.parlament.gv.at



Elfter Umweltkontrollbericht - Landwirtschaft und Wald 

ropean GMO Socio Economic Bureau (ESEB) eingerichtet. Ein erstes vom 
ESEB entwickeltes Leitliniendokument wurde im Juli 2015 publiziert (JOINT 
RESEARCH CENTRE 2015). 

Weitere Leitliniendokumente sind geplant, jeweils für spezifische Kombinatio­
nen von Pflanze und gentechnisch veränderter Eigenschaft (z. B. insektenresis­
tenter Mais). Im Cartagena Protokoll wurde eine Arbeitsgruppe eingerichtet, um 
Leitlinien auf internationaler Ebene zu entwickeln . 

Um den neuen Erkenntn issen zu den Auswirkungen von gentechnisch verän- Empfehlung 
derten Organismen angemessen zu begegnen, sollten die Standards für die Ri­
sikoabschätzung bei deren Zulassung entsprechend erhöht werden . (EU-Kom-
mission, BMGF, BMLFUW, Bundesländer) 

Gentechnikfrei produzierte Lebensmittel 

Um eine kontroll iert GVO-freie Herstellung von Lebensmitteln zu fördern , wurde 
national die freiwill ige Kennzeichnung "gentechnikfrei produziert" etabliert, die 
seit fast 20 Jahren besteht. 

2012 wurde das sogenannte Donausoja-Programm ins Leben gerufen, das ne­
ben einer Förderung der regionalen Sojaproduktion auch die Gentechnikfreiheit 
sowie weitere andere Qualitätsmerkmale (z. B. verringerter Pestizideinsatz) zum 
Ziel hat. 2015 wurden bereits über 82.000 t Donausoja produziert. Diese Initiati­
ve leistet, durch die Verringerung der Abhängigkeit von Sojaimporten aus den 
USA oder Brasilien, einen wichtigen Beitrag zur Sicherstellung der gentechnik­
freien Lebens- und Futtermittelproduktion. 

Kennzeichnung 
"gentechnikfrei 
produziert" etabliert 

Die EU-weite und regiona le Zusammenarbeit bei der Schaffung einheitlicher Empfehlung 
Qualitätsstandards bei der gentechnikfreien Produktion von Lebensmitteln sollte 
unterstützt werden. (BMLFUW, BMGF) 
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Nitratrichtlinie (RL 91/676/EWG): Richtlinie des Rates vom 12. Dezember 1991 zum 

Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen 

Quellen. h1tp.:f!YfY:ffl.,t>m!fl,l.~ . .9Y ,~J!sjm~!!m~ltwi'!?~~~~~~.~~~I-.~!!: 

lot~m~.tjQo.~!~~.lJ_V'·m. ?~~[[~9hv.~ lt~~.t[j9.l:tt!lojL1!~1_Q?fLF;W9.: 

~ !t~~.tBM~LQ7.9_I;WG~o.4.QNj!mtR~.·p.~f 

Ökostromgesetz 2012 (ÖSG 2012; BGB!. I Nr. 75/2011) : Bundesgesetz über die 

Förderung der Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energieträgern . 

tl.ttp.~:f!~,rl~, R~.~,gY,flV.R9.~!!m~n!~J.e.9.t?!;:'~.tN!:}9.~1.h_4Q1 .1_U'R(ß.Q.e.v.:._~9.1 .1 

_I_(~·'p'sjf 
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RL 2009/28/EG: Richtl inie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 

2009 zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur 

Änderung und anschließenden Aufhebung der Richtlinien 2001/77/EG und 

2003/30/EG . 

RL (EU) 2015/1513 : Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. 

September 2015 zur Änderung der Richtlinie 98/70/EG über die Qualität von 

Otto- und Dieselkraftstoffen und zur Änderung der Richtlinie 2009/28/EG zur 

Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen . 

VO (EG) Nr. 1829/2003: Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

22. September 2003 über genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel. 

ABI. Nr. L 268 . 

VO (EU) Nr. 1303/2013: Verordnung mit gemeinsamen Bestimmungen über den 

Europäischen Fonds für regionale Entwicklung , den Europäischen Sozialfonds, 

den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 

des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie 

mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale 

Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds , den Kohäsionsfonds und den 

Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung 

(EG) Nr. 1083/2006 des Rates. ABI. Nr. L 347 vom 20.12.2013 S. 320. 
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5 WASSER 

Der "gute Zustand" soll für Grund- und Oberflächengewässer (Flüsse und Seen) 
bis zum Jahr 2027 entsprechend den Vorgaben der EU-Wasserrahmenrichtlinie 
stufenweise erreicht werden. 

Durch die Umsetzung geeigneter Maßnahmen wurden in Teilbereichen bereits 
Verbesserungen des Gewässerzustands erzielt. Um den "guten Zustand" zu er­
re ichen, sind allerd ings weitere Maßnahmen erforderlich . 

Im Vordergrund stehen die Verträglichkeit von Nutzungen und der Schutz der 
Gewässer und Wasservorkommen, damit die Reinhaltung aller Gewässer, ein­
schließlich des Grundwassers, gegeben ist und somit die Gesundheit von 
Mensch und Tier nicht gefährdet wird . Darüber hinaus gilt es auch, weitgehend 
natürliche aquatische Ökosysteme sowie deren Gewässerstruktur und Abfluss­
verhältnisse zu erhalten bzw. wiederherzustellen . 

Zu den zentralen Aufgaben und Zielen der Wasserwirtschaft gehört es, den 
Ausgleich zwischen Wasserdargebot und Nutzungsansprüchen sicherzustellen. 
Damit soll die Absicherung einer ausgeglichenen Wasserbilanz auf regiona ler 
Ebene unter Berücksichtigung der Auswirkungen des Klimawandels erreicht 
werden . 

Nicht zu letzt soll der Schutz der menschlichen Lebensräume vor Bedrohungen 
und nachteiligen Auswirkungen durch Wasser, wie z. B. Hochwasser, sicherge­
stellt werden . Die EU Hochwasserrichtlinie gibt die Rahmenbedingungen im 
Sinne eines integrierten Hochwasserrisikomanagements vor. 

Mit der EU Wasserrahmenrichtl inie wurde ein Ordnungsrahmen für die oben 
genannten Bereiche geschaffen. Aus den Zielvorgaben anderer EU-Richtlin ien 
wie z. B. der Richtl inie zur erneuerbaren Energie (RL 2009/28/EG) resultieren 
Spannungsfelder wie z. B. für den Ausbau der Wasserkraft, die eine zusätzliche 
Herausforderung darstellen. 

5.1 Umweltpolitische Ziele 

In der EU Wasserrahmenrichtl inie (WRRL; 2000/60/EG) wurde das Ziel defi­
niert, den guten Zustand stufenweise bis spätestens 2027 für alle Gewässer zu 
erreichen . Für die Oberflächengewässer bedeutet das einen "guten ökolog ischen 
und chemischen Zustand" und fü r die Grundwässer einen "guten chemischen 
und mengen mäßigen Zustand". Des Weiteren gilt, dass der Zustand der Gewäs­
ser nicht verschlechtert werden darf (Verschlechterungsverbot). 

Die EU Wasserrahmenrichtl inie wird um zahlreiche sektorale EU-Richtl inien er­
gänzt, wie beispielsweise die Grundwasserrichtl inie (RL 80/68/EWG), die Nitrat­
richtlinie (RL 91 /676/EWG), die Kommunale Abwasserrichtlinie (RL 1991/271 / 
EWG), die Prioritäre Stoffe-Richtlinie (RL 2013/39/EU) oder die Badegewässer­
richtlinie (RL 2006/7/EG). 

Diese Ziele wurden im Österreichischen Wasserrechtsgesetz (WRG 1959; 
BGBI. Nr. 215/1959 i.d.g.F.) übernommen. Darin sind die grundlegenden Be­
stimmungen für Schutz, Nutzung und Bewirtschaftung der Gewässer festgelegt. 
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Die Grundlage für die Zielerreichung bi ldet der sogenannte Nationale Gewäs­
serbewirtschaftungsplan, der erstmals 2009 erstellt wurde (BMLFUW 2010) und 
in sechsjährigen Abständen aktual isiert wird . Weitergehende Konkretisierungen 
der Vorgaben des WRG erfolgen in einschläg igen Verordnungen. 

Mit der EU Hochwasserrichtlinie (HWRL; 2007/60/EG) wurde das Management 
von Hochwasserrisiken geregelt, das ebenfalls im österreichischen Wasser­
rechtsgesetz umgesetzt ist. Ziel der HWRL ist es, einen Rahmen für die Bewer­
tung und das Management von Hochwasserrisiken zu schaffen. Damit sollen 
die hochwasserbedingten nachteiligen Folgen auf die menschliche Gesundheit, 
die Umwelt, das Kulturerbe und wirtschaft liche Tätigkeiten verringert werden . 
Die Richtl inie sieht vor, Gebiete mit potenziell sign ifikantem Hochwasserrisiko 
zu identifizieren und für diese Gebiete Hochwassergefahrenkarten , Hochwas­
serrisikokarten und Hochwasserrisikomanagementpläne zu erstellen. Der Hoch­
wasserrisikomanagementplan für Österreich wurde Anfang 2016 (BMLFUW 
2016b) veröffentlicht. 

5.2 Oberflächengewässer 

Nationaler Gewässerbewirtschaftungsplan 

In den vergangenen Jahrzehnten wurden umfangreiche Maßnahmen zur Ge­
wässerreinhaltung durchgeführt. Seit dem 1. Nationalen Gewässerbewirtschaf­
tungsplan 1 (NGP 2009; BMLFUW 2010) wurden neben Maßnahmen in der Sied­

lungswasserwirtschaft auch Maßnahmen im Bereich der Gewässermorphologie 
an den großen Flüssen gesetzt. Die Belastungsfaktoren wurden 2013 in der Ist­
Bestandsanalyse erneut erhoben . Die Zustandsbewertung wurde im 2. Natio­
nalen Gewässerbewirtschaftungsplan (2. NGP) aktualis iert und in Form von 
Textdokumenten und interaktiven Ka rten im Wasserinformationssystem Austria 
(WISA) veröffentl icht. 

Bei den Fl ießgewässern handelt es sich insgesamt um 8.065 Wasserkörper. 
Gemäß 2. NGP wurden wesentliche Verbesserungen des Gewässerzustands 
erreicht. Der Ante il der Flüsse im sehr guten und guten ökologischen Zustand 
bzw. im guten Potenzial ist seit 2009 von 37 % auf 39,5 % gestiegen. Der Groß­
teil der als erheblich verändert ausgewiesenen Fließgewässer entspricht derzeit 
noch nicht dem guten ökologischen Potenzial , da insbesondere noch Maßnah­
men zur Verbesserung der hydromorphologischen Bedingungen erforderlich sind. 

Von 62 Seen mit einer Fläche von mehr als 50 ha zeigt der 2. NGP bei sieben 
Seen eine Zielverfeh lung aufgrund stoffl icher und hydromorphologischer Belas­
tungen . Im Vergle ich zum 1. NGP ist durch verbesserte Datengrundlagen eine 
detaill iertere Beurteilung hinsichtlich Belastungserhebungen und Messungen 
der biolog ischen Qualitätselemente möglich. Eine Verschlechterung ist daraus 
nicht abzu leiten . Alle als künstlich oder erheblich verändert ausgewiesenen 
Seen entsprechen dem guten ökolog ischen Potenzia l. 

1 Der Nationa le Gewässerbewirtschaftungsplan (NGP) ist eine flussgebietsbezogene Planung ge­
mäß EU Wasserrahmenrichtlinie zum Schutz, zur Verbesserung und zur nachhaltigen Nutzung 
der Gewässer. Im NGP werden auf Basis einer umfassenden IST-Bestandsanalyse die sign ifikan­
ten Gewässernutzungen und die zu erreichenden Erhaltungs- und Sanierungsziele sowie die da­
für erforderlichen Maßnahmen festgelegt. 
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Die Hauptursachen fü r Zielverfehlungen liegen überwiegend in Eingriffen in 
Gewässerstrukturen und Abflussverhältnissen. Probleme mit der Wasserqualität 
spielen aufgrund umfangreicher Maßnahmen in den letzten Jahrzehnten eine 
relativ untergeordnete Rolle: Mehr als 75 % der Gewässer erreichen hinsichtlich 
der stoffl ichen Belastungen einen sehr guten oder guten Zustand. 

Es besteht die Notwendigkeit, die bisherigen Maßnahmen zu punktuellen hyd­
romorphologischen Verbesserungen auf ganze Flusssysteme auszudehnen und 
eventuell auch als Bestandteil von Reg ionalprogrammen zu führen. Dazu zäh­
len die Errichtung von Fischaufstiegsh ilfen , die schrittweise Erhöhung der 
Restwassermengen bei Ausleitungskraftwerken oder die abschnittsweise Ver­
besserung von Uferstrukturen. Für die Zielerreichung "Guter Zustand in allen 
Gewässern" bis 2027 muss der Sanierungsraum in Bezug auf hydromorpholo­
gische Belastungen von den "großen Flüssen" auf die kleineren Fließgewässer 
ausgedehnt werden. Bei der wasserwirtschaftl ichen Planung sollte ein integrati­
ver Planungsansatz verfolgt werden. Dieser berücksichtigt neben der Erhaltung 
und Verbesserung des Gewässerzustands die Erfordernisse des Hochwasser­
schutzes, die nachhaltige Sicherung der Wasserressourcen und damit auch die 
Trinkwasserversorgung und den Klimaschutz. 

Maßnahmen zur Sanierung und Verbesserung der hydromorphologischen Situ­
ation der Gewässer und zur weiteren Reduktion der Stoffeinträge in die Ober­
flächengewässer Österreichs sollten weiterhin finanziell sichergestellt werden . 
(Bundesregierung) 

Eine integrative Maßnahmen planung zur Verbesserung der Gewässerstruktu­
ren und Ausweitung des Sanierungsraumes hinsichtlich der hydromorphologi­
schen Belastungen ist zu forcieren . (BMLFUW, Bundesländer) 

Abwasserreinigung 

Die Abwasserreinigung bildet ein zentrales Element des Gewässerschutzes und 
trägt wesentlich zur Gewässerreinhaltung bei. Daher wurden in Österreich in 
den vergangenen Jahrzehnten umfangreiche Maßnahmen gesetzt. Seit 1959 
wurden über 45 Mrd . Euro Fördermittel in den Bau und die Erhaltung öffentli­
cher Schmutz-, Mischwasser und Regenwasserkanäle sowie in den Bau von über 
1.800 kommunalen Kläranlagen mit einer Kapazität von mehr als 50 Ein­
wohnerwerten investiert. Damit sind über 94 % der Bevölkerung an die kommu­
nale Abwasserre inigung angeschlossen (BMLFUW 2014a). Aufgrund nationaler 
Vorgaben sind alle kommunalen Kläranlagen mit einer KOhlenstoffentfernung 
ausgestattet. Darüber hinaus verfügt ein Großteil der Anlagen über eine weiter­
gehende Abwasserbehandlungsstufe (Phosphor- und/oder Stickstoffentfer­
nung). Mit Entfernungsgraden von ca. 80 % für Stickstoff und ca. 90 % fü r 
Phosphor werden auch die Vorgaben der europäischen Kommunalen Abwas­
serrichtlin ie (RL 1991/271 /EWG) erfüllt (BMLFUW 2014a). Die positiven Auswir­
kungen auf die Gewässergüte sind im aktuellen NGP belegt. 

Mit der Emissionsregisterverordnung für punktförmige Einleitungen in Oberflä­
chengewässer (EmRegV-OW; BGBI. II Nr. 29/2009) wurde ein wichtiges In­
strument für die wasserwirtschaftliche Planung sowie für nationale und interna­
tionale Berichtspfl ichten implementiert, das laufend an neue Anforderungen an­
gepasst wird . Dieses Emissionsreg ister erfasst elektronisch und österreichweit 
neben Stammdaten die jährl ich eingeleiteten Abwassermengen und emittierten 
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Stofffrachten von kommunalen und betrieblichen Einleitungen. Es werden damit 

allgemeine Abwasserparameter, aber auch wesentliche organische und anor­
ganische Substanzen erfasst. 2 

Aufgrund der erfolgreichen Reduzierung der punktuellen Einträge treten heute 
bei den Nährstoffbelastungen der Oberflächengewässer die Einträge aus Punkt­
quellen im Vergleich zu den Einträgen aus diffusen Quellen in den Hintergrund 
(BMLFUW 2015b) . Kommunen und Industrie tragen nur noch mit knapp 25 % zu 
den Stickstoff-Emissionen und mit knapp 40 % zu den Phosphor-Emissionen in 
Österreich bei (GABRIEL et al. 2011) . Phosphor-Emissionen könnten bei Kläran­

lagen sehr effizient bis zu einer Konzentration von 0,5 mg/l im Jahresmittel (Ent­
fernungsgrad ca . 95 %) reduziert werden . Eine Erhöhung der Stickstoffentfer­
nung auf 85 % kann vereinzelt ebenfalls weitere positive Auswirkungen auf die 
Gewässer haben und führt zudem zu einer Verm inderung der Lachgas-Emis­
sionen aus kommunalen Kläranlagen (PARRAVICINI et al. 2015). Damit könnte 
auch der Beitrag der kommunalen Abwasserwirtschaft zur Erreichung der Kli­

maziele erhöht werden . 

Die wesentlichen Herausforderungen stellen die Sanierung und der Erhalt der 
bestehenden Infrastruktur dar. Neuinvestitionen erfolgen vor allem in KanaIsys­

teme durch die Aufschließung von Erweiterungen bestehender Siedlungsstruk­
turen . Die geschätzten Investitionskosten für Neubau- und Erhaltungsmaßnah­
men liegen bei rund 350-400 Mio. Euro jährlich (BMLFUW 2014a). 

Die Sanierung und die Erhaltung des hohen Standards der Abwasserreinigung 
zur Sicherung der Gewässergüte in Österreich sollten durch techn ische und fi­
nanzielle Vorkehrungen sichergestel lt werden . (Bundesreg ierung, Bundeslän­
der, Gemeinden) 

Stoffliche Belastungen 

Die Bewertung der stofflichen Belastung der Fließgewässer beruht auf che­
misch-physikalischen Parametern und chemischen Schadstoffen. Rund 25 % der 
Fließgewässer weisen ein mögliches oder sicheres Risiko der Zielverfehlung 

durch stoffliche Belastungen auf - vorwiegend aufgrund chemisch-physikalischer 
Qualitätselemente (z. B. Sauerstoffzehrung , Stickstoff oder Phosphor). Werden 

ausschließlich die chemischen Schadstoffe (EU-relevante und national relevan­
te) 3 betrachtet, so weisen ca . 3 % der Fließgewässer ein mögliches oder siche­
res Risiko der Zielverfeh lung auf (BMLFUW 2015b) . In dieser Bewertung sind die 
Anforderungen der Umweltqualitätsnormen-Richtlinie (RL 2013/39/EU) beispiels­

weise in Bezug auf prioritäre Stoffe4 und veränderte Umweltqual itätsnormen 
noch nicht berücksichtigt. 

2 IJnP_~j!'!!ww, !?mlfJ.!,(\! . .9Y, l'!tjWl'!~?J~fiW~g?~c: 
Q~_~t~rr~J!<MQ~cQ~clJng~Q!!rin~w_C!~~~L~!:!'!I!~~~~rjn~_l!~ER~~IJ!m! 

3 Zu den chemischen Schadstoffen zählen Metalle (z. B. Cadmium, Nickel, Kupfer oder Zink), Or­
gano-Metallverbindugnen (z. B. Tributylzinnverbindungen), Pflanzenschutzmittelwirkstoffe (z. B. 
Chlorpyrifos , Isoproturon oder Atrain), Kohlenwasserstoffe (z. B. Anthracen, Naphthalin, Fluoran­
then oder Benzo(a)pyren) und Industriechemikalien wie z. B. Bisphenol-A, Nonylphenole oder Lö­
sungsmittel. 

4 Prioritäre Stoffe sind jene Substanzen gemäß EU-Richtlinie, von denen eine besondere Gefähr­
dung ausgeht. 
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Die Änderungen der Umweltqualitätsnormen werden zu einer Erhöhung der Zahl 
von Wasserkörpern im nicht guten chemischen Zustand führen . Insbesondere 
bei in allen Umweltmedien nachweisbaren Stoffen wie Quecksilber, ist mit flä­
chendeckenden Überschreitungen zu rechnen . Für Bromierte Diphenylether 
und Perfluoroktansulfonsäure und ihre Derivate (PFOS) dürfte die Zahl der Über­
schreitungen deutlich zunehmen (BMLFUW 2015b). 

Aus den Umweltqualitätsnormen für prioritäre Stoffe resultieren hohe Anforde­
rungen an die Umweltkontrolle. In Wasser, Sedimenten oder Tieren und Pflan­
zen befinden sich sehr geringe Konzentrationen von Schadstoffen. Daher müs­
sen Analysemethoden und Monitoringstrategien kontinuierlich weiterentwickelt 
werden. 

Stoffliche Belastungen, die zu einer Überschreitung der Grenzwerte von Nähr­
oder Schadstoffen führen k~nnen , gelangen über verschiedene Eintragspfade in 
die Gewässer. Neben Einleitungen aus Punktquellen sind auch diffuse Stoff­
einträge relevant. 

Die Berücksichtigung verschiedener Eintragspfade sowie die Betrachtung der 
Einzugsgebiete stellen neue Anforderungen an die wasserwirtschaftliche Pla­
nung. Analog zu den Nährstoffen werden die diffusen Einträge auch bei Spu­
renstoffen zukünftig noch weiter an Bedeutung gewinnen. Die Erfassung der dif­
fusen Emissionen auf Ebene der Einzugsgebiete ist messtechnisch kaum durch­
führbar. Daher wird es erforderlich sein , geeignete Stoffbilanzierungsmodelle zu 
entwickeln und anzuwenden , um den quantitativen Zusammenhang zwischen 
Emissionen und Immissionen abschätzen zu können. Für eine zielorientierte 
und kosteneffiziente Maßnahmenplanung zur Reduktion der Gewässerbelas­
tung ist es erforderlich , die Stoffeinträge über unterschiedliche Eintragspfade zu 
kennen. 

Analysemethoden 
und Monitoring 
weiterentwickeln 

Modelle als 
Grundlage für 
Maßnahmenplanung 

Die Umweltkontrolle, insbesondere die Adaptierung von Analysenmethoden und Empfehlungen 
die kontinuierliche Verbesserung von Monitoringstrategien , sollte dauerhaft fi-
nanziell sichergestellt werden. (BMLFUW, Bundesländer) 

Um die Wirksamkeit und Priorisierung der Maßnahmen in Hinblick auf die Errei­
chung des guten Zustands zu bewerten, sollten Eintragspfade von Schadstoffen 
und Nährstoffen in Oberflächengewässer auf Einzugsgebietsebene identifiziert 
und etwa mittels Stoffbilanzierungsmodellen quantifiziert werden. (BMLFUW, 
Bundesländer) 

Gewässerstruktur und Abflussverhältnisse 

Durch menschliche Eingriffe in Gewässer entstehen häufig negative Verände­
rungen hinsichtlich der Gewässerstrukturen und des Abflussverhaltens. Dies 
zeigt sich auch bei der biologischen Bewertung von österreichischen Gewäs­
sern gemäß WRRL. Querbauwerke, wie Wehre, sowie Wasserentnahmen, Stau­
haltungen und Regulierungen können deutliche Auswirkungen auf die Gewäs­
serorganismen und damit auf den ökologischen Zustand der Gewässer haben. 

Mit einer Novellierung des Umweltförderungsgesetzes (UFG; BGBI. Nr. 185/1993) Investitionen für 
wurden bis 2015 Fördermittel von 140 Mio. Euro für Investitionsmaßnahmen zur Verbesserungen 
Verbesserung des ökologischen Zustands im Bereich Hydromorphologie bereit-
gestellt. Damit wurde ein Investitionsvolumen von knapp 400 Mio. Euro ausge-
löst (BMLFUW 2015b). Diese Projekte dienten einerseits der Verbesserung der 
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integrative 
Maßnahmen im 

2. NGP vorgesehen 

Auswirkung auf die 
Wasserkraftnutzung 

Durchgängigkeit von Gewässern durch die Errichtung von Fischaufstiegen, an­
dererseits wurden Maßnahmen zu r Restruktu rierung morphologisch veränderter 

Fließgewässerstrecken umgesetzt. Dabei werden morphologische Beeinträchti­
gungen, wie z. B. begrad igte Fließstrecken oder befestigte Ufer, durch Renatu­
rierungsmaßnahmen und Strukturverbesserungen reduziert. 

Laut dem Entwurf zum 2. NGP kam es durch die gesetzten Maßnahmen seit 

2009 zwar zu einer Minimierung der hydromorphologischen Belastungen, je­
doch stellen diese die Hauptursache für eine Verfehlung des Zieles "guter Zu­
stand" bis 2021 dar. Insgesamt weisen etwa 57 % der Gewässer ein mög liches 
oder sicheres Ris iko der Zielverfehlung aufgrund hydromorphologischer Belas­
tungen auf. Etwas über 18 % der Fließgewässer wurden als hydromorpholo­
gisch sehr gut bewertet, da sie keinerlei derartige Belastungen aufweisen. Bei 

24 % der Gewässer wurden zwar geringe Veränderungen festgestellt , diese ge­
fährden jedoch die Zielerreichung nicht (BMLFUW 2015b) . 

Um die hydromorphologischen Belastungen zu verringern , sollen zukünftig auf 
der Ebene von Regionalprogrammen Maßnahmen mittels integrativer Planung 

umgesetzt werden . Der 2. NGP sieht Maßnahmen zur Wiederherstellung der 
Durchgängigkeit für Wasserorganismen vor. Die Renaturierung der Fließge-
wässer soll geradlinig verbaute Gewässer wieder naturnah mit dem Umland 
verzahnen und die gewässertypischen Lebensgemeinschaften fördern . Bei be­
stehenden und zukünftigen Wasserkraftwerken soll der ökologische Mindestab­

fluss nach § 13 der Qualitätszielverordnung Ökologie (QZV Ökologie; BGB!. " 
Nr. 2010/99 i. d.g.F.) bei Ausleitungen geWährleistet sein ; die Belastungen durch 
Schwall und Sunk sollen so weit wie möglich minimiert und die Durchgängigkeit 

soll hergestellt werden . Die im "Österreich ischen Wasserkata log Wasser schüt­
zen - Wasser nutzen, Kriterien zur Beurteilung einer nachhaltigen Wasserkraft­
nutzung" genannten ökolog ischen Kriterien sollten österreichweit auf das Bun­

desberichtsgewässernetz5 umgelegt werden , um damit "sehr sensible", "sensib­
le" und "wen iger sensible" Gewässerabschn itte fix auszuweisen . 

Im 2. NGP wird davon ausgegangen , dass durch Maßnahmen zur Schaffung 

der Durchgängigkeit und der Restwassererfordern is Produktionsverluste bei 
Kleinwasserkraft und Laufwasserkraft (> 10 MW) ab dem Jahr 2011 eintreten 
und bis zum Jahr 2027 linear ansteigen. Die Verluste bei Speicherkraftwerken 
werden sich voraussichtl ich erst ab dem Jahr 2021 bemerkbar machen. Diese 

Verluste können allerdings durch Anlagenoptim ierungen bei bestehenden Klein­
und Laufwasserkraftwerken weitgehend kompensiert werden (STIGLER et a!. 
2005) . Bei einzelnen Kleinkraftwerken können diese Verluste aufgrund von al­

ten Wasserrechten und fehlenden Restwasservorschreibungen höher ausfallen. 
Die Optimierungspotenziale wurden mit insgesamt 1.400 GWh angenommen 
(PÖYRY 2008 in: BMLFUW 2015b) . Diese entfallen zur Hälfte auf Kleinwasser­
kraftanlagen . Im Bereich der Großwasserkraft liegen drei Viertel des Optimie­
rungspotenzials bei der Laufwasserkraft (BMLFUW 2015b) . 

Empfehlungen Maßnahmen zu Sanierung, Erhalt und Verbesserung der hydromorphologi­
schen Situation der Gewässer sollten nachhaltig finanziell ausgestattet werden . 
(BMF, Bundesländer) 

5 Das Bundesberichtsgewässernetz ist eine Zusammenführung der Gewässernetze der Länder. 

124 Umweltbundesamt - REP-0600, Wien 2016 

III-600 und Zu III-600-BR/2016 der Beilagen - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)26 von 100

www.parlament.gv.at



Elfter Umweltkontrollbericht - Wasser 

Maßnahmen im Sanierungsraum in Bezug auf hydromorphologische Belastun­
gen sollten regional geplant werden, z. B. über Sanierungsprogramme gemäß 
§ 33d Wasserrechtsgesetz. (Bundesländer) 

Integrativer Hochwasserschutz 

Um die EU Hochwasserrichtlinie in Österreich umzusetzen , wird das integrierte Gefahren- und 
Hochwasserrisikomanagement konsequent weiterverfolgt. Für die 2011 ausge- Risikokarten liegen 
wiesenen 391 Risikogebiete wurden im Jahr 2013 Gefahrenkarten (§ 55j WRG) vor 
und Risikokarten (§ 55k WRG) veröffentlicht, die Überflutungsflächen, Wasser-
tiefen und Fl ießgeschwindigkeiten sowie Landnutzung, Einwohnerinnen, be-
sondere Gefährdungen und Infrastruktur für Hochwässer aufzeigen. Tabelle 1 
zeigt, dass sich bei einer Verdoppelung der Überflutungsflächen vom Ereignis 
hoher Wahrscheinlichkeit zu dem niedriger Wahrscheinl ichkeit auch der Anteil 
der Überflutungsflächen in den Risikogebieten fast verdoppelt. Die Anzahl der 
betroffenen Einwohnerinnen steigt hingegen um etwa das Vierfache, während 
der Antei l der Nutzung zu Wohnzwecken nur etwa auf das 1 ,5-Fache anwächst. 

Tabelle 1: EinwohnerInnen und Überflutungsflächen bei verschiedenen Hochwasserszenarien, mit Daten aus den 

Hochwasserrisikokarten, die für die 391 ausgewiesenen Risikogebiete erstellt wurden 

(Quelle: Entwurf zum Hochwasserrisikomanagementplan 2015, BMLFUW 2014b). 

Schlussfolgerungen aus Anzahl betroffener Überflutungsfläche im 
Hochwasserrisikokarten Einwohnerinnen Risikogebiet 

Hochwasser in 1.000 in % GesamtÖ in km' in % GesamtÖ 

hoher Wahrscheinlichkeit 150 1,7 657 0,8 
(HQ30) 

mittlerer Wahrscheinlichkeit 343 4,0 903 1,1 
(HQ100) 

niedriger Wahrscheinlichkeit 652 7,6 1.245 1,5 
(HQ300) 

Gesamtösterreich 8.590 83.879 

Diese Schlussfolgerungen aus den Risikokarten sind Teil des 2014 erstellten 
Entwurfs zum Risikomanagementplan (BMLFUW 2014b) , in dem für jedes der 
Risikogebiete Maßnahmen zur Reduktion von Hochwasserrisiken ausgewiesen 
und priorisiert wurden. Dieser Prozess rückt nicht-bauliche Maßnahmen und 
Planungen stärker in den Vordergrund. Der Austausch mit Raumplanung, Bau­
ordnung und Katastrophenschutz hat sich intensiviert und verbessert ( ... Um­
welteffekte der räumlichen Entwicklung, Kapitel 15.2). Durch die Öffentlichkeits­
beteil igung ist das Bewusstsein zum Hochwasserschutz in der Bevölkerung ge­
stiegen. 

Seit 01 .07.2013 werden Hochwasserereignisse in der Hochwasserfachdaten­
bank dokumentiert. Dies leistet einen Beitrag, um bundesweit einheitliche und 
verbesserte Datengrundlagen zu schaffen. Einen weiteren Beitrag dazu hat die 
Erlassung der WRG-Gefahrenzonenplanungsverordnung (WRG-GZPV 2014 
BGB!. 11 Nr. 2014/145) geliefert und wird zukünftig die Überarbeitung/Aktuali­
sierung zur Hochwasserrisikozonierung Austria 6 liefern. 

6 siehe auch ~J19g.9Y .. ~t 

Umweltbundesamt _ REP-0600, Wien 2016 

davon Landnutzungs-
kategorie" vorwiegend 

Wohnen" 

in% 

15,9 

20,6 

23,5 

Risikomanage­
mentplan erstellt 

Hochwasserfach­
datenbank etabliert 

125 

III-600 und Zu III-600-BR/2016 der Beilagen - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original) 27 von 100

www.parlament.gv.at



Elfter Umweltkontrollbericht - Wasser 

integrativer 
Hochwasserschutz 

gestärkt 

Monitoring des 
Risikomanagement­

plans notwendig 

Der integrative Hochwasserschutz ist in den letzten 10 Jahren , und derzeit for­
ciert durch die Umsetzung der HWRL und die Veröffentlichung des Risikoma­
nagementplans, wesentlich gestärkt worden - insbesondere durch die Zusam­
menarbeit der verschiedenen Fachdisziplinen (BMLFUW 2015c; ... Umwelteffek­
te der räumlichen Entwicklung, Kapitel 15.2). Bei der Planung von Hochwasser­
schutzprojekten wird besonderes Augenmerk auf die Vereinbarkeit mit Zielen 
der WRRL gelegt; Datengrundlagen wurden und werden bundesweit verbessert 
und vereinheitlicht. 

Grundsätzlicher Handlungsbedarf besteht dennoch, z. B. im Bereich des Hoch­
wasserrisikomanagements, insbesondere bei den Themen Freihalten von Über­
flutungsflächen , raumplanerische Maßnahmen, mobiler HochwasserschutzlOb­
jektschutz, Rutschungen und Hangbewegungen. Aber auch in anderen Fachbe­
reichen , wie z. B. Geomorphologie, Ökolog ie, Bewusstseinsbildung , Recht und 
Raumordnung, sind Umsetzungen erforderlich , um das Ziel des integrativen 
Hochwasserrisikomanagements erreichen zu können (BMLFUW 2015c). Hier ist 
ein aktives und effizientes Monitoring des Risikomanagementplans essenziell , 
um bis 2021 die angestrebten Fortschritte zu erzielen . Generell würde eine wei­
tere Forcierung von natürlichen Wasserrückhaltemaßnahmen im Rahmen des 
Hochwasserschutzes die Verzahnung von WRRL und HWRL und die Kohärenz 
der EU-Strategien für Wasser, Biodiversität, Landwirtschaft und Klimawan­
delanpassung stärken (KOM(2012) 673). In Zukunft wird hinsichtlich der Hoch­
wasserereignisse aus Starkregen - auch abseits der Gewässer - eine zusätzli­
che Strategie notwendig sein , um diese Gefahren im Rahmen der HWRL zu be­
rücksichtigen. 

Empfehlungen Der Weg des integrativen Risikomanagements im Rahmen der Umsetzung der 
Hochwasserrichtlinie sollte fortgeführt werden . Die weitere Umsetzung des Risi­
komanagementplans und ein konsequentes und effizientes Monitoring aller da­
rin enthaltenen Maßnahmen sind wesentl iche Schritte in diese Richtung. 
(BMLFUW, Bundesländer) 
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Herausforderung 
Mikroplastik 

Strategien für den (natürl ichen) Wasserrückhalt sollten gestärkt und eine Stra­
teg ie zur Berücksichtigung von Hochwasserereignissen aus Starkregen erarbei­
tet werden. (BMLFUW, Bundesländer, Gemeinden) 

Plastik und Mikroplastik in Gewässern 

Weltweit wurden im Jahr 2013 rund 299 Mio. t Kunststoffe hergestellt und für 
dauerhafte Konsumgüter, Verpackungsmaterialien und andere Produkte ver­
wendet (PLASTICsEuROPE 2015). Ein Teil der Kunststoffe gelangt durch unsach­
gemäßen Gebrauch , durch falsche Entsorgung oder durch Nutzung von Pro­
dukten (z. B. Kosmetika , Reiniger) in die Umwelt. Aufgrund ihrer Stabilität und 
Beständigkeit werden Kunststoffe in der Umwelt nicht abgebaut, sondern ver­
wittern bestenfalls . Dadurch entstehen kleine Partikel - sogenanntes Mikroplas­
tik - mit Durchmessern zwischen 5 mm und einigen Mikrometern (lJm). 

Die Verschmutzung der Meere mit Plastik und Mikroplastik ist schon seit den 
1970er-Jahren bekannt; Flüsse wurden und werden als Haupteintragspfad zi­
tiert. Untersuchungen von Fließgewässern gibt es jedoch nur wenige. 
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Plastik und Mikroplastik in der Donau 

© UmweltbundesamtlC. Schütz umweltbunde5amt~ 

Abbildung 1: 

Hinsichtlich Plastik und 

Mikroplastik sortierte 

Donauprobe. 

In den Jahren 2014 und 2015 wurde die Donau an zwei Messstellen in Öster- Plastik in der Donau 
reich auf das Vorkommen von Plastik und Mikroplastik (> 500 !-Im) untersucht. 

Für diese erstmalige systematische Beprobung eines Fließgewässers wurde ei-

ne neue geeignete und wiederholbare Methode entwickelt. 

Die Ergebnisse zeigen , dass jährlich bis zu 41 t Plastik und Mikroplastik durch 

die Donau abtransportiert werden . 90 % dieses Plastiks stammen aus diffusen 

Quellen und gelangen durch Abschwemmung , Abwasser, Windverfrachtung 
oder durch Wegwerfen (Littering) in den Fluss. Rund 10 % sind industriellen Ur­

sprungs und stammen aus Produktion , Verarbeitung oder Transport von Roh­
material. Zum Vergleich : In Österreich werden jährlich ca. 2 Mio. t an Kunststoff 

gehandhabt und 875.000 t Kunststoff in der Abfallwirtschaft behandelt. Die 

Menge an Kunststoff, die man aus dem freien Gelände in Österreich einsam­

meln könnte, wird auf 220-370 t geschätzt (UMWELTBUNDESAMT 2015). 

Letztlich tragen Flüsse Plastik und Mikroplastik in die Meere ein . Es wird ge­

schätzt, dass weltweit rund 80 % der in den Meeren befindlichen Plastikabfälle 

aus landbasierten Quellen stammen. Der Rest entfällt auf Quellen in den Mee-

ren (z. B. ausgediente Fischereinetze, nicht fachgerecht entsorgte Abfälle von 

Schiffen oder Windverfrachtung aus wilden Deponien) . Plastik und Mikroplastik 

gefährden Wasser- und Landlebewesen , die sich in Plastikteilen verheddern 

und strangulieren oder Plastikteile mit Nahrung verwechseln können . Beson-

ders betroffen sind Fische, Meeresschildkröten oder Vögel (EK 2011) . Kleinstes 

Mikroplastik kann von Organismen aufgenommen und ins Gewebe eingebaut 
werden und sich in der Nahrungskette anreichern (KÖHLER et al. 2014) . Interna-

tionale Meeresschutzprogramme (z. B. OSPAR 7, HELCOM 8
) und die EU Mee-

7 0SPAR: völkerrechtlicher Vertrag zum Schutz der Nordsee und des Ostatlantiks; wurde aus den 
beiden Vorläufern OSlo- und PARis-Konvention gebildet. 

8 HELCOM: zwischenstaatliche Kommission für den Schutz der Meeresumwelt in der Ostseeregi­
on; wurde aus der Helsinki-Konvention gebildet. 

Umweltbundesamt • REP-0600, Wien 2016 
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resstrategie Rahmenrichtlinie (RL 2008/56/EG) widmen sich der Reduktion von 
Einträgen von Plastik und Mikroplastik in die Meere und der Wiederherstellung 
eines guten ökologischen Zustands. 

Die Ergebnisse der Donaustudie sind mit anderen Flussstud ien nur schwer zu 
vergleichen, da derzeit keine harmonisierten Methoden zur Probenahme und 
Auswertung zur Verfügung stehen. Vergleichbare Ergebnisse sind aber die Vo­
raussetzung , um in Europa zu einem einheitlichen Bild über die Plastikbelas­
tung in der Umwelt zu gelangen . Österreich hat durch Initiativen des BMLFUW 
und des Umweltbundesamtes in Zusammenarbeit mit anderen Mitgliedstaaten 
eine Führungsrolle in der Koordin ierung der Aktivitäten zu Plastik und Mikro­
plastik in den Gewässern auf europäischer Ebene eingenommen. 

Einheitliche Methoden zur Identifizierung und Bewertung der Belastung der 
Gewässer durch (Mikro-)Plastik sollten entwickelt und auf nationaler und inter­
nationaler Ebene etabliert werden. (Europäische Kommission, Bundesregie­
rung) 

5.3 Grundwasser 

Die bedeutenden Grundwasservorkommen in Österreich liegen in den Tal- und 
Beckenlagen (Porengrundwasservorkommen) und im alpinen Raum (Karst- und 
Kluftgrundwasservorkommen ). Diese Grundwasserressourcen sind insbesonde­
re für die Trinkwassergewinnung österreichweit von Bedeutung . Darüber hinaus 
trägt Grundwasser wesentlich zur Dotierung von Flüssen und Seen, aber auch 
von Feuchtgebieten bei . 

Die vielfältige Landnutzung, wie z. B. Siedlungen, Verkehrswege, Wald und Land­
wirtschaft, führt dazu , dass sowohl flächig als auch aus punkt- und linienförmi­
gen Quellen Schadstoffe in das Grundwasser eingetragen werden. 

Die bundesweite Grundwasserüberwachung auf Basis der Gewässerzustands­
Überwachungsverordnung (GZÜV; BGBI. 11 Nr. 479/2006 i.d.g.F.) ist vorrangig 
darauf ausgerichtet, flächenhaft-diffuse Einträge von Schadstoffen zu erfassen. 
Diese Überwachung wird regelmäßig einer Überprüfung unterzogen und - fa lls 
erforderlich - angepasst. Für Einträge aus punktförmigen Quel len stehen in ers­
ter Linie anlagenbezogene Grundwassermessstellen zur Verfügung. 

Nitrat 

Die Ergebnisse des Überwachungsprogrammes zeigen, dass nach wie vor 
Überschreitungen des Qualitätsziels für Nitrat im Grundwasser9 bestehen. Für 
Nitrat sind auf Grundlage der Daten 2012 bis 2014 folgende Grundwasserkör­
per als voraussichtliche Maßnahmengebiete 10 auszuweisen : Marchfeld, Parn­
dorfer Platte, Ikvatal und Südl. Wien er Becken Ostrand (Bereich im Einzugsge­
biet Donau unterhalb Jochenstein). Gegenüber der Bewertung im 1. NGP 
(BMLFUW 2010) ist der Grundwasserkörper Ikvatal dazugekommen (Verschlech-

9 Grundwasserschwellenwert = 45 mg NitraUI, Trinkwassergrenzwert = 50 mg NitraUI 

10 Grundwasserkörper, in denen mindestens 50 % der Messstellen als gefährdet eingestuft sind. 
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terung von "Beobachtungsgebiet,, 11 zu "voraussichtlichem Maßnahmengebier12). 
Diese Belastungen des Grundwassers treten regional vor allem im Osten Öster­
reichs auf, wo einerseits intensive landwirtschaftliche Nutzung erfolgt und ande­
rerseits geringe Niederschlagsmengen zu verzeichnen sind. Die geringen Nie­
derschlagsmengen wirken sich sowohl auf die Grundwasserneubildung als 
auch auf die Verdünnung aus. 

Für den Grundwasserkörper Südl. Wiener Becken Ostrand (Bereich im Ein­
zugsgebiet Donau unterhalb Jochenstein) wurde für den Zeitraum 2009 bis 
2014 ein steigender Nitrattrend ermittelt (BMLFUW 2016a). 

Grundwasserkörper und Mesutellen: 
Beobachtungs- und voraussichtliche Maßnahmen gebiete sowie Trends für Nitrat 

Grundwasserk6rper Messstehn 11 
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Weitere acht Grundwasserkörper wurden als sogenannte "Beobachtungsgebie­
te" für Nitrat ausgewiesen - d. h. in diesen Gebieten gelten mindestens 30 % 
der Messstellen bzgl. der Nitratkonzentrationen als gefährdet. 13 Das Leibnitzer 
Feld und das Untere Murtal sind gegenüber dem Stand vom NGP 2009 jetzt 
keine Beobachtungsgebiete mehr. 

Maßnahmen betreffend Nitrat sind im Aktionsprogramm Nitrat 2012 (veröffent­
licht Wiener Zeitung, ABI. Nr. 87, 2012) enthalten. Dieses muss alle vier Jahre 
geprüft und - falls erforderl ich - einschließlich zusätzlicher Maßnahmen fortge­
schrieben werden (BMLFUW 2015b). 

Ergänzend dazu sind freiwillige Maßnahmen aus dem Programm der ländlichen 
Entwicklung (ÖPUL) vorgesehen. Für das kommende Programm wurde ein Maß­
nahmenpaket zum regionalen Grundwasserschutz erstellt, das eine Optimie-

11 Grundwasserkörper, in denen mindestens 30 % der Messstellen als gefährdet eingestuft sind. 

12 Grundwasserkörper, in denen mindestens 50 % der Messstellen als gefährdet eingestuft sind 

oder ein signifikanter und anhaltender steigender Trend festgestellt wird . 

13 Die Beschaffenheit des Grundwassers an einer Messstelle gilt hinsichtlich eines Schadstoffes als 

gefährdet, wenn das arithmetische Mittel der Jahresmittelwerte aus allen für den Beurteilungszeit­

raum vorliegenden - zumindest drei Beobachtungen umfassenden - Messergebnissen den zuge­

hörigen Schwellenwert überschreitet. 
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rung des Düngemitteleinsatzes forcieren soll. Dies soll im Wesentlichen durch 
eine gezielte Abstimmung der Düngung an den Bedarf der Kulturen in zeitlicher 
und mengenmäßiger Hinsicht erreicht werden . Dazu zählen Maßnahmen wie 
Düngeplanung und Bilanzierung, Ausdehnung der Zeiträume im Herbst und im 
Frühjahr, in denen auf Düngung verzichtet wird , und Optimierung der Düngung 
anhand von Bodenproben in Verbindung mit Beratung . Darüber hinaus soll die 
Maßnahme Verzicht auf Düngung auf besonders auswaschungsgefährdeten 
Böden intensiviert werden (BMLFUW 2015b; ... Landwirtschaft und Wald , 4.2). 

Vor dem Hintergrund der te ilweise nur sehr langsamen Grundwasser-Er­
neuerung in den Problemgebieten sollten die Umsetzung und Wirksamkeit der 
Maßnahmen in Bezug auf die Erreichung des guten chemischen Zustands für 
Nitrat regelmäßig überprüft und allenfalls Anpassungen vorgenommen werden. 

Empfehlung Die Umsetzung und Wirksamkeit der festge legten Maßnahmen im Nitratakti­
onsprogramm und ÖPUL zur Verminderung des Eintrags von Nitrat ins Grund­
wasser sollten überprüft werden. Dies sollte unter Berücksichtigung der gerin­
gen Grundwasserneubildung und langen Verweilzeit des Grundwassers im Un­
tergrund - sowohl in den ausgewiesenen Beobachtungs- und voraussichtlichen 
Maßnahmengebieten als auch bei gefährdeten Einzeimessstellen , insbesonde­
re in den Regionen mit Hausbrunnen zur Trinkwassernutzung - erfolgen . (Bun­
desländer, BMLFUW) 

Pestizide 

Neben der Belastung durch Nitrat sind es v. a. Pestizide oder deren Abbaupro­
dukte, die die Qualität des Grundwassers beeinträchtigen . 

Die Ergebnisse des Sondermessprogramms Pestizide im Jahr 2010 sind in das 
bundesweite Grundwassermonitoring im Jahr 2013 eingeflossen. Im Untersu­
chungszeitraum 20 11 bis 2013 wurden insgesamt 807.807 Einzelmessungen 
für 131 verschiedene Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe und Abbauprodukte (Me­
taboliten) im Grundwasser vorgenommen (BMLFUW 2015a). 

Pestizide und 
Abbauprodukte mit 

den häufigsten 
Überschreitungen 

Jene Wirkstoffe oder Abbauprodukte, die die häufigsten Überschreitungen -
bezogen auf Messstellen - verursachen , sind: Desethyl-Desisopropylatrazin, 
N,N-Dimethylsu lfam id, Desethylatrazin, Bentazon , Atrazin und Terbuthylazin . 
Überschreitungen treten vermehrt in den intensiv landwirtschaftlich bewirtschaf­
teten Gebieten in Oberösterreich , Niederösterreich , in der Steiermark, im Bur­
gen land und in Wien auf. 
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Für Desethyl-Desisopropylatrazin wurden im 2. NGP ein voraussichtl iches Maß­
nahmengebiet und drei Beobachtungsgebiete ausgewiesen . Desethyl-Desiso­
propylatrazin ist ein Metabolit der 2. Generation , der erstmals 2010 im Rahmen 
eines Sondermessprogramms in Österreich gemessen wurde. Vorrangig wird 
Atrazin als Ausgangssubstanz in Betracht gezogen, das bis Mitte der 90er-Jah­
re großflächig und hoch dotiert eingesetzt wurde, und dessen Verwendung seit 
1995 verboten ist (BMLFUW 2015b). 

In den letzten Jahren wurde das Augenmerk bei der Überwachung der Qualität 
des Grundwassers verstärkt auf Abbauprodukte von Pestiziden (Metaboliten) 
gelegt. Im Rahmen des Zulassungsverfahrens eines Pflanzenschutzmittel-Wirk­
stoffes werden - analog zu den Wirkstoffen selbst - auch dessen Abbau- und 
Reaktionsprodukte einer ökotoxikologischen sowie humantoxikologischen Risi-
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kobewertung unterzogen und hinsichtlich ihrer Mobilität im Boden sowie eines 
potenziellen Eintrags in das Grundwasser bewertet. Darauf aufbauend werden 
die Abbauprodukte in Bezug auf das Trinkwasser als "relevant" oder "nicht rele­
vant" klassifiziert. 

"Nicht relevante" Metaboliten gelten nicht mehr als Pestizide im Sinne der 
Trinkwasserverordnung (TWVO; BGBI. 11 Nr. 304/2001 i.d .g.F.), sondern als un­
erwünschte Stoffe. Dass derartige Abbauprodukte auch bei sachgemäßer An­
wendung in das Grundwasser gelangen können , wird daher toleriert. 

Für die als "nicht relevant" eingestuften Metaboliten wird ein sogenannter Akti­
onswert für Trinkwasser festgelegt. Bisher wurden insgesamt 19 Metaboliten als 
"nicht relevant" bewertet (BMG-7521010010-II/B/13/2010 vom 26.11 .2010 i.d.g.F) 
- alle anderen Metaboliten gelten grundsätzlich als "relevant". Für diese gilt der 
Grenzwert von 0,1 IJg/l sowohl für Trink- als auch für Grundwasser. 

Neben den flächenhaft-diffusen Einträgen von Schadstoffen ins Grundwasser 
kann es auch aus punktförmigen Quellen - zum Beispiel infolge unsachgemäßer 
Handhabung, aufgrund von Unfällen, Störfällen oder unsachgemäßer Ablage­
rung von Abfällen - zu Einträgen ins Grundwasser kommen. Wurde im 10. Um­
weltkontrollbericht (UMWELTBUNDESAMT 2013) über einen Schadensfall durch 
Pestizide im Raum Korneuburg berichtet, so musste in der jüngeren Vergangen­
heit eine Pestizidbelastung des Grundwassers im Raum Ohlsdorf in Oberöster­
reich festgestellt werden . 

Bei diesem Schadensfall wurden seitens der zuständigen Behörden umfassen­
de Untersuchungen eingeleitet und Maßnahmen getroffen, um einen weiteren 
Eintrag und eine weitere Ausbreitung der Schadstoffe nach Möglichkeit zu ver­
hindern. Es zeigt sich , dass neben dem bundesweit grobmaschigen , flächen­
deckenden Grundwasserüberwachungsprogramm der GZÜV schwerpunktartige 
ergänzende Untersuchungen notwendig sind , um kleinräumige Belastungen zu 
erkennen und rechtzeitig Maßnahmen setzen zu können. 

Für Schadstoffeinträge, die aus länger zurückliegenden Aktivitäten stammen , 
wurde das Instrument der Altlastensanierung etabliert, um Schadstoffeinträge 
aus Altlasten in das Grundwasser einzuschränken bzw. zu sanieren (- Alt­
lasten , Kapitel 13.3). 

Im 2. NGP (BMLFUW 2015b) wird für die kommende Planperiode (bis 2021) für 
Pestizide das Ziel formuliert, die Zahl der gefährdeten 14 Messstellen bzw. der 
belasteten Bereiche im Grundwasser zu reduzieren . Die dafür vorgesehenen 
Maßnahmenschwerpunkte betreffen die Bereiche Zulassung von Pestiziden , 
Anwendungsregeln bzw. -beschränkungen in Schutz- und Schongebieten oder 
gefährdeten Gebieten , Förderung sowie Beratung und Bewusstseinsbildung . 

Zur Unterstützung der wasserrechtlichen Instrumente sollten insbesondere in 
belasteten Regionen, in denen die Wasserversorgung vermehrt über Hausbrun­
nen oder andere dezentrale Anlagen ohne entsprechende Schutz- und Schonge­
biete erfolgt, landesrechtliehe Maßnahmen und Vorgaben auf Basis der Landes-

' 4 Die Beschaffenheit des Grundwassers an einer Messstelle gilt hinsichtlich eines Schadstoffes als 
gefährdet, wenn das arithmetische Mittel der Jahresmittelwerte aus allen für den Beurteilungszeit­
raum vorliegenden - zumindest drei Beobachtungen umfassenden - Messergebnissen den zuge­
hörigen Schwellenwert überschreitet. 
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aktionspläne in Umsetzung der Rahmenrichtlinie Pestizide (RL 2009/128/EG) 
bzw. des Pflanzenschutzgesetzes 2011 (PSMG; BGBI. I Nr. 10/2011 i.d.g.F.) 
geprüft und umgesetzt werden (BMLFUW 2015b). 

Empfehlungen Maßnahmen hinsichtl ich Anwendung von und Beratung zu Pflanzenschutzmit­
teln , die von der nationalen Behörde bei der Zulassung festgelegt werden , soll­
ten auf deren Wirksamkeit überprüft werden. (BMLFUW, Bundesländer) 

Auswirkungen auf 
dezentrale 

Wasserversorgung 

guter 
mengenmäßiger 

Zustand 

Im Rahmen des bestehenden bundesweiten Grundwassermonitorings sollten 
Monitoringstrategien zu Pflanzenschutzmitteln und Metaboliten we iterentwickelt 
werden. (BMLFUW, Bundesländer) 

Weitere Schadstoffe 

Neben Nitrat und Pestiziden gibt es auch Überschreitungen bei anderen Stof­
fen . Insgesamt traten im Zeitraum 2012 bis 2014 an 477 von 1.984 Messstellen 
für zumindest einen Parameter Schwellenwertüberschreitungen auf; diese 
Messstellen gelten als gefährdee 4 (gemäß Qualitätszielverordnung Chemie 
Grundwasser, QZV Chemie GW; BGBI. II Nr. 98/2010 i.d.g.F.). 

Dies kann v. a. bei kleineren Wasserversorgungsanlagen, aber auch in den Re­
gionen, in denen die Versorgung dezentral über Hausbrunnen und -quellen er­
folgt (ca. 10 % der Bevölkerung) zu Problemen führen . Bei derartigen Struktu­
ren ist ein Ausweichen auf andere Wasservorkommen kaum möglich bzw. wäre 
eine allenfalls erforderliche Aufbereitung mit unverhältnismäßig hohen Kosten 
verbunden . 

Auch wenn gefährdete Messstellen nicht in einem Beobachtungs- oder voraus­
sichtlichen Maßnahmengebiet liegen, ist gemäß QZV Chemie Grundwasser 
einzuschreiten . 

Mengenmäßiger Zustand 

In Österreich weisen alle Grundwasserkörper einen guten mengenmäßigen Zu­
stand auf. Bislang hat es, auf Grundwasserkörper bezogen , keine Übernutzun­
gen gegeben. Aufgrund des Klimawandels könnte aber mittelfristig die Grund­
wasserneubildungsrate zurückgehen , was zumindest im Osten Österreichs zu 
Problemen hinsichtlich des mengenmäßigen Zustands führen könnte (- Klima­
wandelanpassung, Kapitel 11 .2). 

Bei zwei Gruppen von Tiefengrundwasserkörpern (Steirisches und Pannoni­
sches Becken, Oststeirisches Becken) besteht das Risiko, dass das Gleichge­
wicht zwischen Grundwasserneubildungsrate und Wasserentnahme zumindest 
lokal nicht mehr gegeben ist, was sich in Druckspiegelabsenkungen zeigt 
(BMLFUW 2015b). 

Empfehlung Konzepte/Regionalprogramme als Weiterführung des Nationalen Gewässerbe­
wirtschaftungsplans sollten auch in Bezug auf die mengen mäßige Bewirtschaf­
tung des Grundwassers entwickelt werden. (Bundesländer) 
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5.4 Wasserentnahmen 

Die gesamte verfügbare Wasserressource in Österreich beträgt ca . 3 % der Wasser-
76,3 Mrd. m3/Jahr. Davon werden ca. 2,18 Mrd. m3/Jahr bzw. ca. 3 % genutzt ressourcen genutzt 
(UMWELTBUNDESAMT 2014). 

Abbildung 3 zeigt die Nutzung der Wasservorkommen nach Sektoren . 

,------------------
Nutzung der Wasservorkommen in Österreich 

0,13 Mrd . m3/a 

o Entnahme Landwirtschaft 

• Entnahme Industrie 

• Entnahme Haushalt (inkl. 
Gewerbe) 

1,51 Mrd. m'/a 

Quelle: Umweltbundesamt (2014) umweltbundesamt~ 

Die Zahlen zu Wasserentnahmen basieren auf gut abgesicherten österreichwei­
ten Schätzungen. Konkrete Daten über tatsächliche Entnahmen liegen nicht 
vor. Diese Daten sind aber für die wasserwirtschaftliche Planung erforderlich , 
v. a. in Regionen , in denen bereits in der Vergangenheit e in Spannungsfeld 

zwischen Dargebot und Bedarf entstanden ist. Aufgrund der Auswirkungen des 
Kl imawandels wird sich dies in ein igen Regionen zumindest kleinräumig ver­
stärken (ZAMG & Tu 2010 in : UMWELTBUNDESAMT 2013). 

Ausgehend von der Empfeh lung im 10. Umweltkontrollbericht (UMWELTBUNDES­
AMT 2013), die tatsäch lichen Entnahmedaten - heruntergebrochen auf die Sek­
toren Trinkwasser, Industrie und Landwirtschaft - zu erheben, wurden method i­
sche Arbeiten durchgeführt. 

Die Ergebnisse zeigten , dass mit regelmäßigen Erhebungen und kontinuierli ­

chen Adaptierungen eine zielführende Ausgangsbasis für die wasserwirtschaft­
liche Planung geschaffen werden kann . In Reg ionen, wo sich ein Spannungs­
feld zwischen Dargebot und Bedarf abzeichnet, sollte allenfalls eine detaillierte­
re Erhebung der Entnahmemengen erfolgen . 

Trotz des hohen Dargebotes gab es in der Vergangenheit vereinzelt Probleme 
bei der Wasserversorgung, etwa in einigen Regionen Kärntens und im Zentral­
bereich des oststeirischen Hügellandes (UMWELTBUNDESAMT 2010). 
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Empfehlungen Die Arbeiten zur Erhebung der tatsächlichen Wasserentnahme sollten fortge­
setzt werden. (BMLFUW, Bundesländer) 

Regionen, in denen es auch unter Berücksichtigung der Auswirkungen des Kli­
mawandels zukünftig zu einem Spannungsverhältnis zwischen Wasserdargebot 
und Bedarf kommen könnte, sollten systematisch ausgewiesen werden. Damit 
können Grundlagen für eine nachhaltige Bewirtschaftung geschaffen werden . 
(BMLFUW, Bundesländer) 
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6 BODENSCHUTZ UND FLÄCHENMANAGEMENT 

Der Boden stellt viele Leistungen für die Gesellschaft zur Verfügung. Er ist ein 
wichtiger Koh lenstoff- und Wasserspeicher sowie ein bedeutendes Genreser­
voir, filtert Schadstoffe, liefert sauberes Trinkwasser und ist Grundlage für die 
Produktion von Lebens- und Futtermitteln sowie von Biomasse. Um diese und an­
dere Leistungen nachhaltig erfü llen zu können, ist Boden in ausreichender Qua­
lität und Quantität zu erhalten. Die in den letzten Jahren fortschreitende über­
mäßige Nutzung und Versiegelung der Ressource Boden für Siedlungs- und Ver­
kehrsflächen 1 führt zu erhöhtem Nutzungsdruck auf die besten Böden. Zur 
Vermeidung negativer Auswirkungen auf die Leistungen des Bodens und ver­
stärkter Abhängigkeit von Importen, z. B. von Futter- und Lebensmitteln sowie 
nachwachsenden Rohstoffen, ist eine Transformation zu einer nachhaltigen Bo­
dennutzung das Gebot der kommenden Jahrzehnte. 

6.1 Umweltpolitische Ziele 

Einige der auf der globalen Ebene beschlossenen nachhaltigen Entwicklungs­
ziele der Vereinten Nationen , die von 2016 bis 2030 gelten , nehmen Bezug auf 
die Ressource Boden. Sie beinhalten die Ziele, die Bodenqualität im Hinblick auf 
die Nahrungsmittelproduktion zu verbessern , Bodenkontamination zur Minderung 
der Umweltbelastung durch Chemika lien zu stoppen und bei degradierten 2 Bö­
den wieder einen guten Bodenzustand herzustellen, um langfristig Landdegra­
dation zu vermeiden (UN 2015). 

Die Europäische BOdenschutzstrategie (KOM(2006) 231 ) hat die Erhaltung der 
Funktionen des Bodens, den Schutz der Bodenqualität und die nachhaltige 
Nutzung des Bodens zum Ziel. Zum Schutz der Ressource Boden sollten die 
Mitg liedstaaten gemäß dem Fahrplan für ein ressourcenschonendes Europa 
(KOM(2011 ) 571) die Landinanspruchnahme und Bodenversiegelung so weit wie 
möglich begrenzen und Maßnahmen zur Eindämmung von Erosion und zur Er­
höhung des Antei ls organischer Substanz im Boden durchführen. Es wird ange­
strebt, die jährliche Landnahme so zu reduzieren, dass spätestens ab dem Jahr 
2050 kein Land mehr zusätzlich verbraucht wird . Gemäß den danach beschlos­
senen UN-Zielen zur nachhaltigen Entwicklung müsste die Landnahme schon 
2030 bei null liegen. 

1 Sied lungs- und Verkehrsflächen umfassen folgende Nutzungen: Bauflächen (Gebäude, Gebäu­

denebenflächen), Gärten , Verkehrsflächen (Straßenverkehrsanlagen , Verkehrsrandflächen, Park­

plätze, Schienenverkehrsanlagen), Sonstige Flächen (Betriebsflächen , Abbauflächen, Halden und 

Deponien , Freizeitflächen und Friedhöfe). 

2 Als Bodendegradation bezeichnet man die Verschlechterung der ökosystemaren Dienstleistungen 

des Bodens bis hin zu deren völl igem Verlust (VAN L YNDEN 2000). 
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In der nationalen Bodencharta 20143
, die von namhaften österreich ischen Insti­

tutionen sowie dem BMLFUW unterzeichnet wurde, wurden Bund und Länder 
aufgefordert, sich auf eine verbindliche Zielsetzung zum Bodenverbrauch zu ei­
nigen (Vereinbarung gemäß Bundes-Verfassungsgesetz, Artikel 15a (B-VG; 
BGB!. Nr. 1/1930 i.d.g.F.)) . 

Im Bundesverfassungsgesetz Nachhaltigkeit (BGB!. I Nr. 2013/111) wird hinsicht­
lich des umfassenden Umweltschutzes die Reinhaltung des Bodens als Ziel de­
finiert. Über die Bekennung zur Versorgungssicherheit mit hochwertigen Le­
bensmitteln aus heimischer Produktion ist ein qualitativ und quantitativ ausrei­
chender Bodenbedarf abzu leiten . 

Auch in der nationalen Biodiversitäts-Strategie 2020+ (BMLFUW 2014) werden 
Ziele zum Boden definiert. Dazu zählen die Verringerung der Einträge von 
Schadstoffen in Böden sowie die Erhebung österreichweiter Daten zum Boden­
und Flächenverbrauch durch Bund und Länder. Des Weiteren die Ausarbeitung 
eines Aktionsplans zur Reduktion des Bodenverbrauchs mit reg ionalisierten , 
verbindl ichen Zielwerten und die Einbeziehung der Bodenfunktionsbewertung 
als Basis für Bodenschutz und Raumplanung . 

Die Raumplanungs- und BOdenschutzprotokolle zur Alpenkonvention (BGB!. 111 
Nr. 232/2002, BGB!. 11 1 Nr. 235/2002) haben zum Ziel, Raum und Boden spar­
sam und umweltverträgl ich zu nutzen und das Ausmaß der Bodenversiegelung 
zu reduzieren; konkrete Werte werden nicht genannt. Gemäß dem Bodenschutz­
protokoll sind alle Anstrengungen zu unternehmen, um den Schadstoffeintrag in 

SChadstoffeinträge die Böden über Luft, Wasser, Abfälle und weitere umweltbelastende Stoffe so 
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minimieren weit wie möglich zu verringern. Bevorzugt werden Maßnahmen, die Emissionen 
an ihrer Quelle begrenzen. Diese Verpfl ichtung steht im Einklang mit dem Proto­
colon Persistent Organic Pollutants (UNECE 1998a) sowie mit der Stockholm­
Konvention (UN 2001 ), umgesetzt mit der POP-Verordnung (VO (EG) 850/2004). 
In beiden Dokumenten wird eine Verringerung der Belastung mit persistenten 
organ ischen Schadstoffen (POP) durch Herstellungs- und Anwendungsverbote 
und verbindliche Richtlin ien angestrebt (- Chemikal ien, Kapitel 14.2). 

Der prinzipielle Grundsatz der sparsamen Nutzung des Bodens findet sich auch 
in allen Raumordnungsgesetzen der Bundesländer, jedoch bislang ohne quanti­
tative Ziele. 

In den Bodenschutzgesetzen der Bundesländer finden sich Ziele zur Erhaltung 
der Bodenqualität - vor allem was die landwirtschaftl iche Produktion betrifft -
aber keine konkreten Ziele zum quantitativen Bodenschutz. 

6.2 Flächeninanspruchnahme und -management 

Land- und Forstwirtschaft prägen Österreichs Ku lturlandschaft. Siedlungen und 
Verkehrsflächen sind stark im Wachsen . Nich t ganz die Hälfte der Bundesfläche 
ist mit Wald bedeckt, rund ein Drittel wird landwirtschaftl ich genutzt. Österreichs 
Waldfläche wächst - insbesondere durch Bewaldung ehemals landwirtschaftlich 

3 bnp_~j!'f'!'!!'!{ , l;lmlf.u't{ .gY .. ~VJ!iJ)9!P. [9Q \l_~tiQO;fl1;?~ljst~!p_~!i.r)?:J lC;~_~:P_CQ9_lJ~Jj9.rl[l;l~g_~[l_-. 
Q\l~[l.9\l.QgjJ~9_cj~IJf:_bi'l-':t.~ ,IJ!mJ 
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genutzter Flächen wie Almen , Weiden und Mähwiesen (Russ 2011). Damit ver­
ringert sich - zusätzlich zu den wachsenden Siedlungen und Verkehrsflächen -
der Anteil der landwirtschaftlichen Flächen (BMLFUW 2015) (- Landwirtschaft 
und Wald, Kapite l 4.2). 

Durch die naturräumlichen und topografischen Faktoren sind ca . 63 % Öster­
reichs benachteiligt, da sie für Siedlungs- und Verkehrszwecke sowie landwirt­
schaftliche Nutzung nicht verwendbar sind . Boden ist daher ein knappes Gut, 
insbesondere in den westlichen Bundesländern . 

Der Bodenverbrauch in Österreich liegt nach wie vor auf hohem Niveau , auch 
wenn für die letzten drei Jahre ein Rückgang der Neuinanspruchnahme zu er­
kennen ist. Der Rückgang ist v. a. auf geringere Zuwächse bei den Erholungs­
und Abbauflächen zu rückzuführen . Man muss die nächsten Jahre abwarten, ob 
sich der Trend fortsetzt, zumal durch die deutliche Bevölkerungszunahme vor 
allem in den urbanen Räumen der Druck auf die endl iche Ressource Boden 
steigt. Die tägliche Zunahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen in Österreich 
betrug im Durchschnitt der Drei-Jahres-Periode 2013 bis 2015 insgesamt 
16,1 haITag. Antei lig kamen innerhalb dieser Periode pro Tag 7,0 ha Bau- und 
Verkehrsflächen und 9,1 ha Betriebs-, Erholungs- sowie Abbauflächen dazu 
(UMWELTBUNDESAMT 2016a) . 

% Österreichs als 
Siedlungsraum nicht 
geeignet 

Inanspruchnahme 
von Boden ist nicht 
nachhaltig 

Entwicklung der täglichen Flächeninanspruchnahme 
Stichtagsdaten jeweils 01 .01 . des Jahres; ab 201331 .12. des Jahres 
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Quelle: Regiona/information der Grundstücksdatenbank 
(Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen) 

Abbildung 1: Tägliche Flächeninanspruchnahme in Österreich. 
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hoher 
Versiegelungsgrad 

von Böden 

Berechnet man die Versiegelung , also die Abdeckung des Bodens mit einer 
wasserundurchlässigen Schicht, anhand der Daten zur Flächeninanspruch­
nahme (auf Basis neu berechneter Versiegelungsfaktoren für die Bodenbe­
deckungsklassen gemäß Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen) , ergibt 
sich für Österreich ein durchschnittlicher Versiegelungsgrad von 41 % der bis 
zum Jahr 2015 beanspruchten Siedlungs- und Verkehrsflächen 4 (UMWELT­
BUNDESAMT 2016a) . 
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Kommunalsteuer 
verursacht 

Bebauungsdruck 

Empfehlung 

Einkaufs- und Fachmarktzentren werden weiterhin verstärkt an den Stadträn­
dern und auf der "grünen Wiese" mit der Konzentration auf die Auto-Erreich­
barkeit errichtet. An diesen Standorten lassen sich die besten Umsatzleistungen 
erzielen (ECOSTRA 2012, STANDORT + MARKT 2013). Österreich hat mit 1,74 m2 

pro Kopf die höchste Verkaufsflächenausstattung im Einzelhandel in Europa 
(GFK 2015). Die Marktsättigung bei den Einkaufszentren 5 scheint mittlerweile 
erreicht zu sein , bei Fachmarktzentren zeichnet sich eine weitere Zunahme ab 
(REGIOPLAN 2012). 

Die Kommunalsteuer, welche an hand der Wirtschaftsleistung der Betriebe auf 
der Gemeindefläche berechnet wird (entsprechend der monatl ichen Bruttolohn­
summe), fördert das Interesse der Gemeinden , Betriebe auf ihrem Gemeinde­
gebiet anzusiedeln. Dementsprechend entsteht hier ein Wettbewerb der Ge­
meinden untereinander, möglichst attraktive Rahmenbedingungen (z. B. Um­
widmungen, Zurverfügungstellung von Parkplätzen usw.) zu schaffen, um Be­
triebsansiedlungen zu ermöglichen. Durch die Berechnungsart der Kommunal­
steuer entsteht somit ein Bebauungsdruck. Darüber hinaus werden im Finanz­
ausgleich die Unterschiede hinsichtlich der Standort- bzw. Bodenqualität zwi­
schen Gemeinden kaum berücksichtigt, sodass hochwertige, für die Erzeugung 
von Lebensmitteln geeignete Böden in Anspruch genommen und teilweise ver­
siegelt werden. 

Zur stärkeren Berücksichtigung der Standort- und Bodenqualität sollten ent­
sprechende Kriterien für die Aufteilung und Verwendung der den Bundeslän­
dern und Gemeinden zufließenden Finanzmittel , z. B. Kommunalsteuereinnah­
men, entwickelt werden und zur Anwendung kommen. (Bundesländer, Gemein­
den) 

Um den weiteren Bodenverbrauch zu minimieren , bedarf es einer gemeinsa­
men Herangehensweise von Gemeinden , Bundesländern und Bund unter Be­
rücksichtigung von regionalen Gegebenheiten . 

Boden verbrauch Die Landesagrarreferentenkonferenz beauftragte im Jahr 2015 eine Bund-
minimieren Länder Arbeitsgruppe mit der Erstellung von Maßnahmenvorschlägen zum 

Schutz landwirtschaftlicher Böden durch Flächeninanspruchnahme (BMLFUW 
2015). Diese Vorschläge stellen eine wichtige Grundlage für die fachliche und 

4 Siedlungs- und Verkehrsflächen umfassen folgende Nutzungen 11. Benützungsarten-Nutzungen­
Verordnung; BANU-V; BGB!. II Nr. 116/2010): Bauflächen, Betriebsflächen, Gärten, Friedhöfe, 
Straßenverkehrsanlagen, Verkehrsrandflächen, Parkplätze, Schienenverkehrsanlagen, Abbauflä­
chen, Halden und Deponien sowie Freizeitflächen. 

5 Einkaufszentren (EKZ): ein einheitlich geplantes und geführtes, von einer größeren Zahl selbst­
ständiger Einzelhandels-, Dienstleistungs- und Gastronomiebetriebe besetztes Objekt. 

Fachmarktzentren: Objekt mit mind. vier Fachmärkten oder fachmarktähnlichen Betrieben. Die 
einzelnen Geschäfte sind nicht unbedingt unter einem Dach; kleinerer Branchenmix, kleinere 
Grundfläche als im EKZ (TISCHLER 2006, KANONIER 2004) 
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politische Umsetzung des quantitativen Bodenschutzes dar.6 Ausgehend von 
einem innovativen Ansatz, der den Schwerpunkt auf die Erhaltung des vorhan­
denen Naturkapitals legt, wurden sechs Schlüsselmaßnahmen definiert: 

(i) ein umfassendes Gesetz zum quantitativen Bodenschutz, 

(ii) die Anwendung der Bodenfunktionsbewertung in der Planung in allen Bun­
desländern, 

(iii) eine Ausweitung der BOdenbewusstseinsbildung für Gemeinden, die Land-
wirtschaft, die Bauwirtschaft, Schulen und die allgemeine Öffentl ichkeit, 

(iv) die Definition von Bodenerhaltungszielwerten nach Raumtypen 7, 

(v) die Weiterentwicklung einer bodenschonenden Raumentwicklung und 

(vi ) die Einrichtung von Flächenpools zur Vermeidung von Ausgleichsmaßnah-
men auf hochwertigen landwirtschaftl ichen Flächen . 

Bei der Definition von BOdenerhaltungszielwerten sind die Bedürfnisse der sehr 
unterschiedl ichen österreichischen Regionen zu berücksichtigen. In den alpinen 
Regionen sind viel geringere Ackerflächen von oft geringerer Bonität vorhanden 
als im östlichen Flach land. Boden wird aufgrund von Knappheit in bestimmten 
Regionen zum Spekulationsgut, wodurch Flächen nicht mehr für die gewidmete 
Nutzung zur Verfügung stehen und die Preise für landwirtschaftliche Flächen 
nicht mehr dem Wert des Bodens adäquat sind . Es ist daher eine Definition von 
regionalen Zielwerten für Bodenerhaltung je nach Raumtyp, Landnutzung und 
Bodenqualität anzustreben . 

Die Steuerung der Umsetzung eines strategischen Flächenmanagements wür­
de ein bundesweites Monitoring der Flächeninanspruchnahme auf Basis von 
Leitindikatoren und eine regelmäßige Evaluierung notwendig machen. Im ÖROK­
Atlas wurde 2016 durch die Veröffentlichung des neuen Indikators "bebautes 
und nicht bebautes Bauland auf Bezirksebene" ein erster Schritt in diese Rich­
tung gesetzt. 

Für die Einhaltung von regionalen Zielwerten sollte ein strategisches Flächen­
management, das die regionalen Besonderheiten und Bedürfnisse berücksich­
tigt, eingerichtet werden. (Bundesregierung, Bundesländer, Gemeinden) 

Die vom Fachbeirat für Bodenfruchtbarkeit und Bodenschutz vorgeschlagenen 
Maßnahmen zur Reduzierung des Verbrauchs landwirtschaftlicher Böden soll­
ten umgesetzt werden. Eine regelmäßige Evaluierung auf Basis von Leitindika­
toren sollte erfolgen. (BKA, ÖROK, BMLFUW, Bundesländer, Gemeinden) 

6 Beschluss der Landesagrarreferentenkonferenz vom 23. Juni 2016 zur Reduzierung des Ver­

brauchs landwirtschaftl icher Böden (VSt-1505/3) 

7 Raumtypisierung nach Landesstatistik Oberösterreich: Städtischer Raum, Stadtumland, stabiler 

ländlicher Raum (dörfliche Strukturen), peripherer ländlicher Raum (Streusiedlungen) 
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. 
Bodenfunktionsbe-

In der Praxis zeigt sich , dass das Schutzgut Boden häufig nur indirekt über an­
dere Schutzg üter mitberücksichtigt wird , z. B. bei Planungen im Natur- und 
Wasserschutz. Die ÖNORM L 1076 und die ergänzende Anleitung (BMLFUW 
2013) sowie der Leitfaden für die Umweltverträglichkeitserklärung (UMWELT­
BUNDESAMT 2012a) bieten die methodischen Werkzeuge für die notwendige 
Koppelung von Bodenfunktionen 8 und Raumplanung . Oberösterreich , Salzburg 
und Wien stellen als Internetservice flächendeckend Karten mit bewerteten Bo­
denfunktionen bereit, die auf Basis der digitalen, landwirtschaftlichen Bodenkar­
te (eBod)9 und der BOdenschätzungsdaten erstellt wurden. Durch österreichwei­
ten Einsatz solcher Instrumente zur Bodenfunktionsbewertung können langfris­
tig ein zielgerichteter Umgang mit dem Boden sowie die Erhaltung der Boden­
funktionen erreicht werden. 
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Das Wissen um den Wert einer Ressource ist eine wesentliche Basis für den 
Schutz - das gilt insbesondere auch für die endl iche Ressource Boden . 

Die Vereinten Nationen erklärten 2015 zum Internationalen Jahr des Bodens, 
um diese Ressource in den Blickpunkt der Öffentlichkeit zu rücken. In Öster­
reich nimmt sich ein Netzwerk an Expertinnen (Fachbeirat für Bodenfruchtbar­
keit und Bodenschutz, Österreich ische Bodenkundliche Gesellschaft, Bodenfo­
rum Österreich, B5 Initiative, ... ) seit einigen Jahren der Bewusstseinsbildung 
zum Thema Boden an . Sinnvolle Bewusstseinsarbeit besteht aber auch aus ei­
nem guten Bildungsangebot - etwa Lehrmaterialien für Schulen, Aktionstage für 
die Öffentlichkeit und Onlinetools. 

Die digita le landwirtschaftl iche Bodenkarte und die Daten der österreich ischen 
Finanzbodenschätzung sollten als Werkzeuge zur Ableitung flächenbezogener 
Aussagen - z. B. der Erosionsgefährdung landwirtschaftlich genutzter Böden 
und zur Bewertung von Bodenfunktionen - österreichweit herangezogen und 
aktuell gehalten werden. (BFW, BMF, Bundesländer) 

6.3 Bodenkohlenstoff 

Bodenschutz ist Böden sind der größte terrestrische Kohlenstoff-Speicher und durch ihre Eigen-
Klimaschutz schaften für den Klimaschutz von zentraler Bedeutung. Sie können über abge­

storbene Pflanzen, Wurzeln und Mikroorganismen den darin enthaltenen Koh­
lenstoff als Humus fixieren . 

Das Potenzial von Böden, langfristig Kohlenstoff zu speichern , ist begrenzt und 
hängt im Wesentlichen von der Bodenbewirtschaftung und der aktuellen Land­
nutzung ab, wobei in der Regel die Menge an gespeichertem Kohlenstoff wie 
folgt abnimmt: Moore > Wald > Grünland > Ackerland> Siedlung. In Österreich 
sind ca. 820 Mt Kohlenstoff in den Böden gespeichert. Davon entfallen knapp 
60 % auf Waldböden, rund 22 % auf Grünlandböden und ca. 10 % auf Acker­
böden (berechnet nach Daten in UMWELTBUNDESAMT 2012b). Der Rest teilt sich 
auf Moorböden, Siedlungsgebiet und sonstiges Land auf. 

8 Bodenfunktionen: Lebensraum für Pflanzen, Tiere, Menschen; Produktionsgrundlage für Nahrung, 
Futtermittel , Faser- und Energiepflanzen; Speicherfunktion für Wasser, CO2 und Nährstoffe; Gen­
reserve; Filter, Puffer und Transformator für Schadstoffe; Rohstofffunktion; Trägerfunktion für 
Straßen, Gebäude, Infrastruktur; Archivfunktion 

9 ~~p_:a'Qf:w.,~s< .;~V.w.'Qfwgn!}~._"YJ~'Q_?~tQK,:I9§Q. 
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Landnutzungsänderungen zur Siedlungsraumgewinnung gehören zu den 
stärksten Eingriffen in den Kohlenstoff-Kreislauf terrestrischer Ökosysteme und 
betragen in Österreich jährlich ca. 0,2-0,4 % (1990-2013) der Landesfläche. 
Die Zunahme der Siedlungsgebiete repräsentiert mit + 41 % in diesem Zeitraum 
den stärksten Landnutzungswechsel und ist stets mit dem Verlust an Boden­

kohlenstoff verbunden. Im Schnitt werden dadurch jährlich ca. 340 kt Kohlen­
stoffdioxid freigesetzt, was 0,4 % der durchschnittlichen jährlichen Gesamt­
emissionen Österreichs entspricht (UMWELTBUNDESAMT 2015a) . 

Zum dauerhaften Erhalt der natürlichen Ressource Boden in ihrer Funktion als 
Kohlenstoff-Speicher sollte in der Raumplanung bzw. Flächenwidmung diese 

Bodenfunktion adäquat Berücksichtigung finden . ( Bundesländer, Gemeinden) 

6.4 SChadstoffbelastung 

Schadstoffe können über Luft, Niederschlag und als Feststoffeinträge (bei­
spielsweise als Pflanzenschutz- oder Düngemittel) oder lokal durch unsachge­
mäße Handhabung gefährlicher Stoffe oder Unfälle in den Boden gelangen . Sie 
stellen eine Gefährdung für Bodenorganismen, Tiere und den Menschen dar, 
da die Qualität von Futter- und Lebensmitteln sowie von Trinkwasser wesentlich 
durch die Bodenqualität beeinflusst wird. 

Zur großräumigen Belastungssituation der Böden mit organischen Schadstoffen 
liegen Daten aus Erhebungen einzelner Bundesländer (STMK. LR & CHEMISCHE 

VERSUCHS- UND UNTERSUCHUNGSANSTALT 1988-2014, 00. LR & BUNDESAMT FÜR 
AGRARBIOLOGIE 1993, KTN. LR 1999) vor. Festgestellt wurden Belastungen mit 
polyzyklischen aromatischen Kohlenwasserstoffen sowie Dioxinen und Furanen 
(Verbrennungsprodukte) und polychlorierten Biphenylen (Hydraulikflüssigkeiten 
und Weichmacher) . Diese Stoffe zählen zu den persistenten organischen 
Schadstoffen (POP 10), die aufgrund der Langlebigkeit, Toxizität und des Bioak­
kumulationspotenzials ein besonderes Risiko für Umwelt und Gesundheit dar­

stellen (WHO 2003) (- Chemikal ien , Kapitel 14.2). 

Zu persistenten und anderen organischen Schadstoffen in Böden gibt es nur 
punktuell Daten. Neue POP bzw. organische Schadstoffe, die hinsichtlich künfti­
ger Anwendungslimitierungen in Diskussion stehen, werden kaum in landesweite 

Bodenuntersuchungsprogramme aufgenommen. Eine Liste potenzieller Schad­
stoffe mit geeigneten Nachweisgrenzen zu den einzelnen Substanzen ist dafür 
eine wichtige Voraussetzung . Zudem fehlen nationale Richt- und Grenzwerte, 
weshalb eine flächendeckende Bewertung der Belastungssituation nicht möglich 

ist. 

Der Schadstoff Hexachlorbenzol (HCB) , der früher als Fungizid verwendet wur­
de und der auch als Verunreinigung in diversen Chemikalien vorkommt, wurde 
Ende der 1990er-Jahre im Rahmen der Bodenzustandsinventuren von Oberös­
terreich , Steiermark und Kärnten analysiert. Die Werte an den 100 Standorten 

in Kärnten lagen zwischen < 0,3 IJg/kg und 18 1J9/kg, der Mittelwert lag bei 
2,69 1J9/kg (KTN. LR 1999). Im Görtschitztal in Kärnten wurden 2014 und 2015 

10 persistent organic pollutants 
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im Boden HCB-Werte überwiegend unter 2,5 1-l9/kg, an neun Standorten zwi­
schen 2,5 I-lg/kg und 10 I-lg/kg sowie an drei Standorten über 10 I-lg/kg gemes­
sen (KTN. LR 2015). Der Referenzwert für Boden bzw. Sediment der Nieder­
ländischen Liste (1994) gibt mit 2,5 iJg/kg einen Anhaltspunkt für einen üblichen 
Wert im Boden; Prüfwerte für Kinderspielplätze beginnen bei 300 iJg/kg, d. h. 
die gemessenen Werte sind unerheblich (vgl. Sächsisches Abfallwirtschafts­
und Bodenschutzgesetz 1999) (- Umwelt und Gesundheit, Kapitel 9.3, 
- Industriel le Anlagen, Kapite l 2.3, - Altlasten, Kapitel 13.2, - Ressourcen­
management und Abfallwirtschaft, Kapitel 12.5). 

Da der Boden Schadstoffe über einen langen Zeitraum speichert und somit Be­
lastungen sehr gut dokumentiert, ist auf ein regelmäßiges und langfristiges Mo­
nitoring zu achten . Es gilt weiterhin , Immissionen von organischen Schadstoffen 
- und damit ursächlich die Emissionen - zu reduzieren sowie beim Entsorgen 
von Materialien, die diese Schadstoffe enthalten, verstärkte Dokumentation und 
Kontrollen durchzuführen . Aktuelle Immissionen von HCB können über Biomo­
nitoring beispielsweise in Gras oder Nadeln deutl ich rascher als im Boden fest­
gestellt werden . 

Schwermetalle wie Cadmium, Blei und Quecksilber akkumulieren in Böden und 
können von Pflanzen aufgenommen werden, in Futter- und Lebensmittel gelan­
gen und so die Gesundheit beeinträchtigen (WHO 2007). 

Im Rahmen eines EU-Projekts (BioSoil) wurden in den Jahren 2006/2007 an 
139 Standorten der nationalen Waldbodenzustandsinventur (gesamt 514 Stand­
orte) Wiederholungsaufnahmen durchgeführt. Seit der Erstaufnahme 1988 bis 
1991 zeigen sich für Blei und Quecksi lber signifikante Rückgänge (MUTSCH & 
LEITGEB 2009). Die umweltpol itische Maßnahme für bleifreies Benzin wirkte 
somit nachweisl ich. 

Außer bei den Waldböden sind bundesweite Aussagen über die zeitl iche Ver­
änderung der SChwermetallbelastung von Böden derzeit nicht möglich , da Wie­
derholungen der Ersterhebungen zumeist fehlen (UMWELTBUNDESAMT 2010). 

Durch das seit 1995 alle fünf Jahre durchgeführte Moosmonitoring (UMWELT­
BUNDESAMT 2015b) werden aktuelle SChwermetalleinträge auf den Boden sehr 
gut abgebildet. Bei fast allen untersuchten Elementen wurde ein Rückgang der 
Belastungen seit 1995 festgestell t. Auffallend hoch ist dieser Rückgang bei Blei 
- ein Erfolg der (europaweiten ) Maßnahmen zur Emissionsreduktion. Ausnahmen 
bi lden Kupfer und Molybdän. Bei diesen Elementen sind keine Rückgänge er­
kennbar. Das Auftreten von Kupfer kann teilweise dem Verkehr zugeordnet 
werden. Bei Molybdän dürfte ein hoher Anteil geogen, also natürlich bed ingt 
sein. 

Die Ergebnisse des Moosmonitorings dienen neben der Überprüfung emissi­
onsmindernder Maßnahmen auch zur Wirksamkeitsevaluierung zwischenstaat­
licher Abkommen, wie dem Schwermetall protokoll zur Genfer Konvention oder 
dem Minamata-Übereinkommen zu Quecksilber (UMWELTBUNDESAMT 2015b, 
2016c). Österreich hat das Minamata-Übereinkommen bereits ratifiziert, wobei 
es erst nach der Ratifizierung durch die EU rechtskräftig wird , welche für das 
letzte Quartal 2016 geplant ist. 

Schwermetall- Um Maßnahmen zur Reduktion der SChwermetallbelastung unter Berücksichti-
belastung gung von vorhandenen Richt-, Referenz- und Grenzwerten evaluieren und wei-

überwachen terentwickeln zu können, sind die Böden mit einem bundesweiten Bodenmoni-
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toring zu überwachen . Die erhobenen Daten sind in das Bodeninformationssys­
tem BORIS 11 zu integrieren , um sie in einer bundesweit harmonisierten Form 
langfristig zugänglich zu machen und Veränderungen dokumentieren zu kön­
nen. Dies ist auch ein Beitrag, um Fortschritte bei der Erreichung der Nachhal­
tigkeitsziele der Vereinten Nationen festzustellen . 

Bei Schießplätzen kommen loka l hohe Bleibelastungen im Boden vor, z. B. auf 
Tontaubenschießplätzen (UMWELTBUNDESAMT 2016b) . Neben Blei wurden zum 
Teil auch stark erhöhte Gehalte für Arsen und Antimon nachgewiesen. Diese 
Belastung mit Schwermetallen ist v. a. durch die Verwendung von Bleischrot 
bedingt. In anderen europäischen Ländern , z. B. Dänemark, Deutschland, Nie­
derlande, ist die Verwendung bereits verboten . 

Um die aktuelle Belastung der Böden mit organischen und anorganischen 
Schadstoffen und deren Entwicklung erfassen zu können, sollte ein bundesweit 
abgestimmtes Bodenmonitoring etabliert werden . (Bundesregierung, Bundes­
länder) 

Um organische Schadstoffe in Böden zu bewerten, sollte auf nationale bzw. EU­
weite Richt- und Grenzwerte hingewirkt werden . Weitere organ ische Schadstof­
fe (z. B. Polybromierte Diphenylether oder Perfluoroctansulfonat) sollten im Un­
tersuchungsrahmen von Bodenerhebungen erfasst werden. (Europäische Kom­
mission , Bundesregierung , Bundesländer) 

Zur Reduzierung von BOdenbelastungen durch Blei sollte das Gebot zur Ver­
wendung von bleifreier Munition bei der Jagd auf Wasservögel stufenweise auf 
sämtl iche jagdliche Aktivitäten ausgedehnt werden. (Bundesgesetzgeber) 

Lokale Bodenverunreinigungen , hervorgerufen durch unsachgemäße Handha­
bung von gefährlichen Stoffen und Unfälle sowie alte Deponien, weisen gegen­
über großräumigen Bodenverunreinigungen deutlich unterschiedliche Charakte­
ristika auf und werden im Kapitel Altlasten behandelt ( ... Altlasten , Kapitel 13). 
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7 BIOLOGISCHE VIELFALT 

Die biologische Vielfalt (Biodiversität) umfasst alle lebenden Organismen , von 
Mikroben bis zu Säugetieren und auch al le Lebensräume. Sie ist von umfas­
sender Bedeutung für das menschl iche Wohlergehen und die Bereitstellung von 
natürlichen Ressourcen. Der Zustand der Biod iversität wird von mensch lichen 
Tätigkeiten , wie Land- und Forstwirtschaft, Sied lungstätigkeit und Infrastruktu r­
ausbau sowie Verkehr beeinflusst. Fruchtbarer Boden, reines Wasser, multifunk­
tionale Wälder oder weitere Nutzenstiftungen, die Menschen von Ökosystemen 
beziehen (Ökosystemleistungen), wie das Bestäuben von Obstblüten durch In­
sekten oder die natürliche Schädlingsregulierung, sind vom Zustand der biolog i­
schen Vielfa lt abhängig. 

7.1 Umweltpolitische Ziele 

Das Übereinkommen über die biolog ische Vielfalt (Biodiversitäts-Konvention ; 
BGBI. Nr. 213/1995) sieht Maßnahmen zum Erhalt der biolog ischen Vielfalt so­
wie zur nachhaltigen Nutzung ihrer Bestandteile vor. Im Jahr 2014 ist ein Zu­
satzabkommen zur Biodiversitäts-Konvention - das Nagoya Protokoll über Zu­
gang zu genetischen Ressourcen und zum fa iren Ausgleich der Vorteile aus de­
ren Nutzung, insbesondere Entschädigungen für ind igene Völker - in Kraft ge­
treten. Mit der EU-Verordnung über Maßnahmen für die Nutzer zur Einhaltung 
der Vorschriften des Protokolls von Nagoya (VO (EU) Nr. 511/2014) ist die Um­
setzung des Protokolls für Österre ich verpflichtend. 

Die EU Biod iversitätsstrateg ie fordert bis 2020, den Verlust an biolog ischer Viel­
falt und die Verschlechterung der Ökosystemdienstleistungen zu stoppen. Gleich­
zeitig soll der Beitrag der EU zur Verhinderung des Verlustes an biolog ischer 
Vielfalt weltweit erhöht werden. 

In der Biod iversitätsstrategie Österreich 2020+ sind die internationalen und die 
EU Biodiversitätsziele (KOM/2011/0244) für 2020 aufgenommen. Bund, Länder 
und Gemeinden, NGOs und Interessenvertretungen wird ein Rahmen vorgege­
ben, um den Biod iversitätsverlust bis 2020 einzudämmen. Die Umsetzung der 
Strategie und die Zielerreichung werden von der nationalen Biodiversitätskom­
mission beg leitet und überprüft. 

Die Fauna-Flora-Habitat-Richtl inie (FFH-RL; RL 92/43/EWG) und die Vogel­
schutzrichtl inie (VS-RL; RL 2009/147/EG) haben die Erhaltung ausgewählter Ar­
ten und Lebensräume zum Zie l. Das Schutzgebietsnetz Natura 2000 spielt da­
bei eine zentrale Rolle. 

Im Jahr 2015 ist die EU-Verordnung über die Prävention und das Management 
der Einbringung und Ausbre itung invasiver gebietsfremder Arten 
(VO (EU) Nr. 1143/2014) noch ohne eine Auswahl dieser Arten in Kraft getre­
ten. Mit August 2016 liegt die erste Liste von invasiven Arten von unionsweiter 
Bedeutung vor. 

Gemäß österreichischer Bundesverfassung liegen Natur- und Landschaftsschutz 
in Gesetzgebung und Vollzug in der Kompetenz der Bundesländer; ebenso wie 
die Materien Jagd, Fischerei, Raumordnung und Landwirtschaft, die ebenfalls 
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Lebensräume als 

Indikatoren für 
Gesamtbiodiversität 

Rote Listen 

Bestandstrends der 
Brutvögel 

maßgeblichen Einfluss auf die biologische Vielfalt haben . Regelungen im Na­
turschutz auf Bundesebene gibt es für Nationalparks durch Vereinbarungen 
gemäß Bundes-Verfassungsgesetz, Artikel1 5a (B-VG; BGBI. Nr. 1/1930 i.d .g.F.). 

Die neue österreich ische Nationalpark-Strategie 2016- 2020+ (BMLFUW, in Vor­
bereitung) ist in Ausarbeitung . Folgende Schwerpunkte werden diskutiert: Das 
Zulassen einer natürlichen Entwicklung entsprechend den Vorgaben der Inter­
national Union for Conservation of Nature and Natural Resources (IUCN) , die 
Erhaltung der Biodiversität, die Nutzung von Synerg ien zwischen den einzelnen 

Nationa lparks und die professionelle Präsentation nach außen unter der Marke 
"Nationa lparks Austriau. 

Die 2015 veröffentlichte Auen strategie (BMLFUW 2015b) für Österreich definiert 
die Prinzipien für eine langfristige Sicherung der heimischen Auen und Fluss­
landschaften . Die Auenstrateg ie dient auch der Umsetzung der Ramsar-Kon­

vention (BGBI. Nr. 225/1983 i. d.g.F.) zum Erhalt und zur nachhaltigen Nutzung 
von Feuchtgebieten. 

7.2 Zustand und Gefährdung von Arten und Lebensräumen 

Arten und Lebensräume stellen die wesentlichen Komponenten der Biod iversi­
tät dar, ihre Verbreitung und ihr Zustand ermöglichen Rückschlüsse auf die Ge­
samtbiod iversität. 

Der Gefährdungsstatus von 3.304 Arten aus 20 Tiergruppen ist in den Roten 
Listen mit einheitl icher Methode eingestuft worden. Davon sind 1.169 Arten -
das ist etwa ein Drittel - einer Gefährdungskategorie zugeordnet (EDER & HÖDL 
2002, RAAB et al. 2006, ZULKA 2005, 2007, 2009). Bei den Farn- und Blüten­
pflanzen sind rund 40 % gefährdet (BMUJF 1999). 

Knapp mehr als die Hälfte der heimischen Brutvögel wies im Zeitraum 2008 bis 
2012 einen stabilen Bestandstrend auf. Zunehmende und abnehmende Trends 

hielten sich mit jeweils 33 Arten die Waage. Überwiegend stabile Bestände wei-
sen die Vogelgemeinschaften von Felslandschaften bzw. der Hochgebirgsregi­
onen , aber auch der Wälder auf. Nicht unerwartet ist hingegen der vergleichs­
weise hohe Anteil an Arten mit negativen Bestandstrends im Kulturland (siehe 
Farmland Bird Index) . Positiv hervorzuheben ist, dass Vogelarten , die in den 
Schutzgebieten 1 gemäß der Vogelschutzrichtl in ie geschützt werden , einen deut­

lich günstigeren Populationstrend als andere Vogelarten aufweisen (DVORAK & 
RANNER 2014). 

Farmland Bird Index Der Farmland Bird Index, welcher die Bestandstrends von 22 charakteristischen 
Vogelarten der Ku lturlandschaft seit 1998 wiedergibt, zeigt ab diesem Jahr bis 
2014 einen Bestandsrückgang dieser Arten um rund 40 %. Jedoch zeigt der 
Farmland Bird Index 2015 eine Zunahme der Arten (TEUFELBAUER 2015, 
TEUFELBAUER & SEAMAN 2016). Ob diese Zunahme eine Trendwende einleitet, 
kann nach nur einem Jahr nicht abgeschätzt werden (- Landwirtschaft und 
Wald, Kapitel 4.2). 
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, Diese Schutzgebiete bilden gemeinsam mit den aufgrund der FFH·Richtiinie ausgewiesenen Ge· 
bieten das Natura 2000 Netzwerk. 
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Innerhalb der gesamten EU weisen 23 % der rund 2.000 Arten und 16 % der 
231 Lebensraumtypen der FFH-Richtlinie einen günstigen Erhaltungszustand 

auf.2 In Österreich sind 16 % der 215 Arten und 14 % der 74 Lebensraumtypen 
in einem günstigen Erhaltungszustand (UMWELTBUNDESAMT 2013a, EEA 2015) . 
Allerdings sind die Daten nicht direkt vergleichbar, da der Informationsstand 

zum Erhaltungszustand unterschiedlich ist (2 % bzw. 17 % "unbekannt"). 

Erhaltungszustand 
der FFH-Arten und 
FFH-Lebensräume 

Erhaltungszustand von Arten der FFH-Richtlinie 

Arten Österreich 

2% 

N (Bewertungen) = 340 

- günstig o ungünstig-unzureichend 

Quellen: UMWELTBUNDESAMT (2013a) , EEA (2015) 

18 % 

- ungünstig-schlecht 

Arten EU-weit 

- unbekannt 

umweltbundesamtC!) 

Abbildung 1: Bewertung des Erhaltungszustands von Arten der FFH-Richtlinie in Österreich und EU-weit. 

Erhaltungszustand von Lebensraumtypen der FFH-Richtlinie 

Lebensraumtypen Österreich Lebensraumtypen EU-weit 

7 % 7% 

30 % 

38 % 

N (Bewertungen) = 124 47 % 

- günstig) o ungünstig-unzureichend 

Quellen: UMWELTBUNDESAMT (2013a) , EEA (2015) 

_ ungünstig-schlecht - unbekannt 

umweltbundesamt(!) 

Abbildung 2: Bewertung des Erhaltungszustands von Lebensraumtypen der FFH-Richtlinie in Österreich und EU-weit. 
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Auen von großer 
Bedeutung 

Die Entwicklung in Österreich von 2007 auf 2013 zeigt, dass sich der Erhaltungs­
zustand bei mehr als 90 % aller Arten und Lebensräume nicht verschlechtert 
hat (ELLMAUER et al. 2015) , 

Der Erhaltungszustand der Schutzgüter in der alpinen Region Österreichs ist 
deutlich besser als in der kontinentalen Region , 

Im Aueninventar sind 823 Gebiete mit einer Gesamtfläche von 955 km2 doku­
mentiert und nach ihrer naturschutzfachlichen Bedeutung eingestuft: 5 % sind 
von überragender Bedeutung , 21 % haben eine sehr große Bedeutung und im-
merhin noch 53 % eine große Bedeutung, 19 % weisen eine mäßig große Be­
deutung auf und nur 2 % sind als gering bedeutend beurteilt worden , Über 60 % 
der Fläche der Auen in Österreich ist geschützt (LAZOWSKI & SCHWARZ 2014), 

Moore sind ein nicht ersetzbarer Lebensraum für zahlreiche seltene Tier- und 

Moore dienen dem 
Klimaschutz 

Pflanzenarten, von denen viele auf der Roten Liste stehen, Daneben spielen 
Moore mit ihrer Funktion zur Kohlenstoffspeicherung eine Rolle im Klimaschutz. 
Österreich verfügt über rund 21 .000 ha Moorflächen. Durch den Klimawandel 
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und die Entwässerung von Mooren kann der ursprünglich gespeicherte Kohlen­
stoff zunehmend entweichen, was die ohnehin seltenen Arten weiter bedroht 
(NIEDERMAIR et al. 2011) , 

Moore und Magerrasen benötigen nur eine geringe Nährstoffversorgung, Ein 
wesentlicher Bedrohungsfaktor für diese sensiblen Lebensräume ist daher Stick­
stoff, der über die Luft verfrachtet und eingetragen wird (- Luft, Kapitel 8.2, 
- Mobil ität, Kapitel 3.5). Dadurch werden die charakteristischen Lebensgemein­
schaften geschädigt. 

wertvolle Naturschutzfachlich besonders wertvolle landwirtschaftlich genutzte Grünland-
Grünlandflächen flächen sind Hutweiden , einmal im Jahr gemähte Wiesen, Mähweiden/-wiesen 

nehmen ab mit zwei Nutzungen, Streuwiesen sowie Almen und Bergmähder. Die Flächen 
von Hutweiden, einmal im Jahr gemähten Wiesen sowie Streuwiesen haben 
zusammengenommen im Zeitraum von 1990 bis 2013 um mehr als die Hälfte 
abgenommen, seit 2010 ist der Rückgang geringer geworden (BMLFUW 2015c). 

Straßen isolieren 
Populationen und 

behindern 
Wanderungen 

Empfehlungen 

Im letzten Beobachtungszeitraum der ÖWI 2007/09 ist die Waldfläche um 
4.300 ha pro Jahr gestiegen. Etwa 60 % der Zunahme erfolgt auf ehemals 
landwirtschaftlichen Flächen (Almen , Weiden und Mähwiesen) (Russ 2011) 
( .. Landwirtschaft und Wa ld, Kapitel 4,2), 

Straßen , insbesondere das hochrangige Straßennetz können sich negativ auf 
die Biodiversität auswirken, da sie Populationen isolieren und Wanderungen 
entgegenwirken (FAHRIG 2003), Autobahnen und Schnellstraßen haben seit 
dem Jahr 2000 um 13 % zugenommen (STATISTIK AUSTRIA 2015) (- Mobilität, 
Kapitel 3.2). 

Die Biodiversitätsstrategie Österreich 2020+ ist umzusetzen; insbesondere sind 
Maßnahmen zu Lebensraumschutz, -verbesserung und -vernetzung mit Schwer­
punktsetzungen in der kontinentalen Region sowie auf Auen und Moore fortzu­
setzen und auszubauen. (Bundesländer, Gemeinden, BMLFUW, BMVIT) 

Gefährdungsursachen, wie hydrologische Veränderungen, Aufgabe der land­
wirtschaft lichen Nutzung oder Fragmentierung , sollen reduziert und Manage­
mentmaßnahmen in Schutzgebieten sollen intensiviert werden. (Bundesländer, 
Gemeinden , BMLFUW, BMVIT) 
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Biolog ische Vielfalt ist die Grundlage aller Ökosystemleistungen. Darunter wer­
den Leistungen, die Menschen von der Natur erhalten , verstanden. Das Spekt­
rum der Ökosystemleistungen umfasst u. a. das Angebot an Nahrung , die Be­
stäubungsleistung, das Angebot an Wasser oder Holz, den Klima- oder Hoch­
wasserschutz oder auch Erholungsmöglichkeiten in der Natur. 

Für den Bereich Landwirtschaft und Wald wurde für Österreich ein Inventar fina­
ler Ökosystemleistungen erstellt (UMWELTBUNDESAMT 2011 , 2015b) ( ... Land­
wirtschaft und Wald , Kapitel 4.2). Derartige Ökosystemleistungen können direkt 
vom Menschen genutzt werden . Beispiele solcher finalen Ökosystemleistungen 
stellen etwa die Erholungsleistung durch Beobachten wild lebender Arten oder 
die Bereitstellung von Nahrungsmitteln dar. 

Berechnungen belegen die große Bedeutung bestäubender Insekten und damit 
der Ökosystemleistung fü r die landwirtschaftl iche Produktion in Österreich : Im 
Jahr 2006 trug die Insektenbestäubung zu einer Wertschöpfung in der Höhe von 
fast 300 Mio. Euro bei , das entsprach ungefähr 10 % der gesamten landwirt­
schaftlichen Produktion (ZULKA & GÖTZL 2015). 

Die Biod iversitätsstrateg ie Österreich 2020+ (BMLFUW 2014) bezieht sich im 
Ziel 3 in Übereinstimmung mit der EU Biod iversitätsstrategie auf den Beitrag 
der Land- und Forstwirtschaft zur Erhaltung und Verbesserung der Biodiversität. 
Dazu zählt unter anderem, die Zahl der Bienenvölker bis 2020 auf 400.000 zu 
erhöhen. 

Der Verlust von Lebensräumen (Ackerra ine, Wegränder, blühende Windschutz­
gürtel , Brachflächen, blüten reiche Wiesen, Weiden und Waldsäume) zieht auch 
einen Verlust an Nahrungsquellen für Honig- und Wildbienen und an Nistplät­
zen für Wildbienen nach sich (SCHWICK et al. 2010, WALTER et al. 2010). Eine 
möglichst kleinräumig strukturierte Landschaft und eine artenreiche Flora sowie 
spätere Schnittzeitpunkte von ungedüngtem Grünland tragen maßgeblich zur 
Erhaltung der Lebensgrundlage von Wild- und Honigbienen bei (UMWELT­
BUNDESAMT 2015a) . 

Auch die Varroa-Milbe ist bei Honigbienen mit ein Grund für hohe Auswinte­
rungsverluste. Natü rliche Verluste liegen, auch ohne Varroa , bei ca. 10 % der 
Bienenvölker. Hoher Befallsdruck - wie im Winter 2014/2015 - trägt auch zu 
hohen Verlusten bei (Verlustrate von 28,4 %). Im Winter 2015/2016 kam es zu 
vergle ichsweise geringer Wintersterbl ichkeit von 7,1 % (CRAILSHEIM et al. 2016). 
Auch im Sommer können Nahrungsmangel (zu wen ig Blüten bzw. kein kontinu­
ierliches Angebot) und Pflanzenschutzmittel (Insektizide) zu einer Schwächung 
der Bienenvölker bzw. zu einem Bienensterben führen (UMWELTBUNDESAMT 
2015a). 

Das ÖPUL-Programm bietet, besonders in der Maßnahme "UBB - Umweltge­
rechte biod iversitätsfördernde Bewirtschaftung", durch einen finanziellen Anreiz 
eine Möglichkeit, den Erhalt der Bienen zu fördern , wenn für eine ausreichende 
Artenvielfalt in den Blühflächen Sorge getragen wird . Auch die Forstwirtschaft 
kann mit arten- und besonders blütenreichen Gehölzen und Sträuchern den Er­
halt der Bienen fördern . Kleinstrukturiertheit und vielfältige Strukturen wirken 
sich positiv auf das Nahrungsangebot aus und bieten Wildbienen vermehrt 
Nistplätze. 

Umweltbundesamt _ REP-0600, Wien 201 6 
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Empfehlungen Fördermaßnahmen zur Erhaltung und Bewirtschaftung von extensivem Grün­
land (Blumenwiesen) und von Kleinstrukturen sind im Rahmen von ÖPUL durch 
zielgerichtete Programme auszuweiten. (Gebietskörperschaften, Land- und Forst­
wirtinnen/-wirte, Kammern, BMLFUW, Fortbildungseinrichtungen) 

Waldränder und -säume sind naturnah zu bewirtschaften . (Land- und Forstwir­
tinnen/-wirte, Kammern, BMLFUW, Fortbildungseinrichtungen) 

Ökosystemleistungen sind zu erfassen , zu bewerten und kartografisch darzu­
stellen . (Bundesregierung, Bundesländer) 

gebietsfremde Arten Invasive gebietsfremde3 Tier- und Pflanzenarten stellen eine Gefahrenquelle für 
nehmen zu heimische Arten und Lebensräume dar. Die Zah l der gebietsfremden Pflanzen­

arten (Neophyten) ist im letzten Jahrhundert angestiegen, wobei sich diese 
Entwicklung seit dem 2. Weltkrieg durch Intensivierung des Waren-, Güter- und 
Personenverkehrs sowie durch die Auswirkungen der Globalisierung stark be­
schleunigt hat. Derzeit (Stand 2009) sind 1.309 gebietsfremde Pflanzenarten für 
Österreich bekannt - rund 30 % der in Österre ich vorkommenden Pflanzenar­
ten . Die Zah l der gebietsfremden Tierarten (Neozoen) in Österreich ist nicht ge­
nau bekannt, nach vorläufigen Erhebungen ist mit über 650 Arten zu rechnen. 
Zwischen 2003 und 2012 sind 12 neue aquatische, gebietsfremde Tierarten in 
Österreich gefunden worden, wie z. B. im Jahr 201 1 die Asiatische Buschmü­
cke, die humangesundheitl ich als Überträger von Krankheitserregern wie dem 
West-Nil-Virus und von verschiedenen Arten von Enzephalitis relevant ist. 

Abbildung 3: 

Entwicklung der Anzahl 

gebietsfremder 

Pflanzenartenin 

Österreich. 

Entwicklung der Anzahl gebietsfremder 
Pflanzenarten in Österreich 

1.400 -,------------- ------- --------, 
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3 invasive gebietsfremde Art: eine gebietsfremde Art, deren Einbringung oder Ausbreitung die Bio­

diversität und die damit verbundenen Ökosystemdienstleistungen gefährdet oder nachteilig beein­

flusst 
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Es ist mit einem weiteren Anstieg der Zahl gebietsfremder Arten in Österreich 
zu rechnen . Beispielsweise ist belegt, dass der Klimawandel der wichtigste Fak­
tor für die rasche Ausbreitung der Beifuß-Ambrosie ist (DULLINGER 2014) 
( .. Klimawandelanpassung, Kapitel 11.2). 

Von den insgesamt ca . 2.000 gebietsfremden Arten in Österreich werden rund 
100 als naturschutzfachlich und über 200 als ökonomisch relevant erachtet. Ei­
nige Arten wirken sich negativ auf die menschliche Gesundheit aus (z. B. Bei­
fuß-Ambrosie, Riesen-Bärenklau) ( .. Umwelt und Gesundheit, Kapitel 9.6). 

Es ist notwendig, Aktionspläne fü r Einschleppungspfade, Überwachung und Empfehlung 
Beseitigung der invasiven Arten in frühen Invasionsphasen sowie für das Ma-
nagement weit verbreiteter invasiver Arten - insbesondere für invasive gebiets-
fremde Arten von EU-weiter Bedeutung - zu erarbeiten. (Bundesländer, 
BMLFUW) 

7.3 Schutz von Arten und Lebensräumen 

Die Ausweisung von SChutzgebieten ist eine der wichtigsten Maßnahmen zur 
Sicherung der biologischen Vielfalt. In Österreich sind ca. 16 % der Staatsfläche 
als Nationalpark, Natura 2000-Gebiet und/oder NaturSChutzgebiet ausgewie­
sen. Diese Schutzgebietskategorien weisen die strengsten Bestimmungen auf. 
Den flächen mäßig größten Anteil davon umfassen mit 12.259 km2 (Stand: Jän­
ner 2016) die rechtlich verordneten Natura 2000-Gebiete, das entspricht 
ca . 14,6 % der Fläche Österreichs. 

Schutzgebietskategorie Anzahl 2015 km 2 % der Staats-
fläche* 

Nationalparks 6 2.373 2,8 

Europaschutzgebiete (Natura 2000- 199 12.259 14,6 
Gebiete - nominiert sind 225) 

Naturschutzgebiete 461 3.038 3,6 

Landschaftsschutzgebiete 248 12.327 14,7 

Natur-Landschaftsschutzgebiete 4 506 0,6 

Geschützte Landschaftsteile 335 84 0,1 

Naturparks 50 4.139 4,9 

Biosphärenparks** 4 1.887 2,2 

sonstige Schutzgebiete (außer Natur- 42 1.483 1,8 
denkmäler) 

• Schutzgebiete können sich teilweise bzw. vollständig überlagern. Die Einzelwerte der 

Schutzgebietskategorien können nicht zu einer Gesamtfläche/-anzahl aufsummiert werden. 

** Vier weitere Biosphärenparks bzw. Biosphärenreservate sind nicht rechtlich verordnet. 

Natura 2000-Gebiete haben die SChutzgebietskulisse durch Flächenausdeh­
nung und auch durch die Qualität des SChutzgebietsmanagements wesentlich 
bereichert. Mit der Verordnung als Natura 2000-Gebiet sind 4 % der Staatsflä­
che zusätzlich geschützt, weitere 7 %, die bereits einem anderen Schutzstatus 
unterlegen sind , haben eine Verbesserung erfahren (ELLMAUER 2015) . 

Umweltbundesamt _ REP-0600, Wien 2016 
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Abbildung 4: 

Entwicklung der Anzahl 

ausgewählter 

Schutzgebietskategorien 

in Österreich 

(Stand: Jänner 2016) . 
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Aus Sicht der Europäischen Kommission (EK) ist das Natura 2000-Netzwerk 
noch unvollständig, da bisher noch nicht alle Schutzgüter durch Schutzgebiete 
ausreichend abgesichert sind. Daher wurde ein Vertragsverletzungsverfahren 
gegen Österreich eingeleitet. Für 12 Lebensraumtypen und für 29 Arten in der 
alpinen und für 14 Lebensraumtypen und 43 Arten in der kontinentalen Region 
wurden zusätzliche Gebietsausweisungen eingefordert (ELLMAUER 2015). 

Ausweisung weiterer Natura 2000-Gebiete entsprechend den Forderungen der 
Europäischen Kommission sowie Prüfung der Qualität aller SChutzgebiete und 
gegebenenfalls Ausbau von Managementmaßnahmen und der Schutzgebiets­
betreuung . (Bundesländer) 

Die Nennung als Ramsar-Gebiet ist eine Maßnahme zum Schutz von Feucht­
gebieten entsprechend der Ramsar-Konvention. Im Berichtszeitraum sind zwei 
neue Gebiete - der "Wilder Kaiser" und die "Obere Drau" - hinzugekommen. Ak­
tuell bestehen in Österreich 23 Ramsar-Gebiete mit einem Flächenausmaß von 
1.272 km2

. 

Die UNESCO hat eine Reihe von Gebieten, wie Großes Walsertal (Vorarlberg), 
Wienerwald (NO, Wien) , Salzburger Lungau oder die Kärntner Nockberge, als 
Biosphärenpark anerkannt. Im Berichtszeitraum ist die Nagelfluhkette (Vorar­
berg) hinzugekommen. Die Gebiete dienen neben dem Schutz der biologischen 
Vielfalt auch der Förderung einer nachhaltigen Landnutzung, aber auch der Un­
terstützung der Forschung und Bildung zum besseren Verstehen der Wechsel­
wirkungen zwischen Mensch und Natur. 

Naturpark Regionen können durch die jeweilige Landesregierung auch mit dem Prädikat 
"Naturpark" ausgezeichnet werden. Aktuell bestehen 50 Naturparks in Öster­
reich, die im Verband der Naturparke entsprechend den Zielen der Naturparks 
u. a. zur Schaffung von Erholungsmöglichkeiten oder zur Förderung einer nach-
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haitigen Regionalentwicklung zusammenarbeiten. Es werden Projekte mit Schu­
len und Kindergärten , für kulinarische Spezialitäten, zur Kommunikation etc. mit 
einem großen Kreis von Stakeholdern durchgeführt. 4 

Neben der Ausweisung und dem Management von Schutzgebieten werden 
zahlreiche weitere Maßnahmen, die dem Schutz der biologischen Vielfalt auch 
außerhalb von SChutzgebieten dienen, gesetzt - wie Maßnahmen zur Öffent­
lichkeitsarbeit sowie Förderungen zum Arten- und Lebensraumschutz. 

Ein wichtiger Beitrag zur Erhaltung der Biodiversität in Österreich wird durch 
Bewusstseinsbildung geleistet. In der Kampagne "vielfaltleben" werden zahlrei­
che Schutzprojekte zur Verbesserung des Lebensraums von über 500 als be­
droht eingestuften Pflanzen- und Tierarten durchgeführt. Mehr als 120 Mitglie­
der des Gemeindenetzwerks entwickeln Biod iversitäts-Programme für ihr Ge­
meindegebiet. Durch zahlreiche zielgruppenspezifische Maßnahmen wird das 
Bewusstsein in der Bevölkerung gestärkt. 

Zur Ableitung von Naturschutzprioritäten wurde für Arten aus 19 Tiergruppen 
eine Priorisierung vorgenommen. Zahlre iche Quellschneckenarten wurden der 
höchsten Priorisierungskategorie zugeordnet. Diese leben zumeist in einem 
sehr kleinen Areal an wen igen Orten, weshalb sie leicht durch (zufällige) Eingrif­
fe ausgerottet werden können. Würden diese Areale zerstört, wäre das gleich­
zeitig eine globale Vernichtung und ein irreversibler Verlust an genetischer In­
formation , da diese Art weltweit verschwunden wäre . 

Bei den Lebensräumen besitzen Gletscher und der alpine Pionierrasentyp 
höchste Priorität, gefolgt von Lebensräumen im Pannonikum (Binnendünen, 
Salzsteppen und -wiesen) , dem Lebensraumtyp "Alpine Flüsse in besonderer 
Ausprägung, wie mit Ufergehölzen der Deutschen Tamariske" sowie Lebens­
raumtypen der Auen, der Moore und des extensiven Grünlands (UMWELT­
BUNDESAMT 2014). 

Bei einigen Säugetier- und Vogelarten hat sich der Populationszustand durch 
Artenschutzprojekte deutlich verbessert. Beispielsweise konnte der Status der 
Großtrappe nach starkem Populationsrückgang in der zweiten Hälfte des 
20. Jahrhunderts stabil isiert und in manchen Teilen des österreichischen Ver­
breitungsgebietes verbessert werden (RAAB et al. 2010). 

Im Rahmen des Programms Ländlicher Entwicklung (BMLFUW 2015a) wird eine 
Reihe von biodiversitätsrelevanten Maßnahmen angeboten. Eine der wichtigs­
ten Maßnahmen für den Naturschutz ist die Erhaltung und Verbesserung des 
ländlichen Erbes. In der Programmperiode 2007 bis 2013 wurden in der Unter­
maßnahme "Naturschutz" mehr als 300, in der Untermaßnahme "Kulturland­
schaft" mehr als 450 Projekte unterstützt. Des Weiteren wurden alle sechs Na­
tionalparks gefördert. Die Projekte reichen von Biotop-Pfiegemaßnahmen mit 
Jugendlichen aus aller Welt in der Wachau, Flächensicherung der Brutreviere 
für den Neuntöter in Tirol, Sicherung der Brutplätze für die Zwergohreule bis zur 
Naturvermittlung u.v.a. Auch im Osterreichischen Programm zur Förderung ei­
ner umweltgerechten, extensiven und den natürlichen Lebensraum schützen­
den Landwirtschaft (OPUL) werden Maßnahmen zum Schutz der Biodiversität 
angeboten (BMLFUW 2015a, NETZWERK LAND 2012). 
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LlFE-Natur 
wichtiges 

Förderinstrument 

Empfehlung 

Nationalpark­
Strategie 

Auch LlFE-Natur ist ein wichtiges Förderinstrument für den Natur- und Land­
schaftsschutz in der EU. Im Zeitraum 1996 bis 2012 wurden aus Mitteln von 
LlFE-Natur 46 österreichische Naturschutzprojekte mit einem Projektvolumen 
von rund 154 Mio. Euro gefördert (70 Mio. Euro oder 45 % des Budgets stam-
men aus dem LlFE Fördertopf der EU). Die Mehrzahl dieser LlFE-Projekte -
insgesamt 34 Projekte - hatte das Ziel , Flüssen wieder ein natürliches Erschei­
nungsbild zu geben. Neun weitere Projekte werden aktuell durchgeführt. 5 

Bestehende Schutzmaßnahmen sind entsprechend einem Prioritäten plan fort­
zusetzen und auszubauen. Dieser berücksichtigt insbesondere Arten und Le­
bensraumtypen mit ungünstigem Erhaltungszustand oder Regionen mit unzu­
reichender Ausstattung an naturnahen Elementen - wie den Osten Österreichs. 
(Bundesländer, BMLFUW) 

Nationalparks Austria , der Zusammenschluss aller sechs österreichischen Nati­
onalparks, hat im Rahmen eines Projektes eine Reihe von Arbeitspaketen be­
schlossen, die der Umsetzung der Nationalpark-Strategie dienten. Die Schwer-
punkte lagen bei der Dokumentation und Vermittlung von Wissen im Bereich 
des Naturraummanagements und der Forschung , der Bewusstseinsbildung für 
die Biodiversität und den Arten- und Lebensraumschutz sowie der Verbesse­
rung der Zusammenarbeit und der WeiterentwiCklung der österreich ischen Na­
tionalparks. Großer Wert wurde dabei auf die Angleichung von qualitativen 
Standards, wie z. B. bei Managementplänen oder Datenbanken, gelegt. Es konn­
ten Erfolge erzielt werden : Insbesondere wurden das Wissensmanagement 
verbessert, ein zertifizierter Ranger-Ausbi ldungslehrgang für alle österreich i­
sehen Nationalparks geschaffen , das Bildungsangebot zwischen den National­
parks abgestimmt und Richtlinien für Fragen des Naturraum-Managements er­
stellt sowie ein bundesweites, vom BMLFUW initiiertes, Projekt zur Steigerung 
der Bekanntheit der Nationalparks durchgeführt (NATIONALPARKS AUSTRIA 2013). 
Außerdem wurden Positionspapiere zu verschiedenen nationalparkrelevanten 
Spezialthemen erarbeitet. 

Eine der zentralen Aufgaben jedes Nationalparks ist der Schutz ursprünglicher 
Natur und das Zulassen von natürlichen Prozessen auf einem, entsprechend in­
ternationalen Vorgaben festzulegenden , Flächenausmaß. Dieses Ziel ist mehr­
heitlich in den Nationalparkgesetzen oder Managementplänen verankert, aber 
noch nicht ausreichend umgesetzt (EUROPARC 2015). 

Empfehlung Die Umsetzung der Maßnahmen laut Nationalpark-Strategie ist sicherzustellen. 
(Nationalparkverwaltungen, Bundesländer, BMLFUW) 
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21 . Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden 

Tiere und Pflanzen. 

KOM/2011/0244 endg : Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den 

Rat, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der 

Regionen. Lebensversicherung und Naturkapital: Eine Biodiversitätsstrategie der 

EU für das Jahr 2020. 

Pflanzenschutzgesetz 2011 (BGBI. I Nr. 10/2011): Bundesgesetz über Maßnahmen zum 

Schutz gegen das Verbringen von Schadorganismen der Pflanzen und 

Pflanzenerzeugnisse sowie betreffend Grundsätze für den Schutz der Pflanzen 

vor Krankheiten und Schädlingen. 

Pflanzenschutzmittelverordnung (VO (EG) Nr. 1107/2009): Verordnung des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 21 . Oktober 2009 über das 

Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlin ien 

79/117/EWG und 91 /414/EWG des Rates. ABI. Nr. L 309. 

Ramsar-Konvention (BGBI. Nr. 225/1983 i.d.g.F.): Übereinkommen über Feuchtgebiete, 

insbesondere als Lebensraum für Wasser und Watvögel , von internationaler 

Bedeutung. 

VO (EU) Nr. 485/2013: Durchführungsverordnung der Kommission vom 24. Mai 2013 zur 

Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 hinsichtlich der 

Bedingungen für die Genehmigung der Wirkstoffe Clothianidin, Thiamethoxam 

und Imidacloprid sowie des Verbots der Anwendung und des Verkaufs von 

Saatgut, das mit diese Wirkstoffe enthaltenden Pflanzenschutzmitteln behandelt 

wurde Text von Bedeutung für den EWR. 

VO (EU) Nr. 511/2014 : Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

16. April 2014 über Maßnahmen für die Nutzer zur Einhaltung der Vorschriften 

des Protokolls von Nagoya über den Zugang zu genetischen Ressourcen und die 

ausgewogene und gerechte Aufteilung der sich aus ihrer Nutzung ergebenden 

Vorteile in der Union. 

VO (EU) Nr. 1143/2014: Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

22. Oktober 2014 über die Prävention und das Management der Einbringung und 

Ausbreitung invasiver gebietsfremder Arten. 

Vogelschutzrichtl inie (VS-RL; RL 2009/147/EG): Richtlinie des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden 

Vogelarten. 

Wasserrahmenrichtlinie (WRRL; RL 2000/60/EG): Richtl inie des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines 

Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der 

Wasserpolitik . ABI. Nr. L 327. Geändert durch die Entscheidung des 

Europäischen Parlaments und des Rates 2455/2001/EC. ABI. Nr. L 331 , 

15/12/2001 . 
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8 LUFT 

In den letzten Jahrzehnten hat sich die Luftqualität durch Maßnahmen in Öster­
reich und Europa verbessert. Trotzdem ist die Belastung durch Luftschadstoffe 
nach wie vor jener Umweltfaktor mit dem größten negativen Einfluss auf die 
menschliche Gesundheit. Die Auswirkungen wurden von der WeItgesundheits­
organisation (WHO) zuletzt im Rahmen der Überprüfung der Luftqualitätsge­
setzgebung der Europäischen Union umfangreich untersucht. EU-weit wird mit 
etwa 400.000 vorzeitigen Todesfällen durch Luftschadstoffe jährlich gerechnet. 
(EC 2013). Gesundheitl ich relevant sind dabei vor allem Feinstaub (PM 10 und 
PM 2,s), Stickstoffdioxid (N02 ) und Ozon (0 3) , 

Vegetation und Ökosysteme werden durch Schwefeldioxid (S02) , Stickstoff­
oxide (NOx) und Ammon iak (NH 3 ) geschäd igt, die zu Versauerung und Eutro­
phierung (Überdüngung) führen . Auch bodennahes Ozon verursacht Schäden 
an Pflanzen und Wachstumseinbußen. 

Zur Verminderung dieser schädlichen Wirkungen wurde auf europäischer und 
nationa ler Ebene ein umfangreiches rechtliches Instrumentarium entwickelt. Die­
ses regelt sowohl den Ausstoß von Luftschadstoffen (die sogenannten Emissi­
onen) als auch die Luftqualität (die sogenannte Immissionsbelastung). Konkret 
wurden dazu unter anderem nationale Emissionshöchstmengen, sektorale Emis­
sionsgrenzwerte und umfangreiche Regelungen zur Messung und Reduktion der 
Immissionsbelastung etabl iert. 

8.1 Umweltpolitische Ziele 

Im 7. Umweltaktionsprogramm der Europäischen Gemeinschaft (Beschluss 
1386/2013/EU; Laufzeit 2013-2020) sind die Ziele der EU-Luftreinhaltepolitik 
festgelegt: Die Immissionsgrenzwerte für Luftqualität, die derzeit im Fall von 
PM 10 und N02 in vielen Mitgliedsländern - darunter Österreich - überschritten 
werden, sollen spätestens im Jahr 2020 überall eingehalten werden, die WHO­
Richtwerte bis 2030. Langfristig ist die Belastung durch Luftschadstoffe derart 
zu reduzieren , dass sie keine erhebl ichen negativen Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit und die Umwelt hat. 

Ziele der Emissionshöchstmengenrichtl inie (NEC-RL; RL 2001 /81/EG) sind die 
Verminderung der Ozon belastung zum Schutz der menschlichen Gesundheit 
und der Umwelt sowie die Verringerung der Versauerung und der Eutrophie­
rung . Diese Effekte werden maßgebl ich durch grenzüberschreitenden Schad­
stofftransport beeinflusst. Die Richtlinie legt daher für alle Mitgliedstaaten spezi­
fische, verbindliche Emissionshöchstmengen für folgende Luftschadstoffe fest: 
Stickstoffoxide (NOx), flüchtige organische Verbindungen ohne Methan 
(NMVOC), Schwefeld ioxid (S02) und Ammoniak (NH 3 ) . Diese Höchstmengen 
dürfen seit 2010 nicht mehr überschritten werden. Die nationale Umsetzung er­
folgte im Emissionshöchstmengengesetz-Luft (EG-L; BGB!. I Nr. 34/2003). Zur 
Annäherung an die Ziele des EG-L wurde im Jahr 2010 ein Maßnahmen pro­
gramm erstellt (BUNDESREGIERUNG 2010). 
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europäische und 
internationale 

Entwicklungen 

Luftqualitäts­
richtlinie; 

Umsetzung in 
nationales Recht 

Die Europäische Kommission hat im Dezember 2013 nach einer umfassenden 
Überprüfung der europäischen Luftqualitätspolitik ein neues Luftreinhaltepaket 
erarbeitet: Dieses enthält u. a. einen Richtl inienvorschlag zur Reduktion der na­
tionalen Emissionshöchstmengen für 2020 und 2030. Im Juli 2016 wurde zu 
diesem Vorschlag eine politische Ein igung erzielt; damit werden erstmals Emis­
sionshöchstmengen für die besonders relevanten PM 2,5-Feinstaubpartikel fest­
gelegt. Ebenso enthält das Paket einen Richtlinienvorschlag zu Festlegungen 
für mittelgroße Feuerungsanlagen. 

Im Rahmen des UNECE-Übereinkommens über weiträumige grenzüberschrei­
tende Luftverunreinigungen (CLRTAP) wurde 2012 eine Revision des Göte­
borg-Protokolls 1 verabsch iedet. Darin enthalten sind nationale Reduktionsziele 
für die in der NEC-RL geregelten Schadstoffe sowie für PM2,5' Diese entfalten 
jedoch national noch keine bindende Wirkung , da Österreich das Göteborg-pro­
tokoll nicht ratifiziert hat. Sie bilden aber die Grundlage für die Europäische 
Union, um die NEC-RL zu überarbeiten . 

Regelungen zur Immissionsbelastung wurden in der Luftqualitätsrichtlinie 
(RL 2008/50/EG) über Luftqualität und saubere Luft für Europa sowie in der 
4. Tochterrichtlinie zur Luftqualitätsrahmenrichtlinie (RL 2004/107/EG) festge­
legt. Diese bestimmen die Grundzüge der Luftgüteüberwachung, der Maßnah­
menplanung, Immissionsgrenzwerte, Immissionsziel- und -schwellenwerte so­
wie das Verfahren zur Fristverlängerung der Grenzwerteinhaltung. Mit der No­
velle 2010 (BGBI. I Nr. 77/2010) des Immissionsschutzgesetzes-Luft (IG-L; 
BGBI. I Nr. 115/1997) und der Verordnung zum Schutz der Ökosysteme und 
der Vegetation (VO BGBI. 11 Nr. 298/2001) wurden die Grenz- und Zielwerte in 
nationales Recht umgesetzt. 

Im Ozongesetz (BGBI. Nr. 210/1992) sind ein Informationsschwellenwert und ei­
ne Alarmschwelle für bodennahes Ozon festgelegt. Es enthält zudem Zielwerte 
zum Schutz von Gesundheit und Vegetation sowie Vorgaben zur Emissionsbe­
grenzung der Vorläufersubstanzen NOx und NMVOC. 

In etlichen Materiegesetzen und Verordnungen sind Produktnormen sowie Emis­
sionsgrenzwerte für Anlagen und mobile Quellen festgelegt (z. B. Kraftstoffver­
ordnung 1999, BGBI. 11 Nr. 418/1999). 

8.2 NOx, NH3, 502 , NMVOC: Versauerung, Eutrophierung, 
bodennahes Ozon 

Die Emissionen von Stickstoffoxiden (NO x) und Ammoniak (NH 3 ) sind für die 
Eutrophierung (Überdüngung) und - zusammen mit Schwefeldioxid (S02) -
auch für die Versauerung von Gewässern , Wäldern und Ökosystemen verant­
wortlich . Diese drei Schadstoffe sind auch Vorläufersubstanzen für sekundäre 
Partikel 2. Stickstoffoxide und flüchtige organische Verbindungen ohne Methan 
(NMVOC) sind maßgeblich verantwortlich für die Bildung von bodennahem Ozon, 

1 bnp.:{i~ .. l![1.~~.~ ,9!9i~nYil.r:t?plml!l.tL~L~tlJJl 
2 aus (meist) gasförmigen anorganischen und organischen Substanzen durch chemische Reaktio­

nen in der Atmosphäre gebildete Partikel 
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welches negative Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Vege­
tation hat. Stickstoffdioxid (N0 2 ) als Teil der Stickstoffoxide hat negativen Ein­
fluss auf die menschliche Gesundheit durch eine Verminderung der Lungen­
funktion und einen Anstieg der Mortalität. 

Emissionen 

Im Jahr 2014 wurden in Österreich rund 130 kt (Kilotonnen) Stickstoffoxide 
emittiert (ohne Emissionen aus dem Kraftstoffexport, d. h. im Fahrzeugtank ex­
portierte Kraftstoffmengen) und somit um 4,3 % wen iger als im Jahr 2013. Die 
für das Jahr 2010 in der Emissionshöchstmengenrichtlin ie (NEC-RL) festgeleg­
te jährl iche Höchstmenge von 103.000 t Stickstoffoxiden fü r Österreich wird 
insbesondere wegen der hohen Stickstoffoxid-Emissionen aus dem Verkehrs­
sektor nicht eingehalten (UMWELTBUNDESAMT 2016a). Hauptverantwortlich für 
diese Überschreitung sind die hohen Emissionen dieselbetriebener Fahrzeuge 
im Straßenverkehr. Neben dem hohen Anteil an Diesel-Pkw in Österreich und 
der gestiegenen Fahrleistungen ist die mangelnde Wirksamkeit der EU-Abgas­
gesetzgebung für das nach wie vor hohe Emissionsniveau als Ursache zu nen­
nen: Die NOx-Emissionen von Diesel-Pkw und leichten Nutzfahrzeugen über­
steigen im Realbetrieb die gesetzlich zugelassenen Werte laut Typenprüfzyklus 
deutlich. Diese Differenz war im Jahr 2014 nahezu ident mit der Überschreitung 
der gesetzlich zulässigen Emissionshöchstmenge. Der seit 2004 erkennbare 
abnehmende Trend der verkehrsrelevanten Emissionen ist v. a. auf die Fort­
schritte der Fahrzeugtechnolog ie bei schweren Nutzfahrzeugen zurückzufüh­
ren ; bei den Personenkraftwagen wird erst mit der Etablierung der EURO 6 Ab­
gasklasse für Pkw (Typprüfung ab 2014) eine Reduktion zu erwarten sein 
(- Mobilität, Kapitel 3.5). Neben dem Verkehr tragen auch die Industrie und 
der Kleinverbrauch deutlich zu den Stickstoffoxid-Emissionen bei (UMWEL T­
BUNDESAMT 2016b) (- Industrielle Anlagen, Kapitel 2.3). 

Die Ammoniak-Emissionen lagen 2014 bei 67 kt (ohne Einrechnung der Emissi­
onen aus dem Kraftstoffexport) und somit um 0,7 % über dem Wert für 2013. 
Durch eine Weiterentwicklung der Inventurmethodik werden seit 2015 für den 
Sektor Landwirtschaft etwas höhere Emissionsmengen ermittelt, weshalb nun 
für die Jahre 2010, 2011 , 2012 sowie 2014 eine geringfügige Überschreitung 
der maximal zu lässigen Höchstmenge gemäß EG-L von 66 kt ausgewiesen 
wird (UMWELTBUNDESAMT 2016a). Die Landwirtschaft ist mit einem Antei l von 
94 % Hauptverursacher der Ammoniak-Emissionen, bedingt durch Viehhaltung, 
Gülle- und Mistlagerung sowie die Ausbringung von Dünger (UMWEL T­
BUNDESAMT 2016b) (- Landwirtschaft und Wald , Kapitel 4.3). 

Die Schwefeldioxid-Emissionen betrugen im Jahr 2014 rund 16 kt (ohne Ein­
rechnung der Emissionen aus dem Kraftstoffexport) und lagen somit um 0,9 % 
über dem Wert des Jahres 2013. Die gemäß EG-L ab 2010 zulässige Höchst­
menge von 39 kt wird in Österreich schon seit Mitte der 1990er-Jahre unter­
schritten (UMWELTBUNDESAMT 2016a). Die Industrie ist für nahezu drei Viertel der 
österreich ischen Schwefeld ioxid-Emissionen verantwortlich, gefolgt von der Ener­
gieversorgung und dem Sektor Kleinverbrauch (UMWELTBUNDESAMT 2016b). 

Die NMVOC-Emissionen lagen 2014 bei 110 kt (ohne Einrechnung der Emissio­
nen aus dem Kraftstoffexport) und somit um 4,2 % unter dem Wert des Jahres 
2013. Die im EG-L ab 2010 zulässige Emissionshöchstmenge von 159 kt wird 
somit deutl ich unterschritten (UMWELTBUNDESAMT 2016a). Mehr als die Hälfte 
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Abbildung 1: 

der NMVOC-Emissionen wird durch die Anwendung von Lösemitteln und löse­
mitteihaitigen Produkten wie Farben und Lacken veru rsacht (UMWELTBUNDES­
AMT 201 6b). 
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Empfehlungen Um die bestehenden Emissionshöchstmengen gemäß Emissionshöchstmen­
gengesetz-Luft einzuhalten , ist - neben einer effektiven EU-Abgasklassenge­
setzgebung für Diesel-Kfz - auf nationaler Ebene eine Anpassung des beste­
henden NEC-Programms mit Maßnahmen im Verkehr (insbesondere hinsicht­
lich Diesel-Kfz) und bei industriel len Anlagen zur Stickstoffoxid-Reduktion sowie 
in der Landwirtschaft zur Ammoniak-Reduktion umzusetzen. (Bundesreg ierung 
mit Koord ination durch BMLFUW) 

Die revidierte NEC-Richtlinie ist nach Inkrafttreten fristgerecht umzusetzen. 
(Bundesregierung , Bundesgesetzgeber, Bundesländer) 
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Immissionsbelastung 

Der Grenzwert für den Jahresmittelwert von Stickstoffdioxid (N0 2 ) gemäß Im­
missionsschutzgesetz-Luft (IG-L) beträgt 30 ~g/m3; es gilt zusätzlich eine Tole­
ranzmarge 3 von 5 ~g/m3 ; auf EU-Ebene (Luftqualitätsrichtlinie) gilt ein Grenzwert 
von 40 ~g/m3 . Grenzwertüberschreitungen bei Stickstoffdioxid traten 2012 bis 
2015 ausschließlich an verkehrsbeeinflussten Standorten auf (UMWELTBUNDES­
AMT 2015a, 2016d) . Die höchsten Belastungen zeigen sich entlang von Auto­
bahnen und an stark befahrenen Straßen im dicht verbauten Stadtgebiet. Maß­
geblich dafür verantwortlich sind die zu hohen Stickstoffoxid-Emissionen von 
Diesel-Kfz, die im realen Fahrbetrieb nicht annähernd die Grenzwerte des Ty­
penprüfzyklus am Rollenprüfstand einhalten , sowie der hohe Anteil an Diesel­
fahrzeugen (57 % der Pkw4 im Jahr 2015) in Österreich . 
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Maßnahmen zur Verminderung der Stickstoffdioxid-Belastung durch den Ver­
kehr umfassen in Kärnten , Oberösterreich und Salzburg immissionsgesteuerte 
Geschwindigkeitsbeschränkungen, in Tirol eine permanente Geschwindigkeits­
beschränkung und ein Nachtfahrverbot für Lkw sowie im Burgenland, in Nieder­
österreich , in der Steiermark, in Tirol und in Wien Fahrverbote für ältere Fahr­
zeuge, sowie ein sektorales Fahrverbot in Tirol (UMWELTBUNDESAMT 2015a, 
2016c) . Besonders effektive Maßnahmen - und, vergl ichen mit anderen, mit 
den geringsten Eingriffen in bestehende Rechte verbunden - sind Tempolimits 

3 Ausmaß, um das der Grenzwert überschritten werden darf, ohne dass eine Statuserhebung und 
ggf. ein Programm erstellt werden müssen. 

4 htt.P./j?.tCJ!L~tiK . .i!V_~_Elt:uI.ElI?~!lJj?Ji~~IJ!!lJ)~r.9i~_l,Jmw~!UI)J19)(CJJi9JUn9Rijlt.CJ!lJ!y~r~~b!!?JI???_El! 
~I?ttf!l_i}@I,J.9!l-=_I;?~?!CJJ19!jl)_q!lJS ,i}![l1J 
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auf Autobahnen und Schnellstraßen. Auf der A 1 in Salzburg führte dies bei­
spielsweise zu einer Reduktion der Stickstoffoxid-Konzentration um 7-9 % 
(GLAESER 2015). Auch Fahrverbote für ältere Diesel-Pkw und Lkw (UmweItzo­
nen) sind ein wirksames Instrument, besonders in Städten. 

Die EU Luftqualitätsrichtlinie ermöglicht eine Verlängerung des Zeitpunktes, ab 
dem die seit 2010 geltenden Grenzwerte einzuhalten sind. Im Fall von Kärnten 
und Linz hat die Kommission keine Einwände gegen die beantragte Verlänge­
rung bis 2015 erhoben; für Niederösterreich wurde eine Verlängerung bis 2013 
gewährt - unter der Bedingung , dass der Luftqual itätsplan angepasst wird (Be­
schluss C(2012) 4751). Gegen die Verlängerung in den übrigen Gebieten (Ober­
österreich ohne Linz, Salzburg , Graz, Tirol , Vorarlberg , Wien) hat die Kommis­
sion jedoch Einwände erhoben , d. h. der Grenzwert ist seit 2010 einzuhalten . 
Die nach 2010 aufgetretenen Überschreitungen des Grenzwerts gemäß Luft­
qualitätsrichtl inie in all diesen Gebieten bedeuten eine Verletzung von EU­
Recht. Für Kärnten und Linz sind entsprechend der Luftqualitätsrichtlinie daher 
geeignete Maßnahmen vorzusehen, um die Einhaltung ab 2015 zu gewährleis­
ten . Auch für die anderen Gebiete sind geeignete Maßnahmen notwendig , um 
den Zeitraum der Nichteinhaltung so kurz wie möglich zu halten (Artikel 23 Luft­
qualitätsrichtlinie). Für die Gebiete, für die keine Fristerstreckung gewährt wur­
de, und in denen nach 2010 Stickstoffdioxid-Grenzwertüberschreitungen aufge­
treten sind , hat die Europäische Kommission Ende Februar 2016 ein Vertrags­
verletzungsverfahren gegen Österreich eingeleitet. 

In dem von Grenzwertüberschreitungen gemäß Luftqualitätsrichtlinie 2013 bzw. 
2014 betroffenen Gebiet in Österreich von 170 km 2 bzw. 102 km 2 leben etwa 
550.000 bzw. 380.000 Personen . 

In Österreich waren 2010 etwa 65 % der insgesamt 51 .000 km 2 sensitiven Öko­
systemflächen s von Eutrophierung betroffen (CCE 2015) , im Jahr 2015 etwas 
weniger aufgrund geringfügig abnehmender Stickstoffdeposition (UNECE 2016). 
Von Versauerung sind keine Ökosystemflächen betroffen. 

Ozon entsteht auf unterschiedlichen räumlichen Skalen . Für die regionale 
Ozonbildung sind Emissionen der Vorläufersubstanzen Stickstoffoxide und 
NMVOC für die häufigen Überschreitungen der Informationsschwelle rund um 
große Ballungsgebiete wie Wien verantwortlich. Andererseits sind für erhöhte 
Ozonkonzentrationen in Österreich auch die grenzüberschreitenden Emissio­
nen der Vorläufersubstanzen in ganz Mitteleuropa mitverantwortlich. Die höchs­
ten Ozonkonzentrationen treten , bedingt durch höhere Temperatur und Son­
neneinstrahlung, im Sommer auf. 

Die höchsten bodennahen Ozonbelastungen traten 2012 bis 2015 in den au­
ßeralpinen Gebieten Ostösterreichs sowie im Hoch- und Mittelgebirge auf. 
Überschreitungen des Zielwerts zum Schutz der menschlichen Gesundheit (Ta­
ge mit max. MW8> 120 IJg/m 3

, Mittelwert 2013-2015) wurden an 52 % aller 
Messstellen festgestellt. Im fünf jährigen Bezugszeitraum 2011 bis 2015 wurde 
an 44 % der Messstellen der Zielwert zum Schutz der Vegetation überschritten . 
Der Informationsschwellenwert wurde 2012 an drei Tagen in einem Ozonüber­
wachungsgebiet (Nordostösterreich) überschritten, 2013 an 14 Tagen in vier 
Gebieten, 2014 an zwei Tagen in einem Gebiet, 2015 an 19 Tagen in fünf Ge-

5 Ökosystemflächen sind Wälder, natürliche (z. B. Moore, alpine Rasen) und halbnatürliche Öko­
systeme (z. B. Halbtrockenrasen). 

Umweltbundesamt • REP-0600, Wien 2016 

III-600 und Zu III-600-BR/2016 der Beilagen - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)74 von 100

www.parlament.gv.at



Elfter Umweltkontrollbericht - Luft 

bieten. Der Alarmschwellenwert wurde 2013 an zwei Tagen in Nordostöster­
re ich überschritten , im Jahr 2015 an einem Tag (UMWELTBUNDESAMT 2015a, 
2016d) . 

In dem von Zielwertüberschreitungen 2013 bzw. 2014 betroffenen Gebiet von 
48.200 km 2 bzw. 34.900 km 2 leben etwa 2,5 bzw. 1,1 Mio. Personen . 

Anzahl der täglichen maximalen Achtstundenmittelwerte über 120 !lg/m', 2012-2014 

Anzahl der tag lichen maximalen MW8 Ober 120 ~g/m' -< 15 Tage ->15 - 25 Tlige 

0 >25 - 35 Tage 

>35 - 45 Tage ->45 Tage 

o Ozonüberwachungsgebiete 

Bundeslandgrenze 

- Staatsgrenze 

~: .l.trMr der Landesregierungen, Urnweltbundesamt 

Au~GrapNk: Umwelttlundeset1"ll GmbH, 1.10 2015 

bis zu 2,5 Mio. Personen 
von Ozon-Zielwertüber­
schreitungen betroffen 

i .. i 
,co .. 

umweltbundesam tO 

Abbildung 3: Anzahl der Tage mit Ozon-Achtstundenmittelwerten über 120 fJg/m3 (Zielwert zum Schutz der 

menschlichen Gesundheit). 

Die Ozonmessungen der letzten Jahre zeigen, wie auch in anderen Reg ionen in 
Europa, einen leichten Anstieg bei der mittleren Belastung (Jahresmittelwerte) 
bis etwa 2000, danach einen leichten Rückgang sowie generell eine leichte Ver­
ringerung der Spitzenbelastung (CLRTAP 2015). Ein wesentlicher Faktor für die 
Abnahme der Ozon-Spitzen belastung ist der Rückgang der Emissionen der 
Ozonvorläufersubstanzen (Stickstoffoxide und NMVOC) in Europa. Bei den Än­
derungen der Langzeitbelastung (Jahresmittelwert) spielen neben den wärme­
ren Wintern der letzten Jahre auch die weltweiten Entwicklungen der Emissio­
nen der Vorläufersubstanzen auf hemisphärischer Skala 6 eine Rolle . 

Der Schwefeldioxid-Grenzwert für den Halbstundenmittelwert7 gemäß IG-L zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit wurde im Jahr 2014 an den Messstellen 
Kittsee (Emissionen aus Bratislava) und Straßengei überschritten (industrielle 
Emissionen ). In der Steiermark (Messstellen Hartberg, Masenberg) kam es auf­
grund des Ausbruchs eines isländischen Vulkans ebenfalls zu Überschreitun­
gen . In den Jahren 2012 und 201 3 traten keine Grenzwertüberschreitungen auf. 

6 v. a. Nordamerika und Asien 
7 350 ~g/m3, wobei bis zu drei Halbstundenmittelwerte pro Tag über 200 ~g/m3 nicht als Grenz­

wertüberschreitung gelten 
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Empfehlungen Die Wirksamkeit der EU-Abgasgesetzgebung für Diesel-KfZ ist deutlich zu ver­
bessern. (Europäische Kommission , BMVIT) 

Feinstaub-Quellen: 
Rückgang v. a. bei 

Verkehr 

Abbildung 4: 

Trend der Emissionen 

von PM 10 und PM2,5. 

Anm.: Daten der Jahre 

1991- 1994 und 

1996-1999 sind 

interpOliert und daher 

gestrichelt dargestellt. 

174 

Von den Landeshauptleuten sind geeignete Maßnahmen zu treffen , um die Ein­
haltung der EU-Grenzwerte für Stickstoffdioxid zu geWährleisten bzw. den Zeit­
raum der Überschreitung möglichst kurz zu halten . Dabei sind gemäß dem Ver­
ursacherprinzip insbesondere Diesel-Fahrzeuge als Hauptverursacher der Grenz­
wertüberschreitungen zu adressieren. Die Luftreinhalteprogramme sind mit dem 
Maßnahmenprogramm gemäß revidierter NEC-Richtlinie abzustimmen. (Lan­
deshauptleute) 

8.3 Feinstaub und Inhaltsstoffe 

Die PM w Emissionen 8 lagen 2014 bei 31 kt und somit um 4,2 % unter dem Wert 
2013, die PM 2.s-Emissionen bei 17 kt bzw. um 8,1 % unter dem Vorjahreswert. 
Hauptverursacher sind die Industrie, der Kleinverbrauch, der Verkehr und die 
Landwirtschaft. In den letzten Jahren verzeichnete vor allem der Verkehr Emis­
sionsrückgänge, trotz des ungebrochen ansteigenden Trends von Diesel-Pkw. 
Dies ist auf Verbesserungen der Antriebs- und Abgasnachbehandlungstechno­
logien (wie Partikelfilter) zurückzuführen ( ... Mobilität, Kapitel 3.5). Im Kleinver­
brauch tragen technisch veraltete oder überdimensionierte Holzfeuerungen, fal­
sche Bedienung und der Einsatz ungeeigneter Brennstoffe wesentlich zu den 
Feinstaub-Emissionen bei. Ein bedeutender Einflussfaktor ist auch die Tempe­
ratur im Winter und der damit verbundene Heizaufwand. 

Hauptquellen des Sektors Industrie sind die Mineralverarbeitung und der Berg­
bau (Schüttgutumschlag), in der Landwirtschaft wird Feinstaub durch die Bear­
beitung landwirtschaftlicher Flächen freigesetzt, durch die Tierhaltung entstehen 
Vorläufersubstanzen . 
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8 PM: particulate matter, d. h. Staub in der Atmosphäre 

Umweltbundesamt _ REP-0600, Wien 2016 

III-600 und Zu III-600-BR/2016 der Beilagen - Bericht - 03 Hauptdokument Teil 2 (gescanntes Original)76 von 100

www.parlament.gv.at



-- --------- - --- - - --

Elfter Umweltkontrollbericht - Luft 

Die Belastung durch Feinstaub (PM lO und PM 2,5 ) ist der Umweltfaktor mit dem 
größten negativen Einfluss auf die menschl iche Gesundheit (WHO 2013). Für die 
Belastung bestimmend sind neben primären lokalen und regionalen Emissionen 
auch sekundäre Partikel aus anorganischen und organischen Vorläufersub­
stanzen, bei denen grenzüberschreitender Schadstofftransport maßgeblich ist. 
Auf nationaler Ebene sind für die Bildung sekundärer Partikel vor allem Stick­
stoffoxide aus Verkehr, Industrie und Kleinverbrauch wie auch Ammoniak aus 
der Landwirtschaft relevant. 

Für die Belastung der Luft mit PM lO sind im IG-L Grenzwerte für den Tages­

und Jahresmittelwert festgelegt. Der Grenzwert für den Tagesmittelwert von 
PM lO beträgt 50 !-Ig/m3, wobei 25 Überschreitungen pro Jahr zulässig sind. Ge­
mäß EU Luftqualitätsrichtlinie sind auf EU-Ebene jährlich 35 Überschreitungen 
zulässig . Der Grenzwert für den Jahresmittelwert beträgt 40 !-Ig/m3. 

Im Zeitraum 2012 bis 2015 ging die Zahl der Messstellen, an denen mehr als 
die zulässige Anzahl an Überschreitungen laut IG-L registriert wurde, zurück: 
von 16 % der insgesamt etwa 125 Messstellen im Jahr 2012 auf 13 % im Jahr 
2013, auf 5 % im Jahr 2014 und auf 3 % im Jahr 2015. Dies steht in erster Linie 

in Zusammenhang mit dem Auftreten von für die Luftschadstoffausbreitung vor­
teilhaften meteorologischen Situationen (vergleichsweise viele West- und Süd­
wetterlagen und damit verbunden höhere Temperaturen und Windgeschwindig­
keiten) . Umgesetzte Maßnahmen trugen in geringerem Ausmaß zur niedrigeren 

Belastung bei (UMWELTBUNDESAMT 2016d). 

Belastungsschwerpunkte sind Ballungszentren und inneralpine Tal- und Be­
ckenlagen. Die höchsten Belastungen durch PM 10 sind in den letzten Jahren in 

Graz, Leibnitz und Wien aufgetreten. Im Jahr 2012 wurden die Vorgaben der 
EU Luftqualitätsrichtlinie in Graz und Leibnitz, 2013 in Graz, 2014 an keiner 
Messstelle9

, 2015 wiederum 10 in Graz und Leibnitz überschritten. Die Europäi­

sche Kommission stellte im April 2015 das seit dem Jahr 2009 laufende Ver­
tragsverletzungsverfahren 11 gegen die Republik Österreich aufgrund der PM lO-

Überschreitungen in Graz ein. 

In dem von Grenzwertüberschreitungen im Jahr 2013 gemäß Luftqualitätsricht­
linie betroffenen Gebiet von knapp 90 km 2 leben etwa 246.000 Personen. 

9 Einhaltung Graz nach Abzug von zwei Überschreitungen aufgrund von Saharastaub 

10 ohne Abzug von Überschreitungen aufgrund von Saharastaub 

11 Verfahren Nr. 20082183, 
b~lp.:!i!;f·.~YLQP'~,!;)Ji~JwR~Is{~p.pJyj ng:!;.lJ:l~w!ll)f[ll]9.~mEl[lJA·.p.rR<;;~.El9.ingA/Jng~~_g~·.~tf)J 
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Für PM2,s sind im IG-L je ein Ziel- und Grenzwert 12 festgelegt , einzuhalten im 

gesamten Bundesgebiet. 13 Der ab 2015 einzuhaltende Grenzwert für PM2,s von 

25 IJg/m 3 wurde 2012 bis 2015 an keiner Messstelle überschritten . Die höchsten 

PM2,5-Jahresmittelwerte wurden in Graz 14 gemessen und lagen deutlich darun­

ter. 

In den Jahren 2013 bis 2015 dürfen laut Verpflichtung für die durchschnittliche 

PM2,5-Exposition 15 20 IJg/m 3
, gemittelt über diese drei Jahre, nicht überschritten 

werden. Mit einem Mittelwert über diese drei Jahre von 14,5 IJg/m3 wird die Ver­

pflichtung sicher eingehalten, Für den Zeitraum 2018 bis 2020 soll für die durch­

schnittliche Exposition ein Wert von 15,1 IJg/m 3 eingehalten werden . 16 

Auch dieses Ziel wird voraussichtlich eingehalten , sofern die nationalen PM2,s­

Emissionen durch die Umsetzung von Maßnahmen wie vorgesehen um 20 % 
abnehmen (UMWELTBUNDESAMT 2015b, cl. 

Auf europäischer Ebene wird angestrebt, die gesundheitlichen Auswi rkungen 

von PM2,5 im Jahr 2030 um knapp 50 % gegenüber 2005 zu senken . Dafür ist 

die Revision der EU-R ichtlinie über nationale Emissionshöchstmengen zentra l. 
Insbesondere Maßnahmen im Raumwärmebereich und in der Landwirtschaft 

(zur Verringerung der Sekundärpartikelbildung durch Ammoniak) sind dafür 

notwendig. 

12 Zielwert von 25 ~g/m3 bis 2014, Grenzwert von 25 ~g/m 3 ab 2015 

13 ausgenommen bestimmte Gebiete, in denen die Luftqualitilt nicht beurteilt wird 

14 2012: 21 ,4 ~g/m3, 2013: 20,6 ~g/m3 , 2014: 20 ,2 ~g/m3 , 2015: 22,4 ~g/m3 

15 Für PM2,5 besteht neben dem Grenzwert eine Verpflichtung für die Dreijahresperiode 2013-2015 
und ein prozentuelles Reduktionsziel für die Dreijahresperiode 2018- 2020 gegenüber 2009- 2011 
für jeweils die durchschnittliche Exposition im stMtischen Hintergrund im Dreijahresmittel. Diese 
wird als Mittelwert über fünf dafür vorgesehene Messstellen ermittelt. 

16 Dieser Wert ergibt sich aus dem Reduktionsziel von 15 % gegenüber der durchschnittlichen Ex· 
position 2009-2011 von 17,8 ~g/m3, 
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International wird auch die Wirkung verschiedener Feinstaub-Bestandteile auf 
Gesundheit und Klima diskutiert. Besonders relevant sind hier ultrafeine Partikel 
(UFP) und Black Carbon (BC). Von diesen stehen aber in Österreich nur punk­
tuelle Messergebnisse zur Verfügung, was Aussagen über Umweltwirkungen 
und Trends erschwert. 

Die Immissionsbelastung durch krebserregende polyzyklische aromatische 
Kohlenwasserstoffe (PAK) wird an hand der Leitsubstanz Benzo(a)pyren in 
PM 1Q bewertet. Emissionen von PAK stammen vor allem aus dem Sektor Klein­
verbrauch (v. a. manuell bediente Kleinfeuerungsanlagen für Holz und Kohle), 
daneben auch aus dem Verkehr und der Industrie (UMWELTBUNDESAMT 2016b). 

Der Zielwert (dieser gilt ab dem 1. Jänner 2013 als Grenzwert) für Benzo(a)pyren 
in PM 10 wurde in den Jahren 2012 bis 2015 an einzelnen Messstellen in Kärn­
ten und der Steiermark überschritten . In dem von Grenzwertüberschreitungen in 
den Jahren 2013 bzw. 2014 betroffenen Gebiet von knapp 270 km 2 bzw. 28 km 2 

leben etwa 310.000 bzw. 92.000 Personen . 

Derzeit wird Benzo(a)pyren an vergleichsweise wenigen Messstellen gemessen; 
aus einigen Gebieten mit möglicherweise erhöhter Belastung liegen keine Daten 
vor. Daher ist eine Verbesserung der Datenlage (z. B. durch Vorerkundungsmes­
sungen) erforderlich. 

Die Grenzwerte 17 für Arsen, Blei, Cadmium und Nickel in PM 1Q sowie von Benzol 
und Kohlenstoffmonoxid (CO) wurden an allen Messstellen eingehalten (UM­
WELTBUNDESAMT 2015a). 

Um das Ziel für die Reduktion der durchschnittlichen PM 2,s-Exposition 2018 bis 
2020 sicher zu erreichen, sind bestehende Maßnahmen programme weiterzu­
führen , (Bundesregierung) 

Zur dauerhaften und vorausschauenden Erreichung der Ziele des IG-L und zur 
langfristigen Annäherung an die WHO-Richtwerte für den PM 2s-Jahresmittel­
wert sollte ein bundesweites Konzept entwickelt werden , wie, zu welchem Zeit­
punkt und unter welchen Rahmenbedingungen diese Ziele durch kosteneffizien­
te Maßnahmen auf nationaler und regionaler Ebene einzuhalten sind. (Bundes­
reg ierung, Landeshauptleute) 

Der Austausch von Kleinfeuerungsanlagen, die nicht dem Stand der Technik ent­
sprechen, ist zu forcieren, um die Grenzwerte für Benzo(a)pyren und PM 1Q so­
wie die mittel- und langfristigen Emissions- und Immissionsziele für PM2,s ein­
zuhalten , (Bundesländer) 

Das Benzo(a)pyren-Messnetz sollte verdichtet werden , um Belastungsschwer­
punkte zweifelsfrei zu identifizieren und die Wirkung von Maßnahmen zu über­
prüfen. (Bundesländer) 

Zur Ermittlung des Belastungsniveaus durch ultrafeine Partikel und Black Car­
bon und als Grundlage fü r internationa le Gesundheitsstudien sollten Messun­
gen an ausgewählten Messpunkten durchgeführt werden. (BMLFUW) 

17 Arsen, Cadmium, Nickel : bis 2013 Zielwerte 
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Luft geändert werden . 

Emissionshöchstmengenrichtlinie (NEC-RL; RL 2001/81/EG): Richtlinie des 

europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2001 über nationale 

Emissionshöchstmengen für bestimmte Luftschadstoffe. ABI. Nr. L 309. 

Göteborg-Protokoll (1999): Protokoll zur Verminderung von Versauerung, Eutrophierung 

und bodennahem Ozon. ("The 1999 Gothenburg Protocol to abate acidification , 

eutrophication and ground-Ievel ozone"). 

[1.t.m;aWWY"!~J.!!W_C;~ ,9!SJ!~[1_Y!!t:ti;l.p.!ml,lJtL.~~_ ,b~m 
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IG-L-Abgasklassen-Kennzeichnungsverordnung (AbgKlassV; BGBI. II Nr. 120/2012): 

Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft , Umwelt und 

Wasserwirtschaft, mit der Bestimmungen über die Durchführung der besonderen 

Kennzeichnung von Fahrzeugen betreffend die Zuordnung zu den Abgasklassen 

festgelegt werden. 

Immissionsschutzgesetz-Luft (I G-L; BGBI. I Nr. 115/1997 i.d.g.F.): Bundesgesetz zum 

Schutz vor Immissionen durch Luftschadstoffe, mit dem die Gewerbeordnung 

1994, das Luftreinhaltegesetz für Kesselan lagen , das Berggesetz 1975, das 

Abfallwirtschaftsgesetz und das Ozongesetz geändert werden . 

Kl imaschutzgesetz (KSG; BGBI. I Nr. 106/201 1 i.d.F. BGBI. I Nr. 94/2013): 

Bundesgesetz zur Einhaltung von Höchstmengen von Treibhausgasemissionen 

und zur Erarbeitung von wi rksamen Maßnahmen zum Klimaschutz. 

Kraftstoffverordnung 1999 (BGBI. II Nr. 418/1999 i.d.g.F. ): Verordnung des 

Bundesministers für Umwelt, Jugend und Fami lie über die Festlegung der 

Qualität von Kraftstoffen . 

Luftqualitätsrichtlinie (RL 2008/50/EG): Richtlinie des europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21 .05.2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa . 

ABI. Nr. L 152. 

Ozongesetz (BGBI. I Nr. 210/1992 i.d.g.F.): Bundesgesetz über Maßnahmen zur Abwehr 

der Ozonbelastung und die Information der Bevölkerung über hohe 

Ozonbelastungen, mit dem das Smogalarmgesetz (BGBI. I 38/1 989) geändert 

wird. 

VO BGBI. II Nr. 298/2001: Verordnung des Bundesministers für Land- und 

Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft über Immissionsgrenzwerte und 

Immissionszielwerte zum Schutz der Ökosysteme und der Vegetation. 

4. Tochterrichtlinie (RL 2004/107/EG): Richtl inie des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 15. Dezember 2004 über Arsen , Kadmium, Quecksilber, Nickel und 

polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe in der Luft . ABI. Nr. L 23. 
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9 UMWELT UND GESUNDHEIT 

Die globale Bedeutung einer möglichst unbelasteten Umwelt für die Gesundheit 
ist unumstritten. Die Weltgesundheitsorganisation hat die Gesundheit als grund­
legendes Menschenrecht erklärt (WHO 1998, 1999). Umweltbedingte Gesund­
heitsrisiken betreffen im besonderen Ausmaß sozio-ökonomisch benachteiligte 
bzw. arme Menschen. Hier gilt es vermehrt entgegenzuwirken. 

Auf nationaler Ebene wurden in den letzten Jahren und Jahrzehnten in vielen 
Bereichen, wie der Luft- und Gewässerreinhaltung und der Chemikalienpolitik, 
bedeutende Erfolge erzielt. Heute gilt es, weitere Herausforderungen zu lösen. 
Durch Verbesserungen der Methoden in der Umweltanalytik, Human Biomonito­
ring und zunehmendes Wissen über toxikologische Wirkungen können Proble­
me frühzeitig aufgezeigt werden . Dadurch ist es möglich , vorsorgeorientiert 
Maßnahmen zu erarbeiten . 

9.1 Umweltpolitische Ziele 

Bereits 1989 wurde unter der Schirmherrschaft der WeItgesundheitsorganisati­
on die Zusammenarbeit der europäischen Staaten im Bereich Umwelt und Ge­
sundheit initiiert, um umweltbedingte Gesundheitsrisiken zu erkennen und zu 
minimieren. Der Schutz der Kinder stand seit Beginn im Vordergrund . Daher 
wurde im Jahr 2004 der Kinder-Umwelt-Gesundheits-Aktionsplan veröffentlicht 
(WHO 2004) und an dessen Umsetzung gearbeitet. Der Prozess Umwelt und 
Gesundheit in Europa wird durch die Ministerkonferenzen Umwelt und Gesund­
heit und die Europäische Sonderarbeitsgruppe Umwelt und Gesundheit weiter­
getragen (WHO 2010). 

Im Jahr 2015 wurde erneut auf die Risiken durch Umweltverschmutzung und 
den Klimawandel sowie auf die Bedeutung der Anpassungs- und Minderungs­
maßnahmen hingewiesen (WHO 2015). Neben der Verringerung von Erkran­
kungen aufgrund chemischer, biologischer und physikalischer Umwelteinflüsse 
wurde als wesentliches Handlungsfeld "Krankheitsprävention durch eine ver­
besserte Qualität von Außen- und Innenraumluft" beschrieben (WHO 2010). Die 
Europäische Kommission hat Aktionen zur Verbesserung der Innenraumluftqua­
lität vorgeschlagen (Ec 2011) und Richtlinien für gesunde Schulen erarbeitet 
(Ec 2015). 

Die Strategie für ein internationales Chemikalienmanagement (SAICM 2015) hat 
das Ziel , bis 2020 weltweit eine sichere Produktion, Verwendung und Entsor­
gung von Chemikalien umzusetzen. SAICM zeigt chemikalienbedingte Risiken 
auf, die durch derzeitige Instrumente unzureichend erfasst sind. 

Die Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen haben unter dem 
Aktivitätsfeld "Gesundheit und Wohlergehen" das Ziel definiert, bis 2030 die An­
zahl der Todesfälle und Krankheiten durch gefährliche Chemikalien in Luft, 
Wasser und Boden zu verringern . 

Eines der grundlegenden Ziele des 7. Umweltaktionsprogramms der Europäi­
schen Union (Beschluss Nr. 1386/2013/EU) ist der Schutz der europäischen 
Bürgerinnen vor umweltbedingten Belastungen, Gesundheitsrisiken und Beein­
trächtigungen ihrer Lebensqualität. 
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Die Kombinationseffekte von Chemikalien sowie Sicherheitsprobleme in Bezug 
auf endokrine Disruptoren 1 sollen in allen einschlägigen Rechtsvorschriften der 
Union angemessen berücksichtigt werden. Umwelt- und Gesundheitsrisiken 
durch die Verwendung gefährlicher Stoffe müssen insbesondere für Kinder be­
wertet und minimiert werden , wobei dies auch Chemikalien in Produkten ein­
schließt. Langfristige Maßnahmen sind auf eine schadstofffreie Umwelt auszu­
richten . Sicherheitsprobleme in Bezug auf Nanomaterialien und Materialien mit 
ähnlichen Eigenschaften sollen angemessen berücksichtigt werden. 

Durch die EU-Gesundheitsstrategie soll Gesundheitsschutz in allen Politikberei­
chen verankert werden (KOM(2007) 630). Darauf aufbauend hat die österrei­
chische Bundesgesundheitskommission Rahmengesundheitsziele beschlossen 
(BMG 2012). Eines der Ziele ist die nachhaltige Gestaltung und Sicherung natür­
licher Lebensgrundlagen, wie Luft, Wasser und Boden sowie aller Lebensräu­
me, auch für künftige Generationen. 

Die Europäische Kommission hat 2013 eine Richtlinie für den Schutz vor ioni­
sierender Strahlung (BSS-Richtl inie; RL 2013/59/Euratom) erlassen. Diese in­
haltlich sehr umfangreiche Richtlinie muss bis Februar 2018 in nationale Ge­
setzgebung umgesetzt werden. 

Die Klimawandelanpassungsstrateg ie hat zum Ziel, nachteilige Auswirkungen 
des Klimawandels auf Umwelt, Gesellschaft und Wirtschaft zu vermeiden . Die 
Anpassungsmaßnahmen sollen die Risiken für Demokratie, Gesundheit, Sicher­
heit und soziale Gerechtigkeit minimieren (BMLFUW 2012). 

9.2 Schutz der Gesundheit 

In vielen Materiengesetzen ist der Schutz der Gesundheit zentral verankert. 
Fachspezifische gesundheitsrelevante Themen finden sich zu Luftschadstoffen 
( ... Luft, Kapitel 8.1 bis 8.3), zu Wasserqualität ( ... Wasser, Kapitel 5.1, 5.3), zu 
Böden ( ... Bodenschutz und Flächenmanagement, Kapitel 6.4), zu industriellen 
Anlagen ( ... Industrielle An lagen, Kapite l 2.3) und zu Verkehr ( ... Mobilität, Ka-
pitel 3.4, 3.6). Chemische Substanzen ( ... Chemikalien, Kapitel 14.2, 14.4, 
14.5) sowie die Vermeidung und Minimierung von nachteiligen Auswirkungen 
von Abfallerzeugung und -bewirtschaftung ( ... Ressourcenmanagement und 
Abfallwirtschaft, Kapitel 12.1, 12.4) und von historischen Verunreinigungen 
( ... Altlasten , Kapitel 13.1, 13.2) sind bedeutende Herausforderungen in Zu­
sammenhang mit Umwelt- und Gesundheitsschutz. Der Klimawandel ( ... Kl ima­
wandelanpassung, Kapite l 11.2, 11.4) und der Verlust von biologischer Vielfalt 
( ... Biologische Vielfalt, Kapitel 7.3) können die Gesundheit ebenfalls beein­
trächtigen. Es soll jedoch darauf hingewiesen werden, dass das Themenfeld 
Umwelt und Gesundheit auch über die im vorliegenden Umweltkontrollbericht 
behandelten Aspekte hinausgeht. 

Im Mittelpunkt des vorliegenden Kapitels stehen Themen im Zusammenhang 
mit der Vision des 7. Umweltaktionsprogramms der EU "a non-toxic environ­
ment". Es werden sowohl chemikalien- als auch geogenbedingte Risiken, wie 
durch das radioaktive Gas Radon , Vorsorge für nukleare Risiken, aber auch 

1 Substanzen, die durch Veränderung des Hormonsystems die Gesundheit schädigen können 
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klimawandelbedingte Gesundheitsrisiken behandelt. Diese auf europäischer und 
internationaler Ebene als wesentlich erachteten Themen ergänzen die gesund­
heitsrelevanten Aspekte der anderen Kapitel im Umweltkontrollbericht. Zentra­
les Bestreben ist es dabei , dem vorsorgeorientierten Umwelt- und Gesundheits­
schutz Rechnung zu tragen. 

9.3 Human Biomonitoring 

Die häufigste Gesundheitsbeeinträchtigung durch Umwelteinflüsse ist durch die 
Aufnahme von Schadstoffen gegeben. Durch die Festlegung von Richt- und 
Grenzwerten für Schadstoffemissionen und -konzentrationen in Umweltmedien 
(Wasser, Luft, Boden) und Konsumgütern soll insbesondere verhindert werden , 
dass Schadstoffe über ein tolerierbares Maß freigesetzt bzw. Menschen bei 
durchschnittlichen Lebensgewohnheiten und Rahmenbedingungen exponiert 
werden. Die Menge tatsächlich aufgenommener Schadstoffe kann von Norm­
Annahmen , z. B. durch besondere Arbeitsplatzbedingungen oder Verbraucher­
gewohnheiten, erheblich abweichen . Human Biomonitoring macht es möglich, 
die tatsächliche Schadstoffbelastung von Menschen durch chemische Analy­
sen, z. B. von Blut, Harn oder Muttermilch, festzustellen . In der Verordnung zur 
Gesundheitsüberwachung am Arbeitsplatz wird derzeit für bestimmte Expositio­
nen Human Biomonitoring vorgeschrieben (VGÜ 2014; BGBI. II Nr. 27/1997). In 
vielen Ländern , wie beispielsweise Deutschland , Belgien, Frankreich oder den 
USA, gibt es Human Biomonitoring-Programme, um die Hintergrundbelastung 
der Bevölkerung (Referenzwerte) und daraus möglicherweise entstehende Risi­
ken abzuleiten. Derartige Untersuchungen gibt es in Österreich im Regelfall 
nicht, es wurden jedoch bereits einige Studien durchgeführt, darunter aktuell 
das Phthalat- und Bisphenol A-Monitoring der österreich ischen Bevölkerung 
(UMWELTBUNDESAMT 2015a) . 

Die Relevanz von Human Biomonitoring im Allgemeinen und von Referenzwer­
ten im Speziellen wurde durch die Belastung der Umwelt im Görtschitztal (Kärn­
ten) mit Hexachlorbenzol (HCB) ersichtl ich ( ... Industrielle Anlagen , Kapitel 2.3, 
... Atlasten , Kapitel 13.2, ... Bodenschutz und Flächenmanagement, Kapitel 
6.4, ... Ressourcenmanagement und Abfallwirtschaft, Kapitel 12.5). Um das 
Ausmaß der zusätzlichen HCB-Belastung der exponierten Personen bewerten 
zu können , wurde vorerst die Hintergrundbelastung in Österreich ermittelt. Auf­
grund der Verfügbarkeit von Proben aus einem Vorprojekt konnten österreichi­
sche HCB-Referenzwerte ermittelt und die zusätzliche Belastung dargestellt 
werden (UMWELTBUNDESAMT 2015b). Dies zeigt, dass Gewinnung und Aufbe­
wahrung von Humanproben für Fragen im Zusammenhang mit Belastungen 
durch Chemikalien notwendig sind. 

Auf Initiative der Europäischen Kommission soll 2017 ein nachhaltiges, gemein­
sames europäisches Human Biomonitoring entwickelt werden , um mögliche Ri­
siken durch besorgniserregende Chemikalien zu erkennen und Maßnahmen 
abzuleiten. In Österreich sollen unter Mitwirkung der Österreichischen Plattform 
für Human Biomonitoring Voraussetzungen für eine Beteiligung an der europäi­
schen Initiative geschaffen werden. 

Eine Teilnahme Österreichs an der Europäischen Human Biomonitoring-Initia­
tive sollte nachhaltig sichergestellt werden . (Bundesregierung) 
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Ein Programm zu Human Biomonitoring sollte in Österreich entwickelt und um­
gesetzt werden; die Einrichtung einer Proben bank und die Ableitung weiterer 
Referenzwerte für Österreich sollte forciert werden. (Bundesregierung) 

9.4 Vorsorge von derzeit noch unzureichend geregelten 
Risiken durch Chemikalien 

Durch Kombinationswirkungen können Chemikalien auch unterha lb ihrer Wirk­
schwelle Risiken verursachen. Diese Problematik wird durch die derzeitigen 
Bewertungs- und Zulassungssysteme unzureichend erfasst ( .. Chemikalien, 
Kapitel 14.4). Einige hormonschädigende Chemikal ien können Gesundheits-
schädigungen schon in sehr geringen Konzentrationen verursachen - vor allem 
bei Kindern - weswegen Vorsorgemaßnahmen in Betracht gezogen werden 
sollten. Besondere Bedeutung in diesem Zusammenhang hat die Exposition 
gegenüber Chemikalien und Schadstoffen über unterschied liche Aufnahmepfa­
de, wie beispielsweise über die Luft, das Trinkwasser, die Nahrung oder Ge­
brauchsgüter. 

Weltweit können schwer abbaubare Arzneimittelwirkstoffe in der Umwelt nach­
gewiesen werden . Die meisten dieser Stoffe wurden allerdings nicht auf ihre 
Umweltverträglichkeit überprüft und können Organismen schädigen (SAICM 
2015). Für Österre ich liegen bereits einige Monitoring-Daten vor (UMWELT-
BUNDESAMT 2016). Die Gefahr der weiteren Ausbreitung von Antibiotikaresisten­
zen und insbesondere die Verbreitung multiresistenter Keime stellt ein bedeu­
tendes Risiko für die Gesundheit dar (BMG 2013). 

Gesundheitsrelevante Themen, wie Kombinationswirkungen von Chemikalien, 
Chemikalien in Produkten sowie Arzneimittel in der Umwelt, sollten aufgegriffen 
und Projekte sollten gefördert werden, um bestehende Datenlücken zu füllen 
und Maßnahmen zur Risikominimierung für Österreich zu erarbeiten. Die der­
zeit laufenden Prozesse auf EU-Ebene, die auf eine bessere Erfassung und 
Regulierung abzielen, sollten durch eine österreichische Position vorangetrie­
ben und mitgestaltet werden. (Europäische Kommission , Bundesregierung) 

Als wesentlicher Expositionspfad der Bevölkerung wird nach wie vor die Innen­
raumluft angesehen . Mehr als 900 Chemikalien , Partikel und biolog ische Mate­
rialien können in Innenräumen vorkommen und zusätzlich zu den Luftschadstof­
fen der Außenluft zu möglichen Gesundheitsri siken fü hren (SCHER 2008). Emis­
sionen aus Bau-Produkten und Einrichtungsgegenständen tragen hier maßgeb­
lich zur Belastung bei. 

Der Arbeitskreis Innenraumluft des BMLFUW veröffentlichte eine Richtlin ie zur 
Innenraumluftqualität, welche einige Richtwerte fü r problematische Innenraum­
luft-relevante Stoffe enthält (ÖAW, 201 1), und erstellt Positionspapiere, unter 
anderem zu umwelt- und gesundheitsverträglichen Materialien im Baubereich 
und bei der Sanierung oder auch Maßnahmen zur Schimmelbekämpfung. 

Empfehlungen Um die Qualität in Innenräumen zu verbessern , sollten weitere Richtwerte für 
problematische Substanzen abgeleitet werden. Eine Regelung zur Überprüfung 
dieser Richtwerte in öffentlichen Gebäuden sollte getroffen werden, insbeson­
dere in Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulen. (BMGF, BMB, Bundeslän­
der) 
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Chemikalien in Produkten können ebenfalls ein Risiko darstellen. Die europäi­
sche Produktsicherheitsrichtlinie (RL 2001/95/EG), die in Österreich durch das 
Produktsicherheitsgesetz (PSG 2004; BGB!. I Nr. 16/2005) umgesetzt ist, hat 
zum Ziel , dass Produkte bei bestimmungsgemäßem Gebrauch kein Risiko für 
die Gesundheit darstellen . Bei der Vielzahl an eingesetzten Chemikalien ist dies 
jedoch nicht immer gewährleistet. Dies ist unter anderem an den wöchentlichen 
Berichten des Schnellwarnsystems (RAPEX2

) der Europäischen Kommission 
ersichtlich . Insbesondere Elektrik- und Elektronikprodukte sowie Spielzeug und 
Textilien wurden als problematisch identifiziert (UNEP 2015). Vor allem bei 
Elektrik- und Elektronikprodukten wird dabei der gesamte Lebenszyklus ein­
schließlich der Abfallphase betrachtet. 

In einer vom Europäischen Verbraucherrat und dem Österreich ischen Stan­
dards-Institut veröffentlichten Deklaration wurde darauf hingewiesen, dass ge­
fährliche Stoffe in Konsumprodukten durch die derzeitige Regulatorik nicht aus­
reichend erfasst werden. Problembereiche sind unter anderem kanzerogene, 
mutagene und reproduktionstoxische (CMR) Chemikalien in Textilien , Tätowier­
mitteln sowie in Trinkwasser- und Lebensmittelkontakt-Materialien (ANEC & ASI 
CONSUMER COUNCIL 2013) . Die Europäische Kommission ist derzeit dabei , 
Problemfelder in Konsumentlnnen-nahen Produkten zu identifizieren und Maß­
nahmen zu erarbeiten. Einen konkreten Vorschlag für ein Verbot gibt es bereits 
für CMR-Stoffe in Textilien .3 Auch für Bauprodukte werden Verbote von CMR­
Stoffen angedacht. 

Von wesentlicher Bedeutung ist es, die Einhaltung von gesetzlichen Regelun­
gen in allen Bereichen (Chemikalien , Biozide, Produkte) verstärkt zu überprü­
fen , insbesondere in Zusammenhang mit neu implementierten Gesetzesände­
rungen sowie hinsichtlich möglicher Lücken. Der Internethandel schafft zusätzli­
che Komplexität in der Überprüfung. Um die Richtigkeit der Berechnungsmodel­
le, die bei der Zulassung oder Registrierung von Chemikalien , Pflanzenschutz­
mitteln und Bioziden zum Einsatz kommen, zu überprüfen , ist auch die Überwa­
chung der Umwelt nötig . 

Die Überprüfung der Einhaltung bestehender gesetzlicher Bestimmungen zu 
Chemikalien und Schadstoffen - insbesondere in den Bereichen Lebensmittel­
kontakt-Materialien , Gebrauchsgüter, Spielzeug, Biozide, Chemikal ien und Pflan­
zenschutzmittel - sollte weiter forciert werden, einschl ießlich des Internethan­
dels und importierter Güter, um ein ausreichendes Schutzn iveau für Umwelt 
und Gesundheit zu gewährleisten. (für die jeweiligen Rechtsmaterien zuständi­
ge Behörden) 

2 htt.R /!~9,~yr9J..>p--_~ I)!r:,Qn$J.l.r)J~J_*9_1J~_ym~[$_$p.WY{$.i!f~!LPm9J.!g~!!.i!P~~lI-'~,=t!!(r)J lIJ!ln~_Ii~Jlt::m<}jn 
Jj$!N 9.tj~~<}!iQn$ 
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Tschernobyl 1986 

9.5 Risikovorsorge durch Strahlenschutz 

Tschernobyl und Fukushima haben die verheerenden Folgen nuklearer Kata­
strophen aufgezeigt. Über gesundheitliche Folgen gibt es unterschiedliche In­
terpretationen , unumstritten ist jedoch der deutliche Anstieg an Schilddrüsen­
krebserkrankungen in den am meisten betroffenen Ländern (WHO 2006, 201 6, 
IpPNW 2016). 

Strah lenwarnsysteme 

Das österreichische Strahlenfrühwarnsystem und die Entscheidungshilfesyste­
me werden betrieben, um großräumige radioaktive Belastungen frühzeitig zu 
erkennen und Maßnahmen zum Schutz der Bevölkerung ergreifen zu können. 

Infolge des Reaktorunglücks in Tschernobyl im Jahr 1986 gibt es nach wie vor 
in Teilen Oberösterreichs, u. a. im Bereich des Pyhrnpasses sowie im Bereich 
der Hohen Tauern, punktuell erhöhte radioaktive Bodenbelastu ngen mit Cäsi­
um-137 (UMWELTBUNDESAMT 2015c). 

Fukushima Daiichi 
2011 

Hingegen konnten im Zuge der Nuklearkatastrophe im japanischen Atomkraft­
werk Fukushima Daiichi (2011) in Österreich nur mittels spezieller Analysen ge­
ringste Aktivitätsmengen in der Atmosphäre nachgewiesen werden (BMG & 
BMLFUW 2013). 

Zur Unterstützung der frühze itigen Lagebeurteilung kommen bei nuklearen An­
lassfällen mehrere sogenannte Entscheidungshilfesysteme zum Einsatz, die 
Prognosen bzw. Analysen der radio logischen Auswirkungen auf die Bevölke­
rung und der betroffenen Regionen ermöglichen . Auf europäischer Ebene er­
folgt eine Harmonisierung der Strahlenwarnsysteme im Rahmen der Zusammen­
arbeit mit der Europäischen Kommission sowie in einsch lägigen Arbeitsgrup­
pen. 

Empfehlung Die österreich ischen Strahlenwarnsysteme sollten im europäischen Kontext 
weiterentwickelt werden. (BMLFUW) 

Radon 

Radonbelastung im Das natürl ich vorkommende Radon, Zerfallsprodukt des Urans, wird je nach 

186 

Innenraum Beschaffenheit des Untergrundes aus dem Erdboden freigesetzt und kann in 
Innenräumen zu gesundheitlichen Prob lemen führen (WHO 2009, Eu 2012). 
Den Ergebnissen einer Metastudie zur Radonexposition in Innenräumen zufol­
ge gehen in Europa 9 % aller Lungenkrebstoten auf die Präsenz von Radon in 
Gebäuden zurück. Demnach ist Radon nach dem Rauchen die wichtigste Ursa­
che für Lungenkrebs (DARBY et al. 2006). 

Die Strahlenschutz-Grundnormenrichtlinie (BSS-Richtlinie 2013/59/Euratom) 
sieht vor, dass die Mitgliedstaaten einen Maßnahmenplan zum Schutz vor Ra­
don zu erstellen haben. Ein Referenzwert für Radon in Innenräumen von maxi­
mal 300 Bq/m3 ist festzulegen. Radonrisikogebiete mit der Wahrscheinlichkeit 
einer erhöhten Radonbelastung sind zu definieren, wobe i die dortigen Arbeits­
plätze (im Erdgeschoss und Keller) verpflichtend auf Radon zu überprüfen und 
allenfa lls weitere Maßnahmen zu setzen sind. Die Richtlinie wurde mit der No­
velle zum Strahlenschutzgesetz (BGBI. I Nr. 133/2015) umgesetzt und enthält 
weitere Verpflichtungen zu Datenerfassung und Information der Bevölkerung. 
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In Österreich sind seit Langem Daten zur Radonbelastung erhoben und eine 
Reihe von Projekten betreffend Radon-Information und -Schutz durchgeführt 
worden (ÖNRAP-Projekt, BMLFUW & BMGFJ 2007; BMLFUW 2016). Die Erfahrung 

zeigt, dass bei Neubauten ein Radonschutz ohne Mehrkosten möglich ist und 
dass Radonsanierungen an bestehenden Gebäuden oft mit eher geringem Kos­
tenaufwand verbunden sind . 

Ein Radon-Maßnahmenplan ist zu erstellen und umzusetzen. (BMLFUW, Bun­
desländer) 

Entsorgung von radioaktivem Abfall in Österreich 

Mit der RL 2011/70/Euratom wurde EU-weit ein inhaltlicher Mindestrahmen 
festgelegt, der die Mitgliedstaaten verpflichtet, Strategien für die Entsorgung ra­
dioaktiven Abfalls zu entwickeln . Die Umsetzung dieser Bestimmungen ist in 
Österreich durch die Novellierung des Strahlenschutzgesetzes (StrSchG; 
BGBI. Nr. 227/1969 i.d.g .F.) und der Allgemeinen Strahlenschutzverordnung 

(AligStrSchV; BGBI. Nr. 11 91/2006) erfolgt. 

Obwohl Österreich die Nutzung der Kernenergie per Verfassungsgesetz 
(BGBI. I Nr. 149/1999) untersagt ist, fallen dennoch schwach- und mitteIradioak­
tive Abfälle aus Industrie, Medizin , Wissenschaft und Forschung an , die einer 
Entsorgung bedürfen. Sämtlicher in Österreich vorhandener radioaktiver Abfall 
wird in einem zentralen Sammelzentrum und Zwischen lager in Seibersdorf 

(Niederösterreich) gemäß besten Standards aufgearbeitet und zwischengela­
gert. Der Betrieb des Zwischenlagers in Seibersdorf ist derzeit bis 2045 vertrag­
lich verankert. 

Ein nationales Programm für die Entsorgung radioaktiven Abfalls samt strategi­
scher Umweltprüfung zur Umsetzung der RL 2011/70/Euratom ist zu erarbeiten 
und damit der Prozess zur Schaffung eines Endlagers zu struktuieren. (Bun­

desregierung) 

9.6 Vorsorge vor gesundheitsbedingten Klimawandelrisken 

Der Klimawandel kann direkt und indirekt Probleme für die menschliche Ge­
sundheit verursachen . Hitzewellen können bei älteren Personen, aber auch bei 

Kleinkindern oder chronisch Kranken zu Herz-Kreislauf-Problemen und zu ei­

nem Anstieg des Sterberisikos führen ( ... Klimawandelanpassung , Kapitel 
11 .2). Weitere direkte gesundheitliche Auswirkungen sind Katastrophenfolgen 
(Apee 2014) . Weniger privilegierte Bevölkerungsgruppen sind eher verwundbar 
für Folgen des Klimawandels; hier gilt es, vermehrt Maßnahmen zu deren 
Schutz zu entwickeln . Von zunehmender Bedeutung sind auch die indirekten 
Folgen des Klimawandels für die Gesundheit. 

So können beispielsweise invasive gebietsfremde Tier- und Pflanzenarten (Neo­
biota) die menschliche Gesundheit über mehrere Wege beeinflussen . Zu direk­
ten Auswirkungen zählen Krankheiten , Infektionen , Wunden und Verletzungen 
sowie die Gefährdung durch Biotoxine, Allergene und Giftstoffe. Indirekte Aus­
wirkungen umfassen jene auf Nutztiere und Landwirtschaft (MAZZA et al. 2014) . 
Einige Neobiota kÖtlnen die Gesundheit erheblich beeinträchtigen, beispiels-
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weise das stark allergene Ragweed (Ambrosia artemisiifolia) (HEMMER et al. 

2009, RICHTER et al. 2013), der Dermatitis verursachende Riesenbärenklau 

(Heracleum mantegazzianum) (THIELE & OTTE 2008) oder nicht-heimische Mü­

ckenarten , die als Überträger von Krankheiten fungieren (SCHAFFNER et al. 

2013). Neue Vektoren (z. B. "T igermücke", Stegomyia albopicta) können sich 
etablieren , bzw. bereits vorhandene Krankheitserreger können sich regional 

ausbreiten und Risiken für d ie Gesundheit darstellen (SCHINDLER et al. 2015). 

Maßnahmen zu r Bekämpfung von gesundheitsrelevanten invasiven Arten sind 

am Beginn der Ausbre itung am kostengünstigsten (RICHTER et al. 2013) ; das 

gilt ebenso für natursch utzrelevante invasive Arten (- Biolog ische Vielfalt, Ka­

pitel 7.3). Zielgerichtete Präventivmaßnahmen sind für jene Einbringungswege 

umzusetzen, durch die invasive Arten importiert werden (z. B. amtl iche Kontrol­

len von Waren ). Grundlage für die Überwachung und Kenntn is der Verbreitung 

wäre ein umfassendes Monitori ng über d ie relevantesten Arten (BMLFuw 2014). 

Empfehlungen Um die klimawandelbedingten gesundheitlichen Risiken zu minimieren, sollte 

d ie Umsetzung der gesundheitsrelevanten Handlungsempfehlungen der öster­

reichischen Strategie zur Anpassung an den Klimawandel verstärkt vorange­

trieben werden . (Bundesregierung, Bundesländer) 

Gebietsfremde Tier- und Pflanzen arten mit einem Risiko für die menschliche 
Gesundheit sollten priorisiert und Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

ausgearbeitet und umgesetzt werden . (BMGF, Bundesländer) 
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10 KLIMASCHUTZ 

Die Eindämmung des Klimawandels ist eine der größten Herausforderungen des 
21 . Jahrhunderts. 

Trotz bisheriger Anstrengungen zeigen die weltweiten Treibhausgas-Emissio­
nen nach wie vor einen steigenden Trend und sind Haupttreiber für die gegen­
wärtige Änderung des Klimas. Die globale Durchschnittstemperatur ist seit En­
de des 19. Jahrhunderts um 0,85 °C gestiegen, jene in Österreich um etwa 2 °C. 
Jedes der letzten drei Jahrzehnte war, global gesehen, wärmer als alle voran­
gehenden Jahrzehnte seit dem Beginn der Aufzeichnungen 1850 (Ipcc 2014). 

In den nächsten Jahrzehnten ist eine Transformation zu einer kohlenstoffarmen 
Wirtschaft und Gesellschaft notwendig , um die Treibhausgas-Emissionen dras­
tisch zu reduzieren und die durchschnittl iche globale Erderwärmung im Ver­
gleich zur vorindustriellen Zeit deutl ich unter 2 °C zu halten. Bis zu diesem 
Temperaturanstieg ist, entsprechend den aktuellen wissenschaftlichen Erkennt­
nissen, eine Anpassung an den Kl imawandel mit noch akzeptablen wirtschaftli­
chen, sozialen und ökologischen Folgen möglich. 

10.1 Umweltpolitische Ziele 

globale THG­
Emissionen steigen 
weiter an 

Bei der 21. Klimakonferenz im November 2015 1 in Paris wurde von den 195 K/imaschutzab-
Vertragsparteien ein rechtl ich bindendes Klimaschutzabkommen mit Verpflich- kommen der Vereinten 
tungen für Industrie- und Entwicklungsländer verabsch iedet. Dessen zentrales Nationen 
Ziel ist es, die globa le durchschnittl iche Erwärmung deutlich unter 2 °C im 
Vergleich zur vorindustriellen Zeit zu halten. 

Das Abkommen wurde am 22 . April 2016 von 175 Staaten unterzeichnet. Es 
tritt in Kraft , sobald mindestens 55 Vertragsparteien , die zumindest 55 % der 
globalen Treibhausgas-Emissionen verantworten, ratifiziert haben . Das öster- . 
reichische Parlament hat im Juli 2016 der Ratifizierung zugestimmt. 

Ab 2020 sind die Vertragsparteien verpflichtet, alle fünf Jahre immer ehrgeizige­
re Klimaschutzpläne vorzulegen und transparent über bisherige Fortschritte zu 
berichten. Bis zur zwe iten Hälfte des Jahrhunderts sollen die globalen An­
strengungen zur Dekarbonisierung zu "Netto-Nullemissionen" führen . 

Die Industrieländer haben außerdem zugestimmt, Entwicklungsländer weiterhin 
bei Emissionsminderung und Vorsorge gegen die Auswirkungen des Klima­
wandels finanziell zu unterstützen. Ab 2020 sollen dafür bis 2025 jährlich 
1 00 Mrd. US Dollar mobilisiert werden. 

Mit dem "Fahrplan für den Übergang zu einer wettbewerbsfäh igen CO2-armen 
Wirtschaft bis 2050" (Ec 2011 a), dem "Fahrplan zu einem einheitlichen europäi­
schen Verkehrsraum" (Ec 2011 b) sowie dem "Energiefahrplan 2050" (Ec 
2011 c) hat die Europäische Kommission kosteneffiziente Lösungen und Szena-
rien zur Emissionsreduktion untersucht. 

1 Konferenz der Vertragsparteien zum Rahmenübereinkommen der Ve reinten Nationen über 

Klimaänderungen, UNFCCC 
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Rahmen für EU­
Klima-und 

Energiepolitik bis 
2030 

Ziel für Österreich für 
2030: minus 36 % 

Klima- und Energie­
paket der EU bis 

2020 

österreichisches 
Klimaschutzgesetz 
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Damit bis 2050 eine Reduktion der Treibhausgas-Emissionen um 80-95 % er­
reicht werden kann , ist eine EU-weite Verringerung der Emissionen um 40 % 
bis 2030 (Ec 2014) und um 80 % bis 2050 (Ec 2011a) vorgesehen. Die Ziele 
bis 2030 sind bereits politisch beschlossen, bis 2050 sind noch keine verbindli­
chen Ziele festgelegt. 

Der Rahmen für die Klima- und Energiepolitik bis 2030 (Ec 2014) gibt vor, die 
Treibhausgas-Emissionen innerhalb der EU um zumindest 40 % (im Vergleich 
zu 1990) zu reduzieren . Um dies zu erreichen , müssen die Sektoren außerhalb 
des Emissionshandels die Emissionen um mindestens 30 % (im Vergleich zu 
2005) senken und jene im EU-Emissionshandel um 43 % (im Vergleich zu 
2005). Weitere Zielsetzungen sind ein EU-weiter Antei l erneuerbarer Energien 
am Energieverbrauch von zumindest 27 % sowie die Verbesserung der Ener­
gieeffizienz um zumindest 27 % (gegenüber Referenzszenario) , die 2020 über­
prüft und gegebenenfalls erhöht werden sollen . 

Am 20. Juli 2016 veröffentlichte die Europäische Kommission ihren Vorschlag 
zur Effort Sharing Regulation für die Jahre 2021 bis 2030 (EK 2016) mit verbind­
lichen jährl ichen Reduktionszielen für Treibhausgas-Emissionen für alle EU­
Mitgliedstaaten. Österreich hat seine Emissionen außerhalb des Emissionshan­
dels bis 2030 um 36 % (im Vergleich zu 2005) zu reduzieren . 

Mit dem Klima- und Energiepaket 2020 hat sich die Europäische Union im 
Rahmen der zweiten Verpflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls 2013-2020 
(UNFCCC 2012) das verbindliche Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2020 den Ausstoß 
von Treibhausgasen um 20 % im Vergleich zu 1990 zu reduzieren . 

Der Anteil der erneuerbaren Energiequellen am Bruttoendenergieverbrauch ist 
bis 2020 EU-weit auf 20 % zu steigern. Ferner ist vorgesehen, die Energieeffizi­
enz um 20 % im Vergleich zu einem "business as usual"-Szenario zu erhöhen 
(- Energie, Kapitel 1.1). 

Die wichtigsten Instrumente zur Reduktion der Treibhausgas-Emissionen sind 
das EU-Emissionshandelssystem (EU ETS), in dem Emissionen aus Kraft­
werken , Industriean lagen und Luftverkehr geregelt sind, sowie eine Lastentei­
lungsvereinbarung (Effort Sharing Decision) aller EU-Mitg liedstaaten für alle 
anderen Emissionen . 

Österreich hat entsprechend dieser Vereinbarung die Treibhausgas-Emissio­
nen der Sektoren Abfallwirtschaft, Energie und Industrie (außerhalb des EU­
Emissionshandels), Fluorierte Gase, Gebäude, Landwirtschaft und Verkehr um 
16 % bis 2020 zu reduzieren . Im österreichischen Klimaschutzgesetz (KSG; 
BGBI. I Nr. 106/2011 i. d.g.F.) sind dafür jährliche Emissionshöchstmengen für 
die Perioden 2008 bis 2012 sowie 2013 bis 2020 enthalten . 

Die rechtliche Umsetzung der Emissionshandelsrichtlinie (RL 2003/87/EG 
i.d.g.F.) auf nationaler Ebene erfolgt im Rahmen des Emissionszertifikategeset­
zes (EZG 2011 ; BGBI. I Nr. 118/2011). Für die Emissionshandelsunternehmen ist 
ein EU-weites Reduktionsziel von 21 % gegenüber 2005 festgelegt (- Energie, 
Kapitel 1.1). 
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10.2 Treibhausgas-Emissionen in Österreich 

Im Jahr 2014 wurden insgesamt 76,3 Mio. t Treibhausgase emittiert. Gegen­
über 2013 bedeutet das eine Abnahme um 4,6 % bzw. 3,7 Mio. t. Im Jahr 1990 
lagen die Treibhausgas-Emissionen bei 78,8 Mio. t (UMWELTBUNDESAMT 2016a). 

Seit 2005 sinken die gesamten Treibhausgas-Emissionen in Österreich , trotz THG-Emissionen 
Wirtschaftswachstums. Der starke Rückgang 2009 und der darauf folgende sinken 
Anstieg 2010 waren in erster Linie auf die Wirtschaftskrise zurückzuführen. Der 
Rückgang der Emissionen ab 2011 steht mit dem rückläufigen Einsatz fossiler 
Energieträger im Zusammenhang, der durch den verstärkten Einsatz erneuer-
barer Energieträger und Energieeffizienzmaßnahmen erreicht werden konnte. 

Die starke Reduktion der Treibhausgase von 2013 auf 2014 lässt sich auf zwei 
Haupteffekte zurückführen: weniger Kohle- und Erdgaseinsatz für Stromproduk-
tion und Fernwärmeversorgung und deutlich weniger Heizöleinlagerung und 
Erdgasbedarf in den Haushalten aufgrund der überdurchschnittlich hohen Tem-
peraturen (UMWELTBUNDESAMT 2016a, b) . 
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Die wesentlichen Verursacher der österreich ischen Treibhausgas-Emissionen 
waren im Jahr 2014 die Sektoren 2 Energie und Industrie, Verkehr, Gebäude so­
wie Landwirtschaft. Diese Sektoren sind für rund 93 % der Treibhausgas­
Emissionen verantwortlich (UMWELTBUNDESAMT 2016a) ( ... Landwirtschaft und 
Wald , Kapitel 4.3, ... Energie, Kapitel 1.4, ... Industrielle Anlagen, Kapitel 2.2, 
... Mobilität, Kapitel 3.4). 

2 Eine detai ll ierte Beschreibung der Sektoren ist im Klimaschutzbericht zu finden 

(UMWELTBUNDESAMT 2015a, 2016b): 

t1.t!P.:!l~·.IJITI.w.E1 lt.Q~J]9.E1~j~ITIt~JlVJ~J~9m ll]{~jt~!P.IJRlj~~ti.Q1]~tl!RJ;P.9'!?~.~ :!?Qf 
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größter Anstieg 
Verkehr, größte 

Reduktion Gebäude 

Den stärksten Anstieg der jährlichen Treibhausgas-Emissionen von 1990 bis 
2014 verzeichnete der Sektor Verkehr mit einem Plus von 7,9 Mio. t COr 
Äquiva lent bzw. + 57 ,6 %. Die Emissionen des Sektors Gebäude sind im glei­
chen Zeitraum um 5,5 Mio. t (- 42,1 %) CO2-Äqu ivalent gesunken . In Summe 

sind die Treibhausgas-Emissionen gegenüber 1990 um 2,5 Mio. t (- 3,2 %) ge­

sunken (UMWELTBUNDESAMT 201 6a) . 

Anteil der Sektoren an den 
gesamten THG-Emissionen 2014 

Änderung der Emissionen 
zwischen 1990 und 2014 

Land­
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Abbildung 2: Anteil der Sektoren an den Treibhausgas-Emissionen 2014 und Änderung der Emissionen zwischen 

1990 und 201 4 nach Sektoren. 
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Wirtschaftliche Einflussfaktoren 

Rund drei V iertel der Treibhausgas-Emissionen werden durch den energeti­
schen Einsatz fossiler Energ ieträger verursacht, womit die Entwicklung der Emis­
sionen stark vom Bruttoinlandsenergieverbrauch und vom Verbrauch fossi ler 

Energ ieträger abhängt ( - Energ ie, Kapitel 1.2). 

Zu den emissionserhöhenden Faktoren der energiebedingten Treibhausgas­
Emissionen zählen (STATISTIK AUSTRIA 2015b, c) 

• die Bevölkerungsentwicklung (Anstieg zwischen 1990 und 2014 von 7,7 auf 
8,4 Mio. Einwohnerinnen) und 

• das W irtschaftswachstum: Pro Kopf stieg das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
(Preisbasis 2010) von 25.400 Euro (1990) auf 36.000 Euro (2014). 

Emissionsvermindernd waren (STATISTIK AUSTRIA 2015a, b) 

• Energieeffizienzmaßnahmen, die zu einem Sinken der Energieintensität ge­
führt haben: Der Bruttoinlandsenergieverbrauch (BIV) pro Wertschöpfungs­
einheit (BIP) sank von 5,4 TJ/Mio. Euro (1 990) auf4,5 TJ/M io. Euro (2014). 

• ein Umstieg innerhalb fossiler Energieträger von Kohle hin zu Erdgas, 

• ein verstärkter Ersatz fossiler Energieträger durch Strom, 

• die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energieträger. 
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Der Bruttoinlandsenergieverbrauch hat sich gegenüber 1990 um 31 ,2 % erhöht, 
ist über den gesamten Zeitraum 1990 bis 2014 jedoch weniger stark gewach­
sen als das reale Bruttoinlandsprodukt (+ 57 ,7 %) (STATISTIK AUSTRIA 2015a, b). 

Seit Mitte der 2000er-Jahre machen sich v. a. der vermehrte Einsatz von kohlen­
stoffärmeren und erneuerbaren Energieträgern wie auch Emissionsrückgänge in 
den nicht-energetischen Sektoren (z. B. Abfall) positiv bemerkbar (- Energie, 
Kapitel 1.2). 
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Treibhausgas-Emissionen außerhalb des Emissionshandels 

Ein Großteil (63 %) der nationalen Treibhausgas-Emissionen stammt aus Sek­
toren , die nicht am Europäischen Emissionshandel teilnehmen. Diese Emissio­
nen unterliegen der Europäischen Effort-Sharing Entscheidung bzw. dem öster­
reichischen Klimaschutzgesetz, in denen für den Zeitraum 2013 bis 2020 sin­

kende Treibhausgas-Emissionshöchstmengen festgelegt sind (siehe Abbildung 
1 ). 

Im Jahr 2013 lagen die Emissionen 2,5 Mio. t unter dem für dieses Jahr festge­
legten Zielwert. Mit 48,2 Mio. t im Jahr 2014 unterschritten diese Sektoren die 
erlaubte nationale Treibhausgas-Emissionshöchstmenge für 2014 von 52,1 Mio. t 
um 3,9 Mio. t (UMWELTBUNDESAMT 2016a, b) . Im Jahr 2014 konnten die sektora­

len Höchstmengen in allen Sektoren - außer einer geringfügigen Überschrei­
tung in der Abfallwirtschaft - eingehalten werden . Die Unterschreitungen der 
Jahre 2013 und 2014 - in Summe 6,4 Mio. t - können bis 2020 für spätere 
Überschreitungen gegengerechnet werden (UMWELTBUNDESAMT 2016a, b). 

Entsprechend einer Abschätzung (UMWELTBUNDESAMT 2016c) werden die öster­
reichischen Treibhausgas-Emissionen für das Jahr 2015 gegenüber 2014 vo­
raussichtlich um rund 3,2 % anwachsen. Gründe für diese Entwicklung sind 

insbesondere eine Verschiebung der Strom produktion von Wasserkraft auf 
Gaskraftwerke wie auch die höhere Fahrleistung im Verkehr und der höhere 

Umweltbundesamt _ REP-0500, Wien 2015 
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Heizbedarf aufgrund der Witterung sowie höhere Heizöleinlagerungen aufgrund 
der geringen Energiepreise. Trotz dieser Zunahme werden die nationalen Höchst­
mengen für 2015 voraussichtlich unterschritten. Die Treibhausgas-Inventur mit 
den exakten, qualitätsgesicherten Zahlen für das Jahr 2015 wird Mitte Jänner 
2017 fertiggestellt und veröffentlicht. 

Treibhausgas-Emissionen im EU-Emissionshandel 

Im Jahr 2014 wurden rund 37 % der nationalen Treibhausgas-Emissionen 
durch Anlagen verursacht, die dem Emissionshandel unterliegen (UMWELT­
BUNDESAMT 2016a , b). 
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Quellen: UMWELTBUNDESAMT (20168, b) umweltbundesamt~ 

Die Treibhausgas-Emissionen der österreich ischen Emissionshandelsbetriebe 
haben sich in den beiden Bereichen - Industriebetriebe und Anlagen der Ener­
giewirtschaft - stark unterschied lich entwickelt. 

Ab 2013 wurden zusätzl iche Anlagen und Gase in den EU-Emissionshandel 
einbezogen; damit waren in Österreich im Jahr 2013 um 5 % bzw. 1,5 Mio. t 
mehr CO2-Äquivalent als noch 2012 in diesem System erfasst. Die Daten für 
2014 zeigen einen Rückgang der Emissionen um 1,8 Mio. t bzw. 6 %, was 
hauptsächlich auf einen Rückgang um 1,6 Mio. t bei den Emissionen von öf­
fentlichen Kraftwerken zurückzuführen ist (UMWELTBUNDESAMT 2016a, b) . Seit 
2005 sind die Emissionen im Bereich der Energ ieaufbringung um 47,8 % ge­
fallen , vor allem wegen des Ausbaus erneuerbarer Energieträger infolge des 
Ökostromgesetzes, aber auch zugunsten eines starken Anstiegs der Strom­
importe (v. a. aufgrund wirtschaftlicher Rahmenbedingungen). Im Bereich der 
Industrie lagen die Emissionen 2014 auf einem ähnlichen Niveau wie 2005. 

In der zweiten Handelsperiode (2008-2012) lag die Zuteilung der Zertifikate in 
Österreich und der EU insgesamt über den tatsäch lichen Emissionen. 

Mit der Überarbeitung der EU Emissionshandelsrichtl inie (RL 2009/29/EG) für 
die dritte Handelsperiode wurde eine EU-weit festgesetzte Höchstmenge an 
Zertifikaten fixiert. Als Grundprinzip für die Zuteilung wurde die Versteigerung 
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